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A. Tagesordnung
1. Eröffnungund Geschäftsbericht.
2. Die Novellen zu den Gesetzen über die Pensionierung der Reichs- und Staatsbeamten und

über die Fürsorge für ihre Hinterbliebenen
(Berichterstatter noch nicht bestimmt.)

3. Eisenbahntarifefür inländischePflastersteine.
Berichterstatter: BürgermeisterKühl-Strasburg Westpr.

4. Die Steuerprivilegien der Beamten.

Berichterstatter; Stadtrat Dr. Deichen-Danzig Und

BürgermeisterZ i tzl a f f - Marienwerder.

5. Jst die Lage der kleinen, nicht kreisfreien Städte durch die Gesetzgebungder letzten 35 Jahre
gefördertoder geschädigtworden und wie kann ihnen göholfenwerden?

Berichterstatter: BürgermeisterMüller-Dt. Krone.

6. Gewährung von Fahr-preisvergünstigungenfür die von der Technischen Hochschule in

Danzig veranstalteten Sonderkurfe.
Berichterstatter: Stadtverordneter H a r d tm an n - Danzig

GeschäftlicheMitteilungen.
Entlastung der Rechnung.
Wahl des Vorstandes I

Beschlußfassungüber Ort und Zeit des nächstenStädtetages9909071
B. Programm

Donnerstag, den 27. Juni l907.

Von 8 Uhr abends ab: Zwangloses Beisammensein der schon anwesenden Mitglieder des Städtetages
im Garten des Gefellschaftshauses(BahnhofstraßeNr. 4). Konzert.

Freitag, den 28. Juni 1907.

8 Uhr vormittags: Zusammentreffen am Denkmalsplatz behufs Besichtigung der Freiwilligen
Feuerwehr und deren Löfchgeräteauf dem Übungsplatze(Moltkestraße),der

Metallwarenfabrik H. Kelch Erben, des Stadtparks und des städtischen

Wasserwerks.
10 Uhr vormittags: Sitzung des Städtetages im Gesellschaftshause.
1172 Uhr vormittags: Frühstück,gegeben von der Stadt Dirfchau.
12 Uhr mittags: Fortsetzung der Verhandlungen
2 Uhr nachmittags: Gemeinsames Mittagessen im Hotel zum Kronprinzen. Gedeck 3,50 Mk·

ohne Wein.
·

4V, Uhr nachmittags: Dampserfahrt nach Gerdin. Nach RückkehrBeisammensein im Gesellschafts-
garten. — Konzert. —

Honnabend, den 29. Juni 1907.

8 Uhr vormittags: Besichtigungdes städtischenElektrizitätswerksund des städtischenSchlachthauses.
9 Uhr vormittags: Sitzung des Städtetages
2 Uhr nachmittags: Mittagessen in den Hotels je nach Belieben der Teilnehmer.

Etwa ZVI Uhr nachmittags: Fahrt nach Neumühl mit Sonderzug. — Nach Rückkehrzwangloses Bei-

sammensein im Gesellschaftsgarten.



—4-

ll. Verzeichnis der Teilnehmer
an dem

fünfzehntenHtådtetage der Yrovinz ZIeflpteufzen in Yirschau 1907.

Vertreteu durch
Amtliche Stellung

Nr. Name der Stadt bezw-

Stand des Vertreters
Name

1. Berent . . . . Partikel . . . . . . . · Bürgermeister
Gottschalk . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher
Schmidt . . . . . . . . Stadtverordneter

2. Bischofs-werdet. · . . . . Fanelsa . . . . . . . . . Bürgermeister

Z. Briesen . . . . . . . . . v. Gostomski . . . . . . Bürgermeister
»

-

Sand . . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher

4- Christburg . . . . . . . Eggert . . . . . . . . . Bürgermeister

5- Culm . . . . . . . . · Komossa . . . . · . . . Bürgermeister
Dr. Malotka . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher

6. Culmsee . . . . . . . . Hartwich . . . . . . . . Bürgermeister
Bertram . . . . . . . . Stadtverordneter

Mendershausen . . . . . Stadtverordneter

7. Danzig . . . . . . . . . Ehlers . . . . . . . . . Oberbürgermeister
Dr. Deichen . . . . . . . Stadtrat.
Gronau . . . . . . . . Stadtrat.

Knpchenhauer· . . . . . Stadtrat.

Mitzlasf . . . . . . . . Stadtrat.

Zardtmami. . . . . . . Stadtverordneter

ange . . . . . . . . . Stadtverordneter
Oestreich . . . . . . . . Stadtverordneter
Salomon . . . . . . . . Stadtverordneter

8- Dirschau . . . . . . . . Eichhart . . . . . . . . Bürgermeister
Muscate . . . . . . . . Beigeordneter
Raube · . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher·
Hähne . . . . . . . . . stellv. Stadtverordnetenvorsteher

9- Elbing . . . . . . . . . Neumann . . . . . . . . .Stadtrat.
Dr. Pfütsch . . . . . . . Stadttor
Wiedwald . . . . . . . . Stadtrat·
Dr. Bleyer . . . . . . . Stadtverordnetenvorfteher.
Pudor . . . . . . . . . stellv. Stadtverordnetenvorsteher
Wegmann . . . . . . . . Stadtverordneter

10. Dt. Eylau . . . . . . . Grzywacz . . . . . . . . Bürgermeister
Thielemann . . . . . . . Stadtverordneter

11. Flatow . . . . . . . . . Haack . . . . . . . . . Bürgermeister

12. Garnsee . . . . . . . . Nicolai . . . . . . . . . Bürgermeister



Vertreten durch
Amtliche Stellung

Nr. Name der Stadt bezw-

Stand des Vertreters
Name

13. Graudenz . . . . . . . . Kühnaft . . . . . . . . Oberbürgermeister.
Kyser . . . . . . . . . Stadtrat.

D1-.Stolzenberg . . . . . Stadtrat.
Tettenborn . . . . . . . stellv. Stadtverordnetenvorsteher.
Biron . . . . . . . . . Stadtverordneter.

14. Konitz . . . . . . . . . Vollert . . . . . . . . . Rendant.

15. Dt. Krone . . . . . . . Müller . . . . . . . . . Bürgermeister.

16. Lautenburg . . . . . . . Jung . . . . . . . . . Bürgermeister.

17. Lessen . . . . . . . . . Retz . . . . . . . . . . Bürgermeister

18. Löbau . . . . . . . Kude. . . . . . . . . Bürgermeister

"1"9. Marienburg . . . . . . . Dr. Kunze . . . . . . . 2. Bürgermeister.

.20. Marienwerder . . . . . .

gitzlaff
. . . . . . . . . Bürgermeister.

üster . . . . . . . . . Stadttor

Schrock . . . . . . . . . Justizrat, Stadtverordneten-

«
vorsteher.

Diehl . · . . . . . . . Schulrut, Stadtverordneter.

.21. Neumark . . . . . . . . Schlesinger . . . . . . . Ratmann.

Max Cohn . . . . . . . Stadtverordneter.

22 Neuenburg . . . . . . . Buchhorn . . . . . . . . Bürgermeister-
Engelien . . . . . . . . Schulrut, Stadtverordnetenvorfteher.

-23. Neustadt . . . . . . . . Erdmann . . . . · . . . Bürgermeister-.
Dr. Bockwoldt . . . . . . Stadtverordneter.
Wittrin . . . . . . . . . Stadtverordneter.

-24. Neuteich . . . . . . . . Wiese . . . . . . . . . Bürgermeister.
Ruhm . . . . · . . . . stellv. Stadtverordnetenvorfteher.

25. Putzig . . . . . . . . . Böhm . . . . . . . . . Beigeordneter.
Templin . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.

26. Rehden . . . . . . Schenk . . . . . . . . . Bürgermeister.
Muchlinski . . . . . . . Stadtverordneter.

27. Schöneck , , · , « , » » Seost . . . . . . . . . Bürgermeister

.28. Schwetz. . . . . . . . . Geißler . . . . . . . . . Bürgermeister

29s Pr- Stargard . . . . . . Arndt . . . . . . . . . Stadtrat.
Raßmann . . . . . . . . Stadtrat.

Münchau . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.
Magnus . . . . . . . . Stadtverordneter.

N-



Bertreten durch
Amtliche Stellung

Nr— Name der Stadt bezw.

Name
Stand des Vertreters

30. Strasburg . . . . . . . Kühl . . . . . . . . . . Bürgermeister

31. Stuhm . . . . . . . -. . Schtnidt . . . . . . . . Bürgermeister
Ulrich . . . . . . . . . Stadtverordneten

32. Tiegenhof . . . . . . . .« Foerfter . . . . . . . . Bürgermeister
Ed.Unger . . . . . . . Stadtverordneter.

33. Thorn . . . . . . . . . Dr. Kersten . . . . . . . Oberbürgermeister
Falkenberg . . .

,.
. . Stadtrat.

Voethke. . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.

34. Tuchel . . . . . . . . . Lutze. . . . . . . . . Bürgermeister

35. Vandsburg . . . . . . . Pieper . . . . . . . . . Bürgermeister

36. Zempelburg . . . .. . Saalmann . . . . . . . Bürgermeister
Muller . . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.

37. Zoppot . . . . . - - . - Dr. Kollath. . . . . . Bürgermeister
Bielefeldt . . . . . . . . Stadtrat.

Pr. Wannow . . . Stadtverordnetenvorsteher.
eulley . . . . . . . . . Stadtverordneter.

Ehrengäfle

Regierungsrat HeitirichsiDanzig,als Vertreter des Herrn Oberpräfidenten.
Landeshauptmann der Provinz WestpreußenHin ze-Danzig.
Regierungsrat Dr. S chr o e d e r - Danzig,

präsidentenin Danzig.

Regierungsrat Laue-Marienwerder, als Vertreter des Herrn Regierungspräsidenten

in Marienwerder.

Vorsitzender des Provinzial-Ausschussesund Landrat des Kreises Dirfchau, Geheimer

Regierungsrat D o e h n - Dirschau.

als Vertreter des Herrn Regierungs--



·lll. Verhandlungen
Nach stenographischer Aufzeichnung.

Erste Sitzung.
Freitag, den 28. Juni 1907. —- gmak de-

xlotsiizendeyOberbürgermeisterEinen-Danzig: Meine

Herren! Jch erkläre deu fünfzehntenwestpreußifchen
Städtetagfür eröffnet.

Es wird hier während der Sitzung eine Anwesen-
heitsliste herumgehen, deren Aufsicht Herr Kollege
Eichhart freundlichst übernommen hat. Ich bitte

dringend, Ihre Namen sorgfältig einzutragen, da diese
Liste in den stenographischenBericht kommt und der

Ausweis dafür ist, daß Sie wirklich dagewesen sind.
Ich erinnere, wie schon im vorigen Jahre, daran, daß
einmal in einer unserer Städte Zweifel laut geworden
sind, ob ihre Delegierten auch wirklich dagewesenseien.
-(Heiterkeit).

Der Vorstand ist hier vertreten durch meine Wenig-
keit, Herrn Kollegen Dr. Kersten-Thorn, Herrn
Kollegen Müller-Dr Krone und Herrn Kollegen
-Hartwich-Culmsee. Eutschuldigt hat sichHerr Ober-

bürgermeisterElditt-Elbing und Herr stellvertretender
StadtverordnetenvorsteherMünsterb erg-Danzig, unser
.Kassenführer,— vielleicht kommt er noch. Zu meinem

großen Bedauern ist aber auch verhindert mein Stell-

vertreter, Herr Iustizrat Obuch-Graudenz. Ich muß
daher bitten, daß einer der anderen Herren mich ver-

tritt und würde der Versammlung vorschlagen, Herrn
OberbürgermeisterDr. Kersten für heute und morgen
als meinen Stellvertreter zu bestellen. (Zustimmung).
Damit ist die Versammlung einverstanden-

Hier liegt eine Anzahl Berichte anderer Städtetage,
die wir in Danzig in größererAnzahl haben. Ich
bitte, sie sich gelegentlichanzusehen und hingern bereit,
wenn einzelne Städte Exemplare wünschen,sie, soweit
·der Vorrat reicht, zur Verfügung zu stellen. Es sind

Broßenteilssehr interessante Verhandlungen, und für
Jeden, der überhauptnoch Zeit hat Drucksachenzu lesen
(Heiterkeit),ist es sehr zu empfehlen, sichdieser Berichte
anzunehmen. — Ebenfalls liegen da Mitteilungen des

deutschen Städtetages. Meine Herren! Der deutsche
Städtetag UmfaßtStädte, die mindestens 25000 Ein-

wohner haben; es ist aber zulässig,daß auch Verbände,
AlsoPTOViUziakStädtetageunter Ausschlußderjenigen
Städte, die schon ohnedies Mitglieder des deutschen
Städtetages sind — es sind in Westpreußen:Danzig,
Elbing, Graudenz und Thorn — Mitglieder des deut-

schen Städtetages werden. Ich werde mir, da der

nächstedeutscheStädtetagmeines Wissens erst 1908 in

Hefellfchaftshaufes — 10 Zitjr vormittag-.

München zusammentreten wird, erlauben, eine Ent-

schließungdarüber herbeizuführen,ob wir als Verband

dem deutschenStädtetage und seiner in Berlin errichteten
Auskunststelle beitreten wollen. Wir würden einen

angemessenen Beitrag zu zahlen haben, zu dem wir

uns auf fünf Jahre verpflichten müßten. Ich will

heute mit Rücksichtauf unsere reichhaltigeTagesordnung
auf die Sache nicht weiter eingehen.

Die stenographischen Aufzeichnungen werden in

gewohnter Weise durch unsern alten Stenographen,
Herrn Dr. Daniel bewirkt werden.

Meine Herren! Ich bitte Sie, sich von Ihren
Plätzen zu erheben. (Geschieht). Wir wollen auch
diesmal, ehe wir in unsere Verhandlungen eintreten,
unseren Blick richten aus das großeGemeinwesen, unser
Vaterland, in dessenDienst wir arbeiten auch in diesem
Städtetage,und auf den erhabenen Monarchen, der an

der Spitze unseres deutschenReiches uns voranleuchtet
durch Arbeitsfreudigkeit Und treueste Pflichterfüllung
Seine Majestät, unser allergnädigsterKaiser, König
und Herr: Hurrahl (Die Versammlung stimmt drei-

mal lebhaft in den Ruf ein).

Jch bitte zugleich um die Erlaubnis, an Seine

Majestät das üblicheTelegramm richten zu dürfen, mit

folgendem Wortlaut:
·

An des Kaisers Majestät
Kiel.

Der in Dirschau versammelte westpreußische
Städtetag sendet Euerer Majestät in alter Treue

ehrfurchtsvollenHuldigungsgruß.
OberbürgermeisterEh lers - Danzig. »Z)

Jch darf wohl annehmen, daß Sie mit der Ab-

sendung dieses Telegramms einverstanden sind. (Zu-
stimmung.)

Jch habe dann die Freude, außer den Mitgliedern
des Städtetages hier begrüßen zu können den Ver-

-«·)Auf dieses Huldigungstelegramm ist nach Schluß des

Städtetages folgende telegraphische Antwort eingelaufen:

Herrn OberbürgermeisterEh l e r s.

Seine Majestät der Kaiser und König lassen dem

westpreußischenStädtetage für das freundliche Gedenkeu

herzlich danken.

Auf AllerhöchstenBefehl:
Der Geheime Kabinettsrat

von Lucauus.



treter des Herrn Oberpräsidenten,Herrn Regierungsrat
Heinrichs; der Herr Oberpräsident ist augenblicklich
am Nordkap und daher verhindert, heute hier zu sein.
Die Einladung an den Herrn Landeshauptmann hat
zu unserer lebhaften Freude den Erfolg gehabt, daß
sowohl der Herr Landeshauptmann wie-auch der Vor-

sitzende des Provinzialausschusses, Herr Geheimrat
Doehn uns die Freude ihrer Anwesenheit machen.
Der Herr Regierungspräsidentvon Danzig hat Herrn
Regierungsrat Dr. Schroeder beauftragt, ihn zu

vertreten, und der auf Urlaub befindliche Herr Re-

gierungspräsidentvon Marienwerder hat Herrn Re-

gierungsrat Laue- beauftragt, an unseren Verhand-
lungen teilzunehmen. Ich heiße die Herren herzlich
willkommen.

.

Regierungsrat Heinrich-: Ich danke Ihnen für die

freundlichen Worte der Begrüßung, die Sie u. a. an

mich, als den Vertreter des Herrn Oberpräsidenten
gerichtet haben. Der Herr Oberpräsident bedauert es

auf das lebhafteste, daß er auch in diesem Jahre in-

folge Urlaubes es sich versagen muß, an Ihren Be-

ratungen teilzunehmen. Er hat mich mit seiner Ver-

tretung beauftragt· Ich schätzedies als besondere Ehre
und habe mich dem Mandat mit umso größererFreude
unterzogen, als ich selbst als Kind der Provinz mit

ihren Verhältnissenauf das engste verwachsen bin. Sie

alle wissen, daß der Herr Oberpräsidentder wirtschaft-
lichen Entwickelung der Kommunen, besonders der

mittleren und kleinen,wärmstes Interesse entgegenbringt
und durchdrungen ist von der hohen Bedeutung des

kommunalen Lebens für die Kultur überhaupt. Ich
bitte, Sie an ein Wort erinnern zu dürfen, daß der

Herr Oberpräsident, damals noch als Regierungs-
präsident, aus dem elften Städtetage sprach. Er be-

zeichnetespeziell die Städte in unserm Osten als die

Träger einer Kultur von Jahrhunderten und als Pflanz-
stätten deutschenWesens und deutscher Vaterlandsliebe.

Indem ich Ihnen die Grüße des Herrn Oberpräsidenten
überbringe,bitte ich mir gestatten zu dürfen, auch den

diesjährigenBeratungen des Städtetages reichen Segen
zu wünschenfür die Städte selbst und damit auch für
die Provinz. (Beifall.)

Landeshauptmann Hinsc: Meine Herren! Auch ich
danke herzlich für die schönenBegrüßungsworte,die

an mich und den Vorsitzenden des Provinzialaus-
schusses, in dessen Namen ich wohl gleichzeitigsprechen
darf, gerichtet wurden. Ich bin gern hergekommen,
zumal es mir in den letzten Jahren infolge von Zu-
fälligkeitenversagt gewesen ist, anwesend zu sein. Jch
schätzedie Worte der Begrüßung und die schonvorher
mir erwiesenen Freundlichkeiten umsomehr, als ich
etwas beklommen und mit schlechtemGewissen herge-
kommen bin (Heiterkeit), weil ich einen Auftrag nicht
erfüllt habe. Ich habe Ihnen noch nicht den Entwurf
für die zu begründendePensionskassemitteilen können.

Ich bekam die Sache etwas spät, als ich gerade mit

großen,anderen Arbeiten belastet war, dann bin ich
auf Urlaub gewesen u. s. w. Der Provinzialausschuß
hat sich aber der Sache wohlwollend gegenübergestellt
und mich beauftragt, einen Entwurf vorzulegen, den

Sie sicher in nächsterZeit erhalten sollen. (Beifall.)

Ich bin umso lieber hergekommen, als auch ich ein

Kind der Provinz bin. Von ganzem Herzen wünsche
ich daher Ihren Beratungen in der alten, guten Stadt

Dirschau den besten Erfolg. (Erneuter Beifall)
Geh. Regierungsrat, Landrat yoehm Als Vor-

sitzender des Provinzialansschusses und Landrat des

Kreises gestatte ich mir, Sie herzlich willkommen zu

heißen. Sie lernen in der Kreisstadt Dirfchau eine

Kommune kennen, welche die Freuden und Leiden aller

kleineren Städte teilt. Große Aufgaben treten jetzt
an unsere Städte heran, und unsere Stadtverwaltung
ist mit allen Kräften, ja, ich möchtefast glauben, über
die Kräfte hinaus bestrebt, diesen Anforderungen ge-

recht zu werden. Die selbstredende Folge ist die

Finanznot; die Steuerlast ist eine gewaltige, und wenn

es Ihren Beratungen gelingen sollte, diese Finanznot
etwas zu mildern (Heiterkeit), so wäre das eine große
Tat. Ich bin in dieser Beziehung nicht ganz hoff-
nungslos, denn Nummer 5 der Tagesordnung wird

Ihnen Gelegenheit bieten, auch die Finanzfragen zu
erörtern. Das Referat befindet sich in ganz außer-

ordentlich guten Händen. Mein alter, langjähriger
Freund, BürgermeisterMüller-Dt. Krone ist mir seit
drei Jahrzehnten als sehr gewiegter, findiger Verwal-

tungsbeamter bekannt, und vor allem habe ich immer

seineFinanzkunst zu schätzengewußt. Er weißFinanz-
quellen zu erschließenwie kein anderer. Vielleicht
gelingt es- ihm, auch uns Ratschläge zu geben, wie

wir aus der Finanznot herauskommen Das ist mein

fehnlichster Wunsch, den ich nicht nur für die Kreis-

stadt Dirschau äußern möchte, sondern auch für die-

anderen — sie befinden sich ja alle in gleicher Lage.
Jch wünsche Ihnen den besten Erfolg und begrüße
Sie in diesem Sinne. (Beifall.)

Regierungsrat Dr. Hchroeder-Danzig: Auch ichs
tschließemich den Dankesworten für die liebenswürdige
Begrüßung an. Der Herr Regierungspräsidentvon

Jarotzky ist leider durch eine Ministeral-Konferenz
in Danzig am Erscheinen verhindert. Mir gereicht es

zur ganz besonderen Freude, ihn zu vertreten, da auch
ich ein Sohn der Provinz Westpreußen,speziell der

Stadt Danzig bin. Mein Präsident beauftragt mich,.
Sie seines lebhaftesten Interesses für Ihre Beratungen
zu versichern und die besten Wünsche für einen gedeih-
lichen Verlauf anzuschließen.(Beifall).

Regierungsrat Laus-Marienwerder: Der Herr Re-

gierungspräsident in Marienwerder hat mich beauf-
tragt, Ihnen seine Grüße zu übermitteln und die besten
Wünschefür einen günstigenVerlauf Ihrer Beratungen
Er spricht zugleich sein Bedauern aus, daß er durch
seinen Urlaub, den er nicht unterbrechen kann, ver-,

hindert ist, an den Verhandlungen teilzunehmen Ebenso
ist auch sein Vertreter Herr OberregierungsratLewald

verhindert. Der Herr Regierungspräsidentnimmt den

lebhaftesten Anteil an den Arbeiten des Städtetagess,-
und ich habe die Ehre, seine bestenWünschefür ihr
Gedeihen auszusprechen (Beifall).
BürgermeisterEichhart- DikschauzMeine sehr ge-

ehrten Herren! Es liegt mir die angenehmePflicht ob,
Sie im Namen der Stadt Dirfchau, der Bürgerschaft
wie der städtischenKörperschaften,hier herzlich will-.



kommen zu heißen. Wir hatten uns schon vor einer

Reihe von Jahren, inGraudenz, dazu verstanden, den

Städtetagzu uns einzuladen. Wir standen damals in

Konkurrenzmit Marienburg, und da Marienburg ge-

wählt wurde, so war für uns die Linie vorgezeichnet,
zu warten, bis eine Aufforderungan uns-herantrat
Das ist im vorigen Jahre geschehenund hat lebhafte
Freude bei uns hervorgerufen. Es ist das erste Mal,
daß in dieser alten Stadt der WestpreußischeStädtetag
tagt. Wir haben ja hier ebenso wie andere kleine
Städte nur unendlich wenig zu bieten, was wir von

Herzen bedauern, aber was bei uns hier in den letzten
Jahren hat geschaffen werden können, das ist Ihnen
gezeigt worden und wird Ihnen noch gezeigt werden.
Es zeigt noch sehr das Gepräge der Unvollständigkeit-
vieles liegt noch in der Zukunft; es fehlt uns Kana-

lisation, es fehlt uns vor allen Dingen auch ein gutes
Rathaus, — das muß eben die Zukunft bringen. Viel

ist es also nicht, was wir bieten können; was wir aber

bieten, das geschieht von Herzen. Sie haben sich hier
versammelt auf einem FleckchenErde, das in der Ver-

gangenheit eines der heißestumstrittenen Gebiete ge-

wesen ist. Die Stadt hat unendlich gelitten in der

Vergangenheit,in all den Streiten zwischen dem deut-

schen Orden und den Polen, nachher unter den

Schweden, schließlich,als Dirschau preußischgeworden
war, durch die langjährigeBesatzung der Franzosen
Damals ist alles draufgegangen, was wir an Land
nnd Gut gehabt haben, so radikal, daß die Stadt voll-

ständig ruiniert war. Die Stadt hat nachher in der

preußischenZeit durch den Bau der Eisenbahnen wieder
einen Aufschwung genommen ; aber was wir aus den

Trümmern retteten, das war kein Geld, sondern es

waren Schulden, deren Abtragung bis in meine Zeit
hinein gedauert hat. Nun hat die Bürgerschaftden

Versuch unternommen, auch bei uns Wohlfahrts-
einrichtungenzu schaffen, wie sie eine moderne Kultur-

stätte nicht mehr entbehren kann. Ich bin in der

angenehmen Lage, mich mit beiden städtischenKörper-
schaften in dem Ziele unserer kommunalen Aufgaben
in vollkommener Übereinstimmungzu befinden und

weiß von dem Geiste der Opferfreudigkeit, der in ihnen
herrscht, nur Lobendes zu berichten. Dieser Geist
beseelt die ganze Bürgerschaft,die es sich zur Ehre
schätzt,Sie heute zu ihren Gästen zu zählen. Nehmen
Sie das, was wir in unserer Stadt und bei unseren
beschränktenMitteln Ihnen bieten können in der Weise,
wie es gemeint ist, als von Herzen kommend. Sie

wissen ja, mehr als man hat, kann man nicht geben.
Ich will Ihren Beratungen nicht durch viele Worte

Abbruch tun, ich heiße Sie nochmals herzlich will-

kommen. (Beifall).
VorsitzendenIch bin Überzeughdaß Sie mir voll-

ständigzustimmen, wenn ich sage, daß wir sehr erfreut
find, daßDirschau uns zu diesemStädtetagehier ein-

geladen und trotz der Kanalisationsarbeitenund sonstiger
schwierigerAufgaben diese Einladung nicht zurück-
genommen hat. Wir wollen garnicht immer nur an

glänzendeOrte kommen,zumal wir ja solchein West-
Preußeneigentlichgarnicht haben (Heiterkeit);wir haben
ja lauter xStädte,die mit der Not der Zeit schwer zu
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kämpfenhaben, von der sich die großenVororte um

Berlin und die westlichen Städte schwerlich ein Bild

machen; aber wir stehen hier auf einem Vorposten der

Kultur, und wenn wir das leisten, was uns möglich
ist, dann genügen wir unserer Pflicht, mehr können
wir nicht tun. Ich kann nur hoffen, daß die Be-

strebungen der Stadtgemeinde Dirschau von Erfolg
gekrönt sein werden und darf wohl versicheru, daß
wir uns hier alle außerordentlichwohl fühlen. (Beifall.)

Meine Herren! Wir kommen jetzt zu Nummer 1

der Tagesordnung:

Geschäft-bericht.

Ich will hier mitteilen, damit es gehörig in den

stenographischen Bericht kommt, was infolge des vor-

jährigen Städtetages in Dt. Eylau geschehen ist.
Ich komme hierbei zunächstzu demselben Gegen-

stande, über den sich schon der Herr Landeshauptmann
in so wohlwollender Weise geäußert hat. Der Vor-

stand hat infolge der Verhandlungen des letztenStädte-
tages unter Mitteilung des stenographischen Berichtes
unter dem 7. November 1906 an den Herrn Landes-

hauptmann folgendes Schreiben gerichtet:
»Die Frage der Gründung eines Ruhegehalts-

kassenverbandes für die Beamten der Kommunen

hat, nachdem sie bereits früher mehrfach auf den

Städtetagen der Provinz Westpreußen erörtert
worden war, auch den diesjährigenWestpreußischen
Städtetag, der am 29. und 30. Juni d. I. in

Dt. Eylau stattfand, beschäftigt,und der Städte-

tag hat auf Grund der eingehenden Vorarbeiten

des Herrn Bürgermeisters Müller-Dt. Krone

folgenden Beschlußgefaßt:
Der Städtetag wolle seinen Vorstand be-

auftragen, den Herrn Landeshauptmann zu

ersnchen,nunmehr die Führung zur Errichtung
einer provinziellen Ruhegehaltskasse für die

Kreise und Stadtgemeinden und andere öffent-
lich-rechtlicheVerbände der Provinz West-
preußen in die Hand zu nehmen, zu dem

Zwecke, in Gemeinschaft mit Vertretern der

Kreise und Städte die Satzungen einer solchen
Kasse zu vereinbaren und bei dem Provinzial-
ausschusse die erforderlichen Anträge wegen
der Annahme der Satzungen und die Über-

nahme der Verwaltung der Kasse durch die

Provinzialverwaltung zu stellen.
In Erledigung dieses Beschlusses übermitteln
wir Ew. Hochwohlgeboren ergebenst einen ge-
druckten Verhandlungsbericht, der auf Seite

36—48 die Erörterungenüber diesen Gegenstand
enthält,mit dem Ersuchen, die Angelegenheit im

Sinne des Beschlussesin Erwägung nehmen zu
wollen. Daß Ew. Hochwohlgeboren der Idee
der Gründung eines solchenVerbandes unter der

Verwaltung der Provinz wohlwollend gegenüber-
stehe, glauben wir nach den Erklärungen, die

Sie auf dem Graudenzer-Städtetageim Iahre
1902 (siehe anliegendes DruckstückSeite 31)

abgegeben haben, auch für die Gegenwart noch
voraussetzen zu können, und bei der Einheitlich-



keit, mit der der Städtetag sich für die Gründung
eines Ruhegehaltskassenverbandes ausgesprochen
hat, —- der mitgeteilte Beschluß ift nach Seite

48 mit allen gegen 1 Stimme gefaßt und die

Stellungnahme dieser einen abweichendenStimme

war lediglich durch eine abweichendeAnsicht über
das weiter einzufchlagende formelle Verfahren
veranlaßt — wird auf eine zahlreiche Beteiligung
der Städte an dem zu gründendenVerbande ge-

rechnet werden können. Auch ist nach den Er-

mittelungen des Herrn Referenten (Seite 38)
wohl anzunehmen, daß auch in den Landkreisen
ein erhebliches Interesse für die Errichtung des

Verbandes besteht,sodaßim ganzen eine finanziell
genügendeBeteiligung wird erwartet werden

können.

Über die Stellungnahme der Provinzial-
verwaltung darf ich wohl weiteren Mitteilungen
entgegensehen.«

Der Herr Landeshauptmanu hat uns darauf fol-
gendes mitgeteilt:

»Der Provinzial-Ausschuß hat in seiner
Sitzung am 18. Dezember 1906 beschlossen,dem

Beschlussedes XIV. WestpreußischeuStädtetages
am 30. Juni 1906, die Errichtung einer pro-

vinziellen Ruhegehaltskasfe für die Kreise und

Stadtgemeinden und andere öffentlich-rechtliche
Verbäude der Provinz Westpreußen betreffend,
Folge zu geben nnd den Landeshauptmann mit

der Ausarbeitung des Entwurfs der Satzungen
für die Ruhegehaltskasse zu beauftragen. Jn

Erledigung des Auftrags ist mit Beschaffungdes

erforderlichen Materials begonnen worden«

Nach den freundlichen Mitteilungen des Herrn
Landeshauptmanus können wir ja überzeugtsein, daß
die Sache in guten Händen ist.

Jch komme dann zu einem andern Gegenstande,
zu der Frage der Proviuzial-Witweu- und Waiseukasse.
Es ist folgendes Schreiben an den Herrn Landes-

hauptmann gerichtetworden:

»Der Westpr. Städtetag hat auf feiner dies-

. jährigenTagung, die am 29. und 30. Juni 1906

in Dt. Eylau stattfand, folgenden Beschlußge-

faßt, den wir hiermit der Provinzial-Verwaltung
zur gefl. Erwägung ergebenst.übermitteln:

Der Westpr. Städtetag richtet an die

Provinzialverwaltung die Bitte, der Berech-
'

nung der aus der Provinzial-Witwen- und

Waisenkasse an Hinterbliebene eines Kom-

munalbeamten zu zahlenden Unterstützungen
grundsätzlichdas für den betreffendenBeamten

maßgebende Pensionsdienstalter zu Grunde

zu legen, auch wenn dem Beamten seitens
der Kommune eine anderweit zugebrachte
Dienstzeit für den Pensionssall angerechnet
worden ist, und ferner, wenn eine solche An-

rechnung auch erst nach dem Dienstantritt
erfolgt ist, der betreffenden Kommune eine
Nachzahlung grundsätzlichnicht aufzuerlegen«
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Wir haben zur Begründung die Verhandlungen
des Städtetages beigefügt und folgende Antwort be-

kommen-

,,Der Antrag des Vorstandes vom 7. No-

vember v. J. betreffend die Anrechnung aus-

wärtigerDienstzeit bei Feststellung der aus

der Provinzial-Witwen- und Waisenkasfe zu

zahlenden Reliktengelder ist vom Provinzial-
Ausschuß dem Provinzial- Landtag unter-

breitet worden.

Der Provinzial-Landtag hat iu seiner
Sitzung am 6. März er. beschlossen,daß der

§ 12 des Reglements betreffend die Fürsorge
für die Witwen- und Waisen der Beamten

des Provinzialverbandes vom 16. März 1883

statt der bisherigen Fassung die folgende
Fassung erhält:

,»,D·asWitwengeld besteht für die Witwen

derjenigen Kasfeumitglieder, welche nach dem

31. März 1898 sterben, iu vierzig vom

Hundert derjenigen Pension, zu welcher der

Verstorbene berechtigt gewesen ist oder berech-
-tigt gewesen sein würde, wenn er am Todes-

tage in den Ruheftand versetztwäre.

Hierbei sollen besondere Abmachungen mit

den Provinzialbeamten über die Anrechnung
anderweit im Reichs-, Staats- oder Kom-

munaldienst verbrachter Dienstzeit, soweit sie

nach Vollendung des 35. Lebensjahres des

betreffenden Beamten und nach erfolgter An-

stellung oder Wahl desselben getroffenwerden,
bei Feststellung des Witwengeldes ohne Nach-
zahlung von Zuschüssenuud Beiträgen für
die anzurechnende Zeit nur in dem Falle
Berücksichtigungfinden, daß der Beamte vom

Tage der Feststellung ab mindestens noch
2 Jahre am Leben bleibt.

Das Witwengeld soll jedoch, vorbehaltlich
der im § 14 verordueten Beschränkungfür
die Witwen der nach dem 31. März 1898

gestorbenen Kassenmitglieder mindestens 216

Mark betragen und für die Witwen der der

Kasse nach dem 31. März 1898 beitretenden

Mitglieder 3000 Mk. nicht übersteigen-«
Die miuifterielle Genehmigung zu diesem
Beschluß ist beantragt worden. Nach Ein-

gang derselben werde ich weitere Mitteilung
machcn.«

Landeshauptmanu hinze-Danzig: Die Sache ist
gestern an mich zurückgelangtdurch Vermittelungdes

Herrn Oberpräsidenten· Die zuständigenMinister
haben Anstand genommen, dieseAuderungdes Statuts

zu bestätigen,meines Erachtens aber aus nicht maß-
gebenden Gründen. Sie fragen an, ob nicht eine

Schädigung der Versicherten gegenüberdem bisherigen
Zustande eintreten würde, weil jetzt die 2 Jahre fest-
gesetzt sinds Das Ist ja aus bekannten Gründen ge-

schehen, die ganze Auderung soll ja nur zu Gunsten
der Relikten erfolgen. Ich hoffe, daß, nachdem zurück-
berichtet sein wird, die ÄnderungBestätigung finden



wird. Augenblicklich ist es noch nicht geschehen. Es

ist Ihnen ja allen bekannt, nnd es bildet ja auch den

zweiten Gegenstand der heutigen Tagesordnung, welche
Änderungeninzwischen-durch die Gesetzgebungerfolgt
sind. Diese Änderungenwerden ja auch in dem

Witwen- und Waisenkassenreglementberücksichtigtwerden

müssen, nnd es wird, bis dies geschehenist —- der

Provinzial-Landtag tritt ja erst im Februar oder März
zusammen — ein gewisses Vaenum entstehen, da die

Witwen- und Waisenkasseihre Zahlungen noch nach
dem alten Recht leistet, nnd die Änderungder Pensions-
verhältnissefür die städtischenBeamten ex lege in

Kraft tritt, sodaß es eines Beschlussesder städtischen
Körperfchastennicht mehr bedarf. Da die Pensionen
sich zum Teil erhöhen,so können auch höhereWitwen-
nnd Waisengelder herauskommen, und der Mindest-
betrag des Witwengeldes ist ja auch schon in dem
neuen Gesetz selbst von 216 auf 300 Mark erhöht
worden. Es sind bereits Erwägungeneingetreten, nnd

ich hoffe auch die Zustimmung des Provinzialausschusses
und sodann des Provinziallandtages zu finden, daß
wir diese Bestimmungen mit rückwirkender Kraft vom

1. April 1907 in das Witwen- nnd Waisenreglement
übernehmen Diese Bestimmungen gelten aber nach
dem Kommunalbeamtengesetzzunächstnur für die Städte,
für die Provinz treten sie noch nicht ein« Jn der

Provinz wird die Pension der Beamten erst konform
mit den Bestimmungen für die staatlichen Beamten

durch Beschluß eingeführt werden können. Die

Differenz zwischen dem Witwen- nnd Waisengelde,
welches für die Hinterbliebenen der städtischenBeamten

aus der Witwen- und Waisenkasse gezahlt wird, nnd

zwischen dem, was die Städte nach den neuen gesetz-
lichen Bestimmungen zu tragen haben, wird vorläufig
von den Städten verauslagt werden müssen. Bei dem

nicht ungünstigenStande der Provinzialwitwen- nnd

Waisenkassewird der Staat aber nichts dagegen haben,
daß die neuen Bestimmungen mit rückwirkender Kraft
vom 1. April 1907 in das Reglement aufgenommen
werden, sodaß den Städten keine größerenLasten er-

wachsen werden. (Beisall).

Vorsitzenden Jch kann wohl fortfahren. Auf dem

vorigen Städtetage in Dt. Eylan wurde auch über
die Beaufsichtigung der Viehmärkteverhandelt, und es

find dort zwei Resolutionen gefaßt worden. Die

eine forderte
die. Abfendung einer Petition an die Herren
Regierungspräsidentenmit der Bitte, die Beauf-
sichtigung der Schweinemärkteden am Orte

wohnhaften approbierten Schlachthans- bezw.
Polizeitierärztenzu gestatten, namentlich auch in

den Städten Dt. Eylau, Löbau, Lessen, Schöneck,
Baldenburg, Freystadt, Schönsee,Rehden und

Bischofswerder.

Die zweite Resolution verlangte
die Absendung einer Petition an die zuständigen
Behördenmit der Bitte, die §§ 17 und 2 Abs.3

»
.

des Reichsgesetzesvom
23· Juni 1880

1. Piai 1894

ändern, daß es der freien Bestimmung der

dahin zu
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Landesgesetzgebungüberlassenbleibt, die Beauf-
sichtigung der öffentlichenVieh- und Schweine-
märkte auch nicht beamteten Tierärzten zu über-

tragen.

Auf Grund der ersten Resolution, die also keine

Abänderungder Reichsgesetzgebungbetrifft, haben wir

an die Herren Regierungspräsidentenin Danzig nnd

Marienwerder geschrieben und diesen den Beschluß
übermittelt, indem wir zur Begründung auf den ge-
druckten Verhandlungsbericht hinwiesen, von dem wir

unter Bezugnahme auf Seite 11 bis 18 ein Exemplar
beifügten, und nur hervorhoben, daß der Städtetag
von der Rechtsansicht ausgegangen ist, daß dem frag-
lichen Antrage auf Grund der geltendengesetzlichen
Bestimmungenentsprochen werden könne,nnd erst dann,
wenn sich diese Annahme als nicht zutreffend erweisen
sollte, eine Änderungder Gesetzgebunganzustreben sei.

Darauf sind uns folgende Antworten zugegangen:

Unter dem 28. Dezember 1906 von dem Herrn
Regierungspräsidentenin Danzig:

»Im Regierungsbezirk Danzig kommt nur

die Stadt Schöncckfür den von dem Städtetage
am 30. Juni d. J. gefaßtenBeschluß in Be-

tracht. Schöneckzahlt dem Kreistierarzt für die

Marktüberwachnngeine Pauschalvergütungvon

insgesamt 144 M. Würde dem dortigen Tier-

arzt dieAufsicht übertragen, so würde dies ca.

70 M. Kosten verursachen. Der verhältnis-

mäßig geringe Mehraufwand, den die Stadt

Schöneckjetzt zu leisten hat, kann als ein dringen-
der Grund im Sinne des § 2 Abs. 3 des

Reichsviehsenchengefetzes,welcher die Übertragunz
der veterinären- Marktaufsicht an einen in

Schöneckwohnenden Privattierarzt rechtfertigen
könnte,nicht angesehen werden. Es muß daher
inbetreff Schöneck’s bei dem jetzigenZustande
verbleiben.«

Der Herr Regierungspräsidentin Marienwerder

hat unter dem 13. Januar d. J. erwidert:

»daß ich zur Zeit nicht in der Lage bin, dem

Antrage des WestprenßischenStädtetages: die

Beaufsichtigung der Schweinemärkte allgemein
den am Orte wohnhaften approbierten Schlacht-
hans- oder Polizeiärztenzu übertragen, stattzu-
geben. Nach den gesetzlichen Bestimmungen,
§ 17 des Reichsgesetzes betreffend die Abwehr
und- Unterdrückung von Viehseuchen vom

23· Juni 1880

——1«Mai 1894
(R.G.B. 1880 S.153 nnd 1894

S. 405ff) sollen alle Viehxnärktedurch beamtete

Tierärzte beaufsichtigt werden. Jn § 2 a. a. O.

ist der Begriff ,,beamteter Tierarzt« näher er-

läutert nnd gleichzeitigausgeführt,daß an Stelle

derselben im Falle ihrer Behinderung oder aus

sonstigen dringenden Gründen andere appro-

bierteTierärzte zugezogen werden können. Als

solcher dringender Grund kann die Rücksichtauf
Kostenerfparnis nur ausnahmsweise und beson-
ders nur dann gelten, wenn veterinär-

polizeiliche Interessen dabei nicht gefährdet



sind. Da aber zur Zeit die ansteckendenKrank-

heiten der Schweine im hiesigen Bezirk immer

noch stark verbreitet sind, kann ich gerade im

veterinär-polizeilichenInteresse allgemein von

meiner Anordnung der Beaufsichtigung der Vieh-
und Schweinemärkte durch beamtete Tierärzte
grundsätzlichnicht Abstand nehmen. Der Herr
Minister für Landwirtschaft, Domänen und

Forsten hat auch in einer Reihe von Beschwerde-
fällen verschiedenerStädte diesen Grundsatz an-

erkannt· In denjenigen Fällen, in denen der

beamtete Tierarzt behindert ist, habe ich bereits

jetzt stets genehmigt, daß die Beaufsichtigungder

in Rede stehenden Märkte einem praktischen
Tierarzt übertragen wird. Wenn es gelungen
sein wird, die Seuche weiter einzuschränken,wozu

berechtigte Hoffnungen gegeben sind, bin ich nicht
abgeneigt, die Beaufsichtigung der Schweine-
märkte dem Antrage entsprechend anderweit zu

regeln.«
Wir haben uns dabei nicht beruhigt, sondern uns

unter dem 18. Februar d. J. an den Herrn Minister
für Landwirtschaft mit folgendem Schreiben gewandt:

»Auf dem WestpreußischenStädtetage,der am

29. und 30. Juni"1906 in Dt. Eylau abgehalten
worden ist, ist die amtsärztlicheBeaufsichtigung
der öffentlichenViehmärkteder Gegenstand der

Verhandlungen gewesen(siehe anliegenden Druck-

bericht Seite 11 bis 18) und dabei folgender
Beschluß (Seite 18) gefaßtworden:

an die Herren Regierungs-Präsidenten in

Danzigund Marieuwerder die Bitte zu richten,
die Beaufsichtigung der Schweinemärkteden am

Orte wohnhaften approbierten Schlachthaus-
bezw. Polizeitierärztenzu gestatten, namentlich
auch in den Städten Dt. Eylau, Löbau,Lcsscn,
Schöneck,Baldenburg, Freystadt, Schönsee,
Rehden und Bischofswerder.

Wir haben uns in Verfolg dieses Beschlusses
mit einer Eingabe an die Herren Regierungs-
Präsidentenin Danzig und Marienwerder ge-
wandt und darauf die abschriftlich beiliegenden
Bescheide erhalten.

Beide Bescheidelassen erkennen, daß auch nach
der Auffassung der Herren Regierungs-Präsi-
denten der bestehende gesetzlicheZustand es an

sich gestattenwürde, den vorgetragenen Bitten zu

entsprechen. Eine Abhilfe ist aber vorderhand ab-

gelehnt worden.

Wir bitten Euer Exellenz ergebenst,
die Angelegenheit, die für die kleinen Städte

von erheblicher Bedeutung ist, einer noch-
maligen wohlwollenden Prüfung dahin unter-

werfen zu wollen, ob den vorgetragenen
Wünschen nicht auch gegenwärtig schon ent-

sprochen werden kann.«

Unser Vorstandsmitglied, der Landtagsabgeordnete
Münsterberg, hat sich noch persönlichim Februar
mit dem Referenten des Herrn Landwirtschaftsministers
in der Sache in Verbindung gesetztund damals, also
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im Februar, geschrieben,daß man im Ministerium der

Sache wohlwollend gegenüberstehe.Weiteres haben
wir aber leider bisher noch nicht erfahren- Ich kann

nur die Hoffnung aussprechen, daß die Gründe, die

seitens einer Anzahl unserer Städte geltend gemacht
sind, doch als dringend anerkannt werden möchten.
Die Auffassung, daß die Kostenfrage kein dringender
Grund sei, kann ich nicht teilen (sehr richtig); in unsern
westpreußischenStädten ist die Kostenfrage immer ein

sehr dringender Grund, und für die kleinen Städte mit

ihrem geringen Etat ist es keineswegs gleichgültig-ob

sie einige Hundert Mark mehr für diese Dinge aus-

geben müssen oder nicht. Es kommt aber noch eins

hinzu, worauf in den vorjährigenVerhandlungen hin-
gewiesen wurde, insbesondere von Dt. Eylau, daß
nämlich diese teure amtsärztlicheAufsicht ja in sehr
vielen Fällen überhaupterst dann wirksam werde, wenn

die Schweine schon gar nicht mehr vorhanden sind.
(Heiterkeit und Zustimmung) Jch kann nur den

Wunsch aussprechen, daß der Sache im Ministerium
weitere Folge gegeben werden möge, und ich schließe
daran. die Bitte an die Herren Vertreter der beiden

Regierungspräsidenten,im Falle der Berichterstattung
sich unserer Wünschemit all dem Wohlwollen anzu-

nehmen, das durch die veteriuärpolizeilichenRücksichten

irgendwie gestattet ist. (Zustimmung.)
Jch nehme an, daß zu diesen Gegenständen der

Geschäftsführungdas Wort weiter nicht verlangt wird. —

Das bestätigtsich.
Wir kämen dann zur

Rechnungslegung
Die abgeschlosseneund in Danzig geprüfte Rech-

nung für das abgelaufene Jahr schließtin den Ein-

nahmen mit 2078,94 M., in den Ausgaben mit

868,90 M., also mit einem Bestande von 1210,04 M.

ab. Außerdem sind in der abgeschlossenenRechnung
noch aufgeführt120 M. Reste; ich will aber gleich
bemerken, daß unterdes hiervon 70 M. bereits ein-

gegangen sind, sodaß nur noch 50 M. Rest bleibt.

Ich würde vorschlagen, die Rechnung, damit sie morgen

dechargiert werden kann, den Vertretern der Städte

Dirschau und Marienwerder zur Berichterstattung zu

übergeben. Sind die Herren damit einverstanden?
(Zustinnnung).

Damit ist Nummer 1 der Tagesordnung erledigt.
Wir kommen zu Nummer 2:

Yie Yovetkeu zu den Gesetzen über die Pensionie-
rung der Reichs- uud Htaatsbeamten und über

die Fürsorge für ihre Hinterbliebenen

HerichterstatteyStadtrat WitzlasFDanzjgzMeine

Herren! Das deutscheReich und der preußischeStaat

haben im vergangenen nnd in diesemJahre die Ve-

stimmungen über die Gewährungvon Pensionen Und

Hinterbliebenengelderneiner Revision unterzogen, die

von der Tendenz geleitet war, die Bezügesowohl der

Pensionärewie der Hinterbliebenen aufzubessern. Die

VestimMUUgeWUm die es sich handelt, sind im ganzen
in 8 Gesetzen enthalten, 4 Reichs- und 4 preußischen
Gesetzen. Von den 4Reichsgesetzenbeziehen sich2 auf



’Militärpersoneu,das eine auf die Offiziereeinschlieszlich
Sanitäts-Offiziere,1)das zweite auf Militärpersouen
der Unterklassen.2) 2 Gesetze beziehen sich auf die

Reichsbeamten; das eine ist als Novelle zum Reichs-
beamtengesetzerschienen, welches die Bestimmungenüber
die Pensionierung enthält,3) das zweite betrifft die

Hinterbliebenenversorguug.4) Als preußischeGesetze
sind zunächst2 Gesetze für die unmittelbaren Staats-

beamten erlassen, eine Novelle zum Pensionsgesetzvom

.27. März 1872 und den weiteren Novellen 5) und eine

Novelle »zu dem Gesetz über die Fürsorge für die

Witwen und Waisen der unmittelbaren Staatsbeamten
vom 20. Mai 1882.6) Dann sind noch 2 weitere

Gesetzebeschlossen,allerdings noch nicht in der Gesetz-
samnilung publizicrt, betreffend die Pensionsbezügeund

die Reliktenversorgungder Elenientarlehrer.7)
Von diesen Gesetzen, die wesentlichgleichartigeBe-

stimmungenenthalten, sind die Militärgesetzeund die

Gesetze für die Reichsbeamten nur in einem Punkte,
auf den ich noch zurückkommenwerde, für die Stadt-

gemeindeu von einem gewissen Interesse.
Die Gesetze für die Elementarlehrer find insofern

von Bedeutung, als die Pensionierung und Relikten-

versorgung zwar aus besonderen, selbständig ver-

walteten Kasseu erfolgt, diese Kassen aber ihre Mittel

wieder aus Beiträgen der Schulverbände,also bei uns

von den Stadtgemeinden, erhalten. Die Handhabung
der neuen Bestimmungen ist hiernach lediglichSache
der Kassen, die Kommunen haben aber immerhin mit

der Möglichkeitzu rechnen, daß die Verbesserung der

Pensions- und Reliktenbezügezu einer Steigerung der

Beiträge führen kann. Ob die Steigerung tatsächlich
eintreten wird, kann ich freilich nicht beurteilen, weil

1) Reichsgesetzüber die Pensionierung der Offiziere einschließlich
Sauitätsoffiziere des Reichsheeres, der Kaiserlichen Marine
und der Kaiserlichcn Schutztruppen. Vom 31. Mai 1906.

R. G. Bl. S. 565.

2) Reichsgesetzüber die Versorgung der Personen der Unter-

klassen des Reichsheeres, der Kaiscrlichen Marine nnd der

Kaiserlichen Schutztruppen. Vom 31. Mai 1906. R. G.Bl.
S. 593.

Z) Reichsgesetz,betreffendÄnderungendes ReichsbeamtengesetzFs
vom 31«.März 1873. Vom 17. Mai 19()7. R.G.Bl.S.201.

4) Beamtenhinterbliebenengesetz.Reichsgesetz vom 17. Mai 1907.

R. G. Bl. S. 208.

5) Gesetz, betreffend Abänderungen des Pensionsgesetzes vom

27i März 1872 (G. S. S. 268) und der Gesetze vom 31. März
1882 (G. S· S. 133), vom 20. März 1890 (G. S. S. 43)
und vom 25. April 1896 (G; S. S. 87). Vom 27. Mai
1907. G. S. S. 95,

Gesetz Wegen Abänderung des Gesetzes-, betreffend die Für-
sorge für die Witwen und Waisen der unmittelbaren Staats-

beamten- vom 20. Mai 1882 (G. S. S. 298) und des Ge-

setzes VOM 1· Juni 1897 (G. S. S. 169). Vom 27. Mai

19()7. G. S. S. 99.

7) a. Gesetz wegen Abänderung des Gesetzes, betreffend die

Pensionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent-

lichen Volks-schalem vom 6. Juli 1885 (G. S. S. 298).
Vom 1(). Juni 1907. G. S. S. 133.

b. Gesetz wegen Abänderung des Gesetzes, betreffend die

Fürsorge für die ittven und Waisen der Lehrer an

öffentlichenVolksschulen, vom 4. Dezember 1899 (G. S.

S. 587). Vom 10. Juni 1907. G. S. S. 137.

li X-
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mir die Vermögensverhältnisseder iu·Westpreußeube-

stehenden Kassen nicht so genau bekannt sind.
Von weit einschneidendererWichtigkeitsind für uns

dagegen die Gesetze, welche für diePzensionierungund

Hinterbliebeneuversorgung der unmittelbaren Staats-

beamten erlassen sind. Formell beziehen sich beide

» Gesetze allerdings nur auf die unmittelbaren Staats-

beamten einschließlichder Lehrer an den höheren
Schulen, es kommen aber Bestimmungen des Kom-

nuinalbeamtengesetzesvom 30.7.1899 in Frage, durch
welche die für die Staatsbeamten erlassenen Novellen

ohne weiteres auch siir die städtischenBeamten Geltung
erhalten,
«Der § 12 Abs. 1 des Kommunalbeamtengesetzes

bestimmt nämlich:

»Die städtischenBeamten erhalten bei ein-

tretender Dienstunfähigkeit— sofern nicht mit

Genehmigung des Bezirksausschuffes ein anderes

festgesetztist — Pension nach den für die Pen-
sionierung der unmittelbaren Staatsbeamten

geltenden Grundsätzen, wobei Artikel 111 des

Gesetzes vom 31. 3. 1882 pp. pp. unberührt
bleibt.« (Der Schlußpassus betrifft die Pen-
sionierung der 65 Jahre alten Beamten).

Und ebenso ist über die Reliktenversorgung (§ 15

Abs. 1 Satz l) gesagt:-
»Die Witwen und Waisen der pensions-

berechtigten Beamten der Stadtgeineiuden er-

halten —-— sofern nicht mit Genehmigung des

Bezirksausschusses ein anderes festgesetzt ist —

Witwen- und Waisengeld nach den für die

Witwen und Waisen der unmittelbaren Staats-

beamten geltenden Vorschriften unter Zugrunde-
legung des von den Beamten im Augenblick des

Todes erdienten Pensionsbetrages.«
Die Auslegung dieser Bestimmungen ist vielleicht

nicht ganz unzweifelhaft; es wäre die Ansicht denkbar,
daß die Bestimmungen so gemeint seien, daß nur die

zur Zeit des Erlasses des Kommunalbeamtengesetzes
für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vor-

schriftenauch auf die Kommunalbeamten für anwendbar

erklärt werden sollten; bei der ganz allgemein ge-

haltenen Fassung indessen, bei der jede Bezugnahme
auf die einzelnen Gesetzevermieden ist, werden die Be-

stimmungen richtig dahin auszulegen sein, daß die

jeweiligen Vorschriften, die für die unmittelbaren

Staatsbeamten Geltung haben, auch ohne weiteres

durch das Kommunalbeamtengefetz auf die städtischen
Beamten für anwendbar erklärt werden sollten. Die-

selbe Meinung ist, abgesehen von einem Zweifel, der

in der Herrenhauskommifsion von einem Mitgliede
geäußertwurde l) währendder Beratung der Novellen

auch im Herren- und Abgeordnetenhause vertreten

worden, im Herrenhause vom Oberbürgermeister
Struckmann2) im Abgeordnetenhause vom Abgeord-
neten von Brandenstei113). Auch der Vertreter des

Ministers des Junern hat sich ganz auf diesen Stand-

l) DrucksacheNr. 42 des Herrenhauses S. 5 vorletzter Absatz-
2) Sitzung vom 14. 3. 07 Bericht S. 39-40.
3) Sitzungsberichte Sp. 4374.



punkt gestellt1) und ihn damit begründet,daß es seit
Erlaß der Städteordnung immer das Bestreben der

Gesetzgebunggewesen sei, die städtischenBeamten im

Bezug auf Pensions- und Relikteu-Verforgung genau

ebenso zu behandeln, wie die Staatsbeamten.

Gilt sonach grundsätzlich,daß die Bestimmungen
der Novellen für die Staatsbeamten auch für die-

städtischenBeamten Geltung haben, so sind dabei aller-

dings einige Einschränkungenzu machen. Außer den

mitgeteilten allgemeinen Bestimmungen enthält nämlich
das Kommunalbeamtengesetz auch eine Anzahl von

Spezialbestimmungen, welche einzelne Punkte, die bei

der Pensions- und Reliktengeldbemessungvon Bedeutung
sind, besonders regeln. Soweit solcheausdrücklichen
Sonderbestimmungen des Kommunalbeamten-

gesetzes vorliegen, z. B. über die Pensionierung der

Magistratsmitglieder (§ 14),»über die Gnadenkompeteuzeu
(§ 4) u. s. w., treten die für die Staatsbeamten er-

lassenenneuen Bestimmungenfür die städtischenBeamten

nicht ohne weiteres in Kraft — unbeschadet des Rechtes
der Stadtgemeinden, durch Gemeindebeschlüsseder Orts-

statute auch dieseVorschriftenfür die städtischenBeamten

einzuführen. Jm allgemeinen werden wohl die Stadt- -

verwaltungen in ihrem eigenen Interesse, nämlich im

Interesse der Erhaltung eines tüchtigenBeamtenkörpers
nicht zögern auch in denjenigen Punkten, in denen sie
nicht ex lege dem Staate nachzufolgen brauchen, ihre
Beamten den Staatsbeamten gleichzustellen

Jn Kraft getreten sind die beiden Gesetze vom

27. Mai 1907 mit Wirkung vom 1. April 1907 ab.

Dieser Termin ist so zu verstehen, daß die neuen Gesetze
auf alle Pensions- und RelikteusälleAnwendung finden
sollen, welche nach diesem Datum eingetreten sind; sie
finden keine rückwirkende Anwendung auf diejenigen
Pensionäre und Hinterbliebenen, deren Bezüge bereits

vor dem 1. April 1907 zu laufen begonnen haben.
An den alten Bezügeuwird also nichts geändert. Eine

Ausnahme ist nur getroffen in dem Pensionsgesetzfür
für die Kriegsteilnehmer — und zwar nur für diese
selbst, nicht für ihre Hinterbliebenen; für die Kriegs-
teilnehmer soll eine Neuberechnung der Pension auf
der« Grundlage der neuen Pensionsskala stattfinden-
(Pensionsnovelle Art. XI Abs. 2). Aus der kraft
Gesetzes eintretenden Anwendbarkeit der Novellen auf
die Städte folgt, daß auch die Bestimmungen über den

Zeitpunkt des Jukrafttretens ohne weiteres ans die

städtischen Beamten werden Anwendung finden
müssen, sodaß also bereits vom 1. April 1907 ab diese
neuen Vorschriften auch für die städtischenBeamten

gelten. ,

Wenn ich nun auf die einzelnen Bestimmungen
übergehe, so ist bei den einzelnen Bestimmungen stets
zu prüfen, wie weit sie durch die allgemeine Klausel,
die ich anführte, auf die städtischenBeamten für an-

wendbar erklärt sind und wie weit nicht-
Als wichtigsteBestimmungen der Pensionsnovelle

sind zwei sehr wesentlicheVerbesserungen zu Gunsten
der Pensionäre anzuführen: dielÄnderungder Skala

1) Drucksache Nr. 42 des Herrenhauses S. 4 und S. 5

letzter Absatz-.
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der Pensionssätze(§ 8 der neuen Fassung) uud die-

Änderungder Altersgrenze der pensionsfähigenDienst-
zeit (§ 16).

Für die Pensionssätze bestand bisher folgende
Skala: Es war vorgesehen eine zehnjährigeKarrenz-
zeit, — während der ersten zehn Jahre hatte der

Beamte keinen Anspruch auf Pension; waren die zehn
Jahre herum, so betrug die Pension »Am des Dienst-
cinkounnens; dieser Satz stieg dann weiter für jedes
Dienstjahr um Vsz bis zum Höchstsatzevon Woo- der

in 40 Dienstjahren erreicht wurde. Die Novelle hat
unberührt gelassen die zehnjährigeKarreuzzeit, den

Höchstsatzvon tsto und endlich den Dienstzeitraum
von 40 Jahren, innerhalb dessen die Höchstpensiou
erreicht wird. Was sie geänderthat, ist, daß für alle

Pensionäre, die noch nicht Anspruch auf die Höchst-
peusion haben, die Pensionssätzeerhöht sind.
Erhöhung beträgt im allgemeinen ZXW nur in den

letzten Dienstjahren sind die Differenzen gegen den

alten Zustand etwas kleiner. Bei 10 Dienstjahren
soll statt der bisherigen »Am die Pension sz be-

tragen, steigend wie bisher um Vzobis zum 30. Dienst-
jahre, in welchem 40X60erreicht werden uud in den

letzten 10 Dienstjahren weitersteigend mit dem halben
Steigungssatz, also nur mit 1,-«12·,,so daß bei 40 Dienst-

jahren wieder der alte Satz von «
60 erreicht wird.

Inbezug auf die Altersgrenze der pensionsfähigen
Dienstzeit ist folgende Änderunggetroffen. Bisher
wurde nur diejenige Dienstzeit als pensionsfähig er-

achtet, die vom Beginn des. 21. Lebensjahres ab da-

tierte; jetzt ist diese Altersgrenze um 3 Jahre zurück-
datiert, so daß also bereits diejenige Dienstzeit zur

Anrechnung kommt, die sich an den Schluß des

17. Lebensjahres anschließt.
Die letztere Bestimmung findet wohl nur auf einige

Beamtenklassen Anwendung —- sie wird insbesondere

für die städtischenBureaubeamten eiue gewisse Be-

deutung haben —, wesentlicher ist die Erhöhungder

Pensionssätzeim allgemeinen um ZXW

Beide Bestimmungen sind nicht durch Sondervor-

schriften des Kommunalbeamtengesetzes ausgeschlossen,
sie gelten daher ohne weiteres auch für die ftädtischen
Beamten, und zwar, wie nochmals hervorgehvben sei,
bereits seit dem 1. April 1907.

Sodann hat das Gesetz—"—dieBestimmungsteht im

Pensionsgefetz, § 31 der neuen Fassung —« die

Gnadenkompeteuzeu der Hinterbliebenen günstiger ge-

staltet durch die Einführung des Gnadenquartals auch
für die Hinterbliebenen von Pensionäreu. Während
bisher das Gnadenquartal nur den Hinterbliebenen
von im Dienst verstorbenen Beamten gewährt wurde,
den Hinterbliebenenvon Pensionären aber nur eiu

Gnadenmonat, soll jetzt in der Staatsverwaltungauch
den letzteren das Gnadenquartal zukommen. Auch
ist der Kreis der Personen, denen das Gnadenquartal
ex lege zufällt oder denen es zugewandt werden

kann, erweitert.

Jn einem gewissen Zusammenhangdamit steht,
daß die Pensionen der unmittelbaren Staatsbeamten

jetzt vierteljährlichgezahlt werden sollen, während

Die



bisher nur die Gehaltszahlung vierteljährlicherfolgte,
die Pensions- und Reliktengeldzahlung aber monatlich-
Die Relikteugelderwerden auch weiter monatlich ge-

zahlt, daran wird nichts geändert,die Pensionszahlung

Ebersoll fortan vierteljährlicherfolgen (Peusionsgefetz
25).
Ohne Zweifel finden die neuen Bestimmungen über

das Gnadenquartal auf die städtischenBeamten keine

Anwendung. Das Kommunalbeamtengesetz bestimmt
in § 4 ausdrücklich,daß das Gnadenquartal nur den

Hinterbliebenen der im Amt verstorbenen Kommunal-

beamten zukommt, dagegen den Hinterbliebenen der

Pensionärenur der Gnadenmonat. Es bleibt also für die

Kommunalverwaltungbei dem Guadenmonat. Nun fragt
-es sich,und dieseFrage ist etwas zweifelhaft,ob andrerseits
die Bestimmung, daß die Pension vierteljährlichim
voraus gezahlt wird, auf die städtischenBeamten An-

wendung zu finden hat. Mir scheint, daß zwischen
den beiden Bestimmungen vierteljährlichePensions-
zahlung und Gnadenquartal ein Zusammenhang be-

steht. Wenn auch nicht vom Standpunkte der formalen
Logik, so halte ich es doch vom verwaltungstechnschen
Standpunkte aus für ganz selbstverständlich,daß kein

Gesetzgeber,solange er das Gnadenquartal nicht ein-

geführthat, schon vorher dazu übergehen sollte, die

vierteljährlichePensionszahluiig einzuführen. Tritt

man meiner Ansicht bei, so kommt man zu dem

Schlusse, daß auch die Bestimmung über die viertel-

jährlicheZahlung der Pensionen auf die Kommunal-

beamten keine Anwendung findet, weil der Gnaden-

monat beibehalten ist. Jch gebe aber zu, daß die
Sache etwas zweifelhaft ist. Jedenfalls sollten die

Kommunen nicht zögern, die Gnadenmonatszeit frei-
willig in die Gnadenvierteljahreszeit umzuwandeln;
denn wenn irgend wann die Notwendigkeiteiner ver-

mehrten Fürsorge für die Hinterbliebenen eines Be-

amten besteht, so ist es doch grade die Zeit, in der

sie durch den Tod nicht nur des Ernährers beraubt

werden, sondern auch für das Begräbnis, die Woh-
nung u. s. w. noch großeUnkosten haben.

Diesen Änderungenzu Gunsten der Pensionäre
steht eine Änderunggegenüber,die sie etwas schlechter
stellt als bisher. Es handelt sich um die Regelung
der Pensionsbezüge für den Fall, daß ein Staats-

pensionär aus einer neuen Dienststellung Dienstein-
kommen, oder falls er auch hier pensioniert wird, neue

Pension bezieht. Der bisherige Rechtszustand war der,

daß die alte Pension eine Kürzung nur erfahren konnte,
wenn der neue Dienst im Reichs- oder Staatsdienst
genommen wurde; und zwar trat die Kürzung ein,
sobald das neue Diensteinkommen und die alte Pension
zusammenhöher waren, als das Diensteinkommen,das

der Beamte früher gehabt hatte. Trat er wiederum

mit Pension aus, so galt die Bestimmung, daß die

alte Pension ruhte bis zum Betrage der neuen Pension.
In dieserBeziehung ist jetzt (Pensionsgesetz§ 27) eine

Schlechtekstellunginsofern erfolgt, als dem Reichs- und

Staatsdienst jetzt auch der Kommunaldienst, der Dienst
bei den LandesvetsicherUUgs-Anstaltenund bei ständi-

schen und solchen Instituten gleichgestelltist, welche
ganz oder zum Teil aus Reichs-»Staats- oder Kom-
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munalmitteln unterhalten werden. In allen diesen
Fällen findet also, wenn der bisherige Pensionär eine

neue Stellung dieser Art antritt, eine Kürzung statt,
die sich, was- die Berechnung anlangt, im wesentlichen
so gestaltet wie vorher: die alte Pension und das neue

Diensteinkommen dürfen zusammen nichthöhersein als

das alte Diensteinkommen. Tritt alte und neue Pension
in Konkurrenz,so ist (Pensionsgesetz§ 28) eine kleine

Verbesserunggegen früher getroffen, indem der Höchst-
betrag so festgesetztist, daß der Beamte nicht mehr
erhalten darf, als die alte Pension· betragen haben
würde, wenn alte und neue Dienstzeit zusammen-
gerechnct werden. Entsprechend sind die Bestimmungen
in den Gesetzenfür die Reichsbeamten und die Militär-

personen.
Die Kürzung der alten Pension kommt regelmäßig

dem zu gut, der die alte Pension zahlt, sodaßalso der

Reichsfiskus oder der preußischeFiskus in solchen
Fällen einen Teil der Pension einbehält. Nur für die

Militärpersonen,sowohl für die Offiziere wie die

unteren Klassen, ist die Regelung etwas anders. Hier
findet, wenn alte und neue Pension zusammentrifft,
eine Kürzungzwar auch statt, aber diejenige Pension,
die gekürztwird, wird an den Zivil-Pensiousfonds
erstattet.

Die Bedeutung dieser für die Staatspensiouäre er-

lassenen Vorschriften geht nicht dahin, daß sie auch
Anwendung finden, falls ein städtischerPensionär eine

neue Stellung einnimmt, denn für diesen Fall enthält
das Kommunalbeamtengefetz,§ 13, eine Sonder-

bestimmung,die im wesentlichenübereinstimmtmit den

über das Ruhen der Pension der Staatsbeamten bisher
geltendenVorschriften. Die Bestimmungen der Novelle

haben aber für die Kommunen Bedeutung in den

Fällen, wenn ein Reichs- oder Staatspensionär von

ihnen angestellt wird. Hier werden die Kommunen

sich etwas vorsehen müssen. Bisher konnten sie sicher
sein, daß dasjenige Diensteinkommen, das sie dem

Beamten zuwendeten, ihm auch ungekürztzukam; jeßt
aber ist der Zustand so, daß alles Diensteinkommen,
welches die Kommunen einem früherenReichs- oder

Staatspensionär zuwenden, ihm nur insoweit zugewandt
wird, als das frühere Diensteinkonnnen keine Über-

schreitungerfährt. Der Beamte bekommt also insoweit
garnichts mehr, sondern der Fiskus behält es im

Beutel, und zu dieser Wohltat gegenüberdem Fiskus
werden die Städte meist keine Veranlassung haben-
Sie werden es sich also sorgsam überlegenmüssen, in
welcher Höhe sie die Gehälter für frühereReichs- oder

Staatspensiouäre festsetzen. Ein Ausweg ist dabei

dadurch gegeben, als die Bestimmung über die Kürzung
der Staatspension nur Platz greift, wenn die neue

Stellung eine solche mit Beamteneigenschaftist; wenn

ein frühererReichs- oder Staatspensionär also nicht
in Beamtenstellung von der Kommune angenommen

wird, findet eine Kürzung nicht statt. Ebenso ist bei

Anstellung eines Reichs- oder Staatspensiouärs Vor-

sicht am Platze, hinsichtlichder Frage, wieweit ihm die

alte Dienstzeit anzurechnen ist. Die Kommunen haben
die Möglichkeit,durch Vertrag die Anrechnung der

alten Dienstzeit zu regeln, weil nach dem Kommunal-



beamtengesetz(S 12 Abs. 2), sofern nichts besonderes
festgesetzt ist, nur der Dienst in - der betreffenden
Kommune selbst gerechnet wird.

Eine rückwirkendeKraft ist diesen Bestimmungen
über die Kürzungder Reichs- oder Staatspension nicht
beigelegt; wer also vor dem 1. April 1907 pensioniert
ist, behält, auch wenn er in den Kommunaldienst ein-

tritt, doch;seine volle Pension. Die Bestimmung des

Gesetzes über die zeitliche Geltung gerade dieser Vor-

schrift (Novelle Art. Xl Abs. 3 und 4) zeichnet sich
freilich durch großeDunkelheit aus, aber nach den ver-

schiedenen Verhandlungen, die im Landtage darüber

stattfanden, wird dies als der Sinn des Gesetzes an-

zusehen sein.
Neben diesen Hauptbestimmungenfindensich in der

Novelle zum Pensionsgesetz noch einige Nebenbestimm-
ungen, die teilweise nicht sehr wesentlich sind, teils auf
die Kommunen keine Anwendung finden, weil ihnen
Sonderbestimmungen des Kommunalbeamtengesetzesent-

gegenstehen. Das sind Bestimmungen über die Pen-
sionierung der Landgendarmerie, (§ 4) über Anrechnung
der im Vertragsverhältnis zugebrachtenDienstzeit (§ 19

Ziffer Z) über Pensionierung von Präparandenlehrern
und Schulaufsichtsbeamten (§ 19 a) über die Feststellung
der Eigenschaft eines Kriegsteilnehmers (§ 17). Alle

diese Bestimmungen haben keine wesentlicheBedeutung
für uns.

Wenn ich nun zu den Änderungen,die für die

Hinterbliebenen durch die neuen Gesetzeeingeführtsind,

übergehendarf, so kommen alle Verbesserungen, die den

Pensionären selbst zuteil werden und zu einer Erhöhung
der Pension führen, ohne weiteres auch den Witwen

und Waisen zu gute, denn das Witwen- und Waisen-
geld besteht ja in einem Prozentsatz-e des Pensions-
betrages. Von den übrigen Bestimmungen ist die

wichtigste diejenige, die schon von dem Herrn Landes-

hauptmann heute berührt wurde, die Festsetzungdes

Mindest-Witwengeldes auf den Betrag von -300 statt
216 M. (Hinterbliebenengesetz,§ 8 Abs. 2 der neuen

Fassung). Auch die Höchstfätzesind anders normiert

und zwar auf 5000 M. für die Witwen von Ministern
und Beamten der ersten Rangklasse und auf 3500 M-

für die der übrigen Beamten. Diese Höchstfätzehaben
indessen für uns keine Bedeutung, denn für die Witwen

der städtischenBeamten ist (K. B. G. § 15 Abs. 1

Satz 2) ein besonderer Höchstbetragvon 2000 M. fest-
gesetzt, wobei es allerdings den Kommunen überlassen
ist, andere Höchstbeträgefestzustellen.Die Bestimmungen
über das Mindest-Witwengeld finden dagegen nach den

früheren Ausführungen ohne weiteres auch auf die

städtischenBeamten Anwendung, und zwar auch mit

Wirkung vom l. April 1907 d. h. für die Witwen und

Waisen von Beamten, die nach dem 1. April 1907 ver-

storben sind.
Es finden sich ferner Bestimmungen über die

Kürzung der Relikten-Bezüge, falls der verstorbene
Beamte Anspruch auf eine alte und neue Pension hatte.
(§ 12a.) Diese Bestimmungen sind im Einklang ge-

halten mit den Bestimmungen, die ich über die Kürzung
der Beamtenpensionen selbst anführte.
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Die Bestimmung, daß das Witwen- und Waisen--
geld erst beginnen-soll mit dem Ablauf des Gnaden-

Quartals (§ 15), hat für die Städte keine Bedeutung,
sondern gilt nur für die Staatsbeamten, weil für die

Kommunen gesetzlichnur der Gnadenmonat in Betracht
kommt.

Die sonstigenBestimmungen über Berechtigung
legitimierter Kinder zum Bezuge von Waisengeld (§ 7)
und über die Bewilligung von Hinterbliebenenbezügen
für solche Beamte, die auf Widerruf oder Kündigung
angestellt waren (Art. v1), sind für die Konnnunen

ohne wesentliche Bedeutung oder nicht anwendbar, weil
bei uns sämtlicheauch auf Widerruf angestellte Beamte

Anspruch auf Pension und Reliktenbezügehaben.
Es fragt sich nun, wie sich infolge der neuen Vor-

schriften das Verhältnis zur westpreußischenProvinzial-
witen- und Waiseukasse gestaltet, auf» das der Herr
Landeshanptmann schon einging Die Bestimmungen
des Kommuualbeamtengesetzesund der Novelle führen
dazu, daß die Ansprüche der Hinterbliebenen gegen
die Stadtgemeinde sich nach dem neuen Gesetze regeln.
Das Verhältnis, das zwischen den westpreufzischen
Stadtgemeinden und der Provinzialwitwen- und

Waisenkasse besteht, ist dagegen ein vertragsmäßiges
Versicherungsverhältnis,das sich lediglich bestimmt
nach den vom Provinzialverbande erlassenen Bestim-
mungen und, soweit dieselben Bezug nehmen auf die

Bestimmungen über die Dienstverhältnisseder Pro-
vinzialbeamten, auch noch nach dem Provinzialreglement
für diese Beamten. Für die Provinzialbeamten sind
aber die Bestimmungender Novelle nicht in Kraft ge-
treten ; denn die §§ 12 und15 des Kommunalbeamten-

gesetzesgelten nur für die städtifchenBeamten. sDas

Kommunalbeamtengesetzfindet zwar mit seinen allge-
meinen Vorschriften (§ 1 bis 7) auch auf die Provinzial-
beamten Anwendung, aber gerade in Bezug auf die

Anstellung, die Besoldung, die Pensionierung und Re-

liktenversorgung hat das Konimunalbeamtengesetz(§ 22),
von einzelnen Punkten abgesehen, für die Provinzial-
beamten das bisherige Recht unberührt gelassen, wo-

nach (Provinzialordnung §96) diese Verhältnissedurch
Provinzialreglemente zu ordnen sinds JU Unserer
Provinz ist durch die Provinzialreglements (betr. die

dienstlichen Verhältnisse und die Pensionierungder

Beamten des ProvinzialvcrballdesVom 10. Oktober

1876 mit Nachträgen, und betr. die Fürsorge für die

Witwen und Waisen der Beamten der Provinzial-
Verwaltung vom 16. März 1883 mit Nachträgen)die

Pensions- und Hinterbliebenenversorgungder Provin-
zialbeamten nun zwar nach den gleichen Grundsätzen
geordnet, wie sie auf Grund der bisherigenGesetze
für die Staatsbeamten galten, aber nicht in der Form
einer allgemeinenBezugnahme auf die staatlichenGe-

setze, sondern unabhängigdavon in selbständiger
Formulierung. Eine Anderung der staatlichen Be-

stimmungen hat daher für die Provinzialbeamteneine

Änderung kraft Gesetzes nicht zur Folge. Da die

Provinzialwitwen-und Waisenkasseauch inbezug auf
die städtischenBeamten nur Leistungen in demselben
Umfange übernimmt, wie sie ihr inbezug auf die

Provinzialbeamten obliegen, so gelten also —- solange



das Provinzialreglement nicht geändert wird — auch
für die städtischenHinterbliebenen die bisherigen
reglementarischen Vorschriften weiter. Die Hinter-
bliebenen haben mithin zwar gegen die Stadtgemeinden
auf Grund des neuen Gesetzes erhöhteAnsprüche,aber

die Reliktenkasfc ist nur verpflichtet zu denjenigen
Leistungen, die sich aus dem alten Zustande für sie
ergeben. Die Differenz"wird, solange keine Änderung
erfolgt ist, einstweilen von den Stadtgemeinden selbst
gezahlt werden müssen.

Jch hatte ursprünglichbeabsichtigt-eine besondere
Resolution zu beantragen, worin die Provinzialver-
waltung gebeten werden sollte, mit rückwirkenderKraft
die neuen Bestimmungeneinzuführen; aber nach den

Erklärungen, die heute von zuständigerStelle ab-

gegeben sind, kann ich wohl darauf verzichten.
Die neuen Bestimmungen führen in mancher Be-

ziehung für die Kommunen erhöhte Lasten mit sich,
und eine Erhöhung der Lasten für den Pensions- und

Reliktenetat wird von den Städten Westpreußens,die
mit schwierigen finanziellen Verhältnissenzu kämpfen
haben, gewiß schwer empfunden ; immerhin werden die

städtischenVerwaltungen mit mir der Überzeugung
sein, daß die durch die Novellen geschaffenen Be-

stimmungen wesentliche Verbesserungensind, die im

Interesse der Pensionäre und der Hinterbliebenen un-

bedingt erforderlich waren, nnd in dieser Überzeugung
werden sie auch diese Lasten bereitwilligtragen. (Leb-
hafter Beifall)

Landeshauptmann Hinzez Nach den überaus klaren

Ausführungendes Herrn Berichterstatters erübrigen
sich für mich längereBemerkungen. Eine Bitte aber

möchteich an Sie richten, damit bei der Durchführung
der Anderungen, die angeregt sind, und die ich für
meine Person zugesagt habe, in dem Verhältnis der

Provinzial-Witwen- und Waisenkasse zu den Stadt-

gemeinden keine Differenzen weiter entstehen, — nämlich
die Bitte, daß die westpreußifchenStädteverwaltungen
beschließenwollen, das Gnadenvierteljahr für die

Hinterbliebenen der Pensionäre einzuführen,denn ich
glaube annehmen zu dürfen, daß für unsere Pro-
vinzialbeamten das Reglement dahin geändertwerden

wird, daß statt des Gnadenmonats das Gnadenquartal
zur Einführung gelangt. Das gilt dann auch für Ihr
Verhältnis zur Provinzial-Witwen- und Waisenkasse,
denn die Bestimmungen des Provinzialreglenientssind
in dieser Hinsicht maßgebend. Also, eine Stadt, die

sich nicht dazu entschließenwürde, das Gnadenviertel-

jahr einzuführen,würde für 2 Monate für ihre Relikten

zu sorgen haben. Jch glaube, es ist sowohl im Jn-

teresse der Beamten, wie der Witwen- und Waisenkasfe
zu wünschen,daß alle Unklarheiten wegfallen und daß
eine einheitliche Ordnung erfolgt. Jch glaube auch
nicht, daß Sie, wenn Sie hierfür eintreten, bei Jhren
ftädtifchenVerwaltungen aus Widerspruchstoßenwerden.

OberbürgermeisterYühnaü-Graudeiiz:Eine Äuße-
rung des Herrn Referenten läßt noch Zweifel zu. Er

tagte, daß unbedingt bei der Pensionierung auch an-

gerechnet werden müsse die Zeit, in welcher ein Be-

amter an einem Feldzuge teilnimmt. Das setzt doch

17—

voraus, daß überhauptdie Militärdienftzeitangerechnet
wird, und diese ist nur anzurechnen beim Militär-

anwärter. Jn diesem Sinne hat wohl auch der Herr
Referent seine Ausführungenmachen wollen.

gerichtet-flatter, Stadtrat Witzlasp Ich will nur be-

stätigen, daß die Auffassung des Herrn Oberbürger-
meisterKühnast durchaus der meinigen entspricht. Was

er ausführte,habe ich auch nur sagen wollen.

YorsilzendknWeiter wird das Wort nicht verlangt;
wir können also zum nächstenGegenstande der Tages-
ordnung übergehen:Frühstück,gegeben von der Stadt

Dirschau. (Große Heiterkeit). Für diese sehr-beliebte
Nummer ist eine halbe Stunde vorgesehen; ich bitte
aber die Herren dringend, diese halbe Stunde nicht zu

überschreiten;ich möchtegern, daß wir mindestens zwei
Punkte vor dem Mittagessen erledigen. Das Frühstück
findet im Garten statt.

Hause.

YorsilzcndenWir kommen zu NummerZ der Tages-
ordnung:

Eisenbahntarise für iukåndifcheYflasterfleimn

gerichterflatter, Bürgermeister Bühl - Strasburg:
M. H.! Der Gegenstand, über den ich Jhnen zu refe-
riercn gedenke, hat dadurch eine wesentliche Umgestal-
tung erfahren, daß am 1-. Juni der Wunsch, den ich
Ihnen heute vortragen und begründenwollte, von der

Eisenbahnverwaltung selbst schon erfüllt worden ist.
Ich habe erst gestern von der Erreichung dieses Zieles
Kenntnis erhalten und bitte um Entschuldigung, wenn

die Umarbeitung,der ich infolgedessen meinen Vortrag
in letzter Stunde unterziehen mußte, nicht allen An-

forderungengenügt.
Yorsihenden Jst es denn nötig, daß wir uns mit

der Sache noch beschäftigen,da sie doch erledigt ist?
(3Uruf des Berichterstatters, Bürgermeister Kühl:
Jch stelle anheim!) Jch denke, wir können uns damit

begnügen,daß wir unsere Befriedigung darüber aus-

sprechen, daß unser heute zu fafsender Beschlußschon
am Ersten dieses Monats erfüllt worden ist. (Heiter-
keit und Zustimmung).

Wir kommen zu Nummer 4:

Yie giteuerprivikegieu der Beamte-u

DieseSache ist aber noch nicht erledigt. (Heiterkeit).

YerirhterstrtiteyStadtrat Dr. YeichemDanzig Meine

sehr geehrten Herren! Über die Steuerprivilegien der

Beamten ist schon vor und nach dem Erlaß des

Kommnnalabgabengesetzesvom 14. Juli1893 derartig
viel geschriebenund gesprochen worden, daß eigentlich
etwas Neues über dieses Thema kaum mehr gesagt
werden kann.

Jahr für Jahr haben sich zahlreiche Städte sowie
die Städtetagefast aller Provinzen in Resolutionen und

Petitionen an die gesetzgebendenKörperschaftenwegen

Regelung der fraglichen Materie gewandt.

II



Trotzdem aber hat mich die nähere Beschäftigung
mit der Frage zu der Überzeugunggebracht, daß ihre

nochmalige Behandlung für die westpreußischenStädte

von größtemInteresse ist. Sind doch gerade neuer-

dings, wie wir nachher sehen werden, Umständeein-

getreten, welche die Neuregelung der Beamtenbesteuerung
besonders notwendig erscheinen lassen.

Jch möchtegleich vorweg bemerken, daß ich mich
nach einer Vereinbarung mit Herrn Bürgermeister
Zitzlaff darauf beschränkenwerde, die Gründe für
und wider die Steuerprivilegien zu erörtern. Mein

Herr Korreferent wird die finanzielle Wirkung der Auf-
hebung auf den Gemeindehaushalt, die Schadloshaltung
der Beamten sowie die Frage behandeln, ob die

Privilegien ganz oder nur zum Teil aufgehobenwerden

sollen.
1. Zu Gunsten des Beamtenprivilegiums hat zu-

nächst das Gesetz vom 11. Juli 1822, dessen Motive

für die weitere Aufrechterhaltung des Privilegs in der

Verordnung vom 23. September 1867 und im Kommunal-

abgabengesetz vom 14. Juli 1893 maßgebendgewesen
sind, folgendes angeführt:

»Das Diensteinkommen soll bei einer solchen
Beschätzungfortan im übrigenzwar wie das Ein-

kommen der Bürger behandelt werden, darf aber-,
weil es einerseits seinem ganzen Dasein nach
von dem Leben, der Gesundheit und anderen

zufälligenVerhältnissender Person abhängig
und andererseits seinem ganzen Betrage nach
bestimmt ist, und dadurch auf der einen

Seite gegen Grund- und Kapitaleinkommen
und auf der anderen Seite gegen Gewerbs-

einkonnnen im Nachteil steht,
immer nur mit einem Teile seines Betrages zur

Quotisierung gebracht werden, welcher hierdurch
auf die Hälfte bestimmt wird.«

Von dem Leben, der Gesundheit und anderen zu-

fälligen Verhältnissen der Person ist das Dienst-
einkommen der Beamten viel weniger abhängigals das-

jenige aller anderen Berufe. Daß das Diensteinkommen

seinem Betrage nach bestimmt ist, ist eher ein Vorteil

als ein Nachteil gegenüber den Gewerbetreibenden.

Das Grund- und Kapitaleinkommen ist durch das

Ergän-zungssteuergesetz,das Grundeinkommen ist außer-
dem durch die kommunalen Realsteuern belastet, ebenso
wie das· Gewerbe durch die Gewerbesteuer.

Die vom Gesetz angeführtenArgumente erscheinen
mir daher heute gänzlichhinfällig. Man soll·doch
nicht vergessen, daß die Beamten gegenüber anderen

Beruer sogar großeVorteile genießen. Denken wir

doch nur an die Pension, die Witwen- und Waisen-
gelder· Früher mußten die Beamten ziemlich hohe
Beiträge für die Pensions- und Witwenkassen zahlen.
Die Beiträge sind heute allgemein fortgefallen. Denken

wir an den Urlaub der Beamten, die Beamtenkonsum-
vereine, an die Beamtenwohnungsbauvereine.

Die vom Gesetz angeführtenMotive mögen damals

im Jahre 1822, als der Staat kein Geld hatte, um

seine Beamten hinreichend zu bezahlen, stichhaltigge-

wesen sein. Heute liegen doch aber die Verhältnisse
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ganz anders. Die Gehälter sind seit 1822 wesentlich
bessere geworden.

Und dann, meine Herren, will es mir auch für-die
damalige Zeit nicht recht in den Sinn, weshalb die

Kommunen für die angeblichungeeigneteNormierung
der BeamtengehälterErsatz leisten mußten. Daß der

Staat die Ergänzung der ihm obliegenden Leistung,
seinen Beamten ein entsprechendes Gehalt zu gewähren-
auf Kosten und Lasten der Gemeinden nachsuchte,halte
ich nicht für gerechtfertigt. Er hätte dann wenigstens
das Privilegium bei der Staatssteuer zum Ausdruck

bringen und den Gemeinden den vollen Normalfatz
zur Besteuerung überlassen sollen. Dann hätten

wenigstens in den leistungsschwachenGemeinden nicht
die nichtbeamteten Einwohner bei schon hohen Steuern

das Gehalt der Staatsbeamten aufzubringen brauchen.
2. Es sind dann noch zu Gunsten der Beamten

später weitere Billigkeitsgründegeltend gemachtworden.

So wird gesagt, das Einkommen der Beamten würde

mit jedem Pfennig steuerlich erfaßt, während andere

Steuerzahler meist zu niedrig eingeschätztwürden. —

Hieran ist ja nun sicher manches wahr. So genau

wie bei den Beamten kann das Einkommen vieler

anderer Berufe häufig nicht berechnet werden, selbst
unter dem durch das Einkommensteuergesetz vom

24. Juni 1891 eingeführten Deklarationszwange.
Unterliegen doch z. B. die Steuerpslichtigen mit einem

Einkommen von weniger als 3000 Mark einer Ein-

fchätzungohne vorherige Deklaration. Jndessen kann

dieses Argument nicht mehr stichhaltig fein, nachdem
durch den § 23 der neuen Novelle zum Staatsein-

kommensteuergesetzvom 19. Juni 1906 die Arbeitgeber
das Einkommen ihrer privaten Angestelltenund Arbeiter

genau deklarieren müssen. Wenn auf diese Art das

Einkommen der Arbeiter mit jedem Pfennig steuerlich
berechnet wird, würden dieselben Billigkeitsgründeauch

für die Bewilligung des Beamtenprivilegiums an die

Privatbediensteten und Arbeiter sprechen. Da man

dieses aber schwerlich bewilligen dürfte, so ist man

meines Erachtens gezwungen, auch das Steuerprivileginm
für die Beamten aufzuheben. Mit Recht könnten sonst
die Privatbediensteten und Arbeiter sagen: Gleiche

Rechte — gleiche Pflichten. Dem Beamten, Geist-

lichen und Lehrer kommen alle Vorteile und Annehm-
lichkeiten,welche die Gemeinde durch ihre Einrichtungen
bietet, in gleichemMaße wie den übrigen Einwohnern

zu Gute: also müssensie auch in gleicherWeise die bür-

gerlichen Lasten tragen.
B. Billigkeitsrücksichtenwerden auch deshalb als

Motiv für die Beibehaltung des Beamtenprivilegsan-

geführt, weil die Beamten keine freie Wahl ihres
Wohnsitzes hätten, während andere Steuerpflichtige
einen Ort mit hohen Kommunalabgabenmeiden könnten.

Hierbei wird übersehen,daß eine freie Wahl des

Wohnsitzes UUV Wenigen- besonders begünstigten
Menschen zusteht Und daß bei den meisten Menschen
die äußerenVerhältnissedie Wahl und den Wechsel
des Wohnsitzcs sAst ebenso beeinflussenwie bei den

Beamten die dienstlicheVerpflichtung
Außerdem ist es doch nur immer ein geringerer

Teil dek· Beamten, welcher der Gefahr einer fort-



währendenVersetzung ausgesetzt ist. Denken wir doch
an das großeHeer der Gemeindebeamten,der Ministerial-
beamten, der unteren Lokalbeamten, bei denen ein

Wohnungswechselso gut wie ausgeschlossenist. End-

lich ist der Staat in der Lage, Unstimmigkeitenin

Städten mit hohen Kommunalsteuern in anderer

Weise auszugleichen: durch GewährunghöhererWoh-
nungsgeldzuschüsse,durch Teuerungszulagenund der-

gleichen.
4. Durch die Ermäßigungder Kommunalsteuern

der Beamten erwächstden Gemeinden ein empfindlicher
Einnahmeausfall

Dichtgenug, daß die Beamten uuk mit de: Hälfte
ihres Diensteinkommens herangezogen werden dürfen,
Und daß die Geistlichen,Kirchendiener und Elementar-

lehrer und alle Witwen- und Waisengelder sowie alle

Pensionen unter 750 Mark ganz steuerfrei bleiben, es

ist außerdemnoch bestimmt, daß die Beamten höchstens
mit 2 Oxzihres Diensteinkommens zu kommunalen Auf-
lagen aller Art herangezogen werden dürfen.

Da der Steuerbedars gedecktwerden muß, somüssen
die bei den Beamten entstehenden Einnahmeaussälle
durch höhereZuschläge gedecktwerden. Jn leistungs-
fchwachenGemeinden mit ohnehin hohen prozentualen

Zuschlägenmacht sich das recht unangenehm fühlbar.
Es fällt hierbei ins Gewicht, daß sich das Heer

der Beamten beständig vermehrt und der Ausfall ein

immer größererwird.
Es erübrigt sich für mich, Ihnen Einzelheiten über

die wirklichenAussälle in den verschiedenenGemeinden

vorzutragen, da der Herr BürgermeisterZitzlafs daraus
zurückkoinmenwird.

5. Besonders hart werden natürlichdie durch die

Beamtenprivilegien entstehenden Einnahmeausfälle von

den nichtbeamteten Einwohnern empfunden, welche die

höherenZuschlägeaufbringen müssen. Jnsosern tragen
die Beamtenprivilegien dazu bei, die Gegensätzezwischen
den Beamten und den nichtbeaniteten Einwohnern der

Stadt zu verschärsen·
Meine Herren, wir kommunalen Verwaltungs-

beamten müssen es leider allzu oft hören: »Ja, die

Herren Beamten haben klug reden mit ihren Geld-

bewilligungsanträgen,wo bleiben aber wir Bürger, die

wir nachher die Steuern aufbringen Inüssen.«
Aus dein Städtetage in Thorn im Jahre 1895

wurde bereits hervorgehoben, daß der kleine Hand-
werker allzuleicht geneigt sei, einen Amtsrichter über die

Achsel anzusehen, weil er sich sage: ,,So’n Amtsrichter,
was ist denn das; der zahlt ja weniger als ich.«

Sie finden daher auch in den Haushaltungs-
anschlägendie Steuern der Bürger und Beamten ge-

trennt angegeben. Seitens der Bürger wird vielfach
besonderer Wert darauf gelegt.

Ich meine hiernach, daß die Aufhebung ddr Be-

amtenprivilegien durchaus dazu beitragen würde, die

Kluft zwischenBeamten und Nichtbeamten zu über-

brücken Der Beamte wird wieder, wie es ja auch

richtig ist, als Bürger angesehen werden.

6. Wie wenig die Rechtmäßigkeitder Beamten-

privilegien in den städtischenVerwaltungen anerkannt
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wird, geht schon daraus hervor, daß man vielfachdazu
übergegangenist, solchen städtischenBediensteten, denen

nach den Steuergesetzen die Exemption nicht zusteht,
Ersatz dafür zu bieten durchGewährung eines höheren
Gehalts. Es ist dieses Verfahren z. B. bei Anstellung
von Betriebsleitern und technischen Beamten mehrfach
beobachtet worden.

Ferner suchen die Gemeinden bei der Beamten-

besteuerung selbst das Privilegium teilweise zu be-

seitigen, soweit sich ihnen hierzu Gelegenheit bietet-

So wird z., B. den Beamten auf Grund einer Ent-

. scheidungdes Oberverwaltungsgerichts vom 24. Januar
1893 vielfach die bei der Staatseinkommensteuer seitens
der Veranlagungskommissionbewilligte Ermäßigung
von 1 bis 2 Stufen aus § 19 des Einkommensteuer-

sgesetzes wegen hoher Kinderzahl, bezw. um 1 bis 3

"Stufen aus § 20 wegen Krankheiten in der Familie
und ähnlicherUnglücksfällebei der Kommunalbesteuerung
versagt, weil schon das Privilegium eine genügende
Ermäßigungbedeute.

Geht aber aus diese Art der vermeintliche Vorteil
der Privilegierten teilweiseoder gänzlich verloren, so
kann er auch besser der gesetzlichenRegelung ver-

lustig gehen.
7. Jm übrigenmuß ich gestehen, daß bei den Be-

amten selbst gar nicht mehr das Verlangen nach Auf-

rechterhaltung des Privilegiums besteht. Soweit ich
orientiert bin, wünschen die Beamten vielmehr seine
Aufhebung, — natürlich unter der Bedingung, daß
ihnen genügendeEntschädigunggewährtwird.

Die Beamten fühlen es meines Erachtens selbst am

besten, daß das Steuerprivilegium in unserem heutigen
Rechtsstaat nicht mehr dem Prinzip von Leistung und

Gegenleistungentspricht.
«

Nachdem sich neuerdings im Abgeordnetenhause eine

großeParteimehrheit für die Notwendigkeit einer Auf-
besserung der Beamtengehälter entschieden und der

Herr Finanzminister von Rheinbabentam 5. Juni d. J.
im Abgeordnetenhause eine verpflichtende Erklärung
dahin abgegeben hat, daß er eine diesbezüglicheRe-

gierungsvorlage einbringen wird, scheint mir der

Schlüssel für eine gleichzeitigeHöhernormierungder

Gehälter als Entschädigungfür das Steuerprivilegium
gegeben zu sein.

Auch der Entschädigungder Gemeindebeamten wird

dann seitens der Stadtverwaltungen nichts in

den Weg gelegt werden. Nach meinen Erfahrungen
ist sogar bisher so manche seitens des Magistrats vor-

geschlageneErhöhung der Beamtengehälterseitens der

Stadtverordneten abgelehnt worden unter Hinweis auf
die steuerlichenVorteile der Beamten.

Die Worte »wer gibt uns Bürgern denn Zulagen«
wird man nach Fortfall des Beamtenprivilegs sicher
nicht mehr so oft-hören.

8. Meine Herren! Das Kommunalabgabengesetzhat
ja selbst die Notwendigkeit einer Neuregelung der

kommunalen Beamtenbesteuerung anerkannt, indem es

im § 41 ausdrücklichsagt:
»Die Heranziehung der unmittelbaren und

mittelbaren Staatsbeamten usw. zu Einkommen-



nnd Aufwandsteuern wird durch besonderes Gesetz
geregelt.«

Das Gesetz hat also den seit dem Gesetz vom

11. Juli 1822 bestehenden Rechtszustand als ein Pro-
visorium hingestellt, das der Reform bedürfe. Nur

durch Bewilligung des Provisoriums gelang es damals

der Regierung, das Privilegium noch zu halten. Das

Abgeordnetenhaus hätte es sicher zu Fall gebracht.
Erst nachdem der Vertreter der Kgl. Regierung erklärt

hatte, daß den Beamten eine solcheMehrbelastung nicht
zugemutet werden könne,bevor nicht eine gewisseAns-

besserung der Beamtengehältereingetreten sei, und die

Wünsche der Beamten erfüllt worden seien, einigte man

sich auf obigen Kompromiß
Das Abgeordnetenhaus hat dann später die König-

liche Regierung wiederholt an den Erlaß des betr.

Gesetzes erinnert.

Als die Aufbesserung der Gehälter in mehrfacher
Hinsicht durchgeführtwar, nahm das Abgeordnetenhaus
am 10. Juni 1899 einstimmig den Antrag an,

die KgL Staatsregierung aufzufordern, dem

Landtag tunlichst in der nächstenSession einen

die Regelung der Konnnunalsteuerpflicht der un-

mittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten im-

Sinne des § 41 des Kommunalabgabengesetzes
vom 14. Juli 1893 bezweckendenGesetzentwurf
vorzulegen·

Am 1. Februar 1905 wurde wiederum im Ab-

geordnetenhause auf Grund eines mündlichenBericht-s
der Gemeindekommission eingehend über die Frage bei

Gelegenheit einer Petition des HessifchenStädtetages
verhandelt. Die Petition wurde- der KöniglichenRe-

gierung zur Erwägung überwiesen·
Auch das-Hurenhaus hat sich der Aufhebung der

Steuerprivilegien gegenüber günstig ausgesprochen.
Der gewünschteGesetzentwurf ist aber, wie Sie ja
wissen, bis heute noch nicht vorgelegt worden.

Bei dieser Sachlage könnten Zweifel entstehen, ob

der WestpreußischeStädtetag nochmals mit einer

Petition hervortreten foll. Hat er doch schon bei den

Vorberatungen über das Koucmunalabgabengesetzim
Jahre 1893 gegen die Aufnahme in das Gesetz
petitioniert. Hat er doch auch im Jahre 1895 wiederum

eine Petition an beide Häuser des Landtags, den

Ministerpräsidenten und die Herren Minister des

Jnnern und der Finanzen im Anschluß an eine ähn-

liche Petitiou der Stadt Elbing gerichtet. Hatte doch
auch bereits der allgemeine preußifcheStädtetag im

Jahre 1896 an beide Häuser des Landtages eine

Petition gerichtet mit der Resolution:
»Die Aufhebung der Privilegien der Beamten,

Geistlichen und Lehrer in der Kommunal-

besteuerung ist eine Forderung der Gerechtigkeit,
deren Erfüllung länger nicht«hinausgeschoben
werden dars.«

Trotzdem aber möchteich Jhnen heute eine erneute

Stellungnahme empfehlen.
Nachdem, wie wir gesehen haben, die Arbeiter und

alle Privatbediensteten ebenso genau auf den Pfennig
besteuert werden wie die Beamten, würde ich eine

-
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weitere Hinausschiebuug der Regelung der Beamten-

gehälter für äußerstgefahrvoll halten.

Aus der anderen Seite steht nach der erwähnten
Erklärung des Herrn Finauzministers eine Aufbesserung
der Beamtengehälterbestimmt bevor.

Da die KöniglicheRegierung bisher stets die Auf-
besserung der Gehälter als Vorbedingung für die Auf-

hebung des Steuerprivilegiums hingestellt hat, so darf
meines Erachtens dieses Mal die Gelegenheit nicht
verpaßtwerden, um neben den sonst aus Gründen der

Teuerung gerechtfertigten Zulagen zugleich die Ent-

schädigungfür den Fortfall des Steuerprivilegiums
festzusetzen·

Hierbei muß ich noch die Kommunalbesteuerung der

Offiziere berühren
Sie wissen, meine Herren, daß das dienstliche Ein-

kommen der Offiziere zur Komcnimalbesteuerung nicht

herangezogen werden darf, und daß die Offiziere stets

nur mit 100 0X0 ihes kommunalsteuerpflichtigenEin-

kommens belegt werden dürfen. Gegen die letztere
Begrenzung wird sich kaum etwas einwenden lassen,
weil die Offiziere in der Tat aus gerechtfertigten
dienstlichenGründen oft versetzt werden und sie außer-
dem nicht Angehörigeder politischen Gemeinde sind·

Daß aber deshalb, wie in der Begründung zu dem

Gesetz vom 29. Juni 1886, betreffend die Herau-
ziehung von Militärpersonenzur Abgabe für Gemeinde-

zwecke,gesagt wird, auch das dienstliche Einkommen

vollkommen kommunalsteuerfrei bleiben soll, das

will mir nicht in den Sinn.

Auch die weitere Begründung,daß

»das Diensteinkomnten der Offiziere ohnehin im

allgemeinen so bemessen sei, dafz dasselbe felbst
geringere Abzüge zu Gunsten der Gemeinde nicht
zu tragen vermag,«

A

dürfte im Hinblick auf die Besteuerung anderer Be-

amten nicht stichhaltig fein.

Jch würde die Korntnnmilsteuerfreiheit des Offizier-
gehalts allenfalls verstehen, wenn der Staat auch
von der Steuer frei ließe,wenngleich ich auch für das

letztere eine innere Begründung nicht finden kann.

Die Befreiung des Offiziergehalts von der Kont-

munalsteuer beruht auf Reichsgesetz, nämlich auf der

Bundespräsidialverordnungvorn 22. Dezember 1868.

Das spätere Reichsgesetz vom 28. März 1886 hat

diese Verordnung nur für die Heranziehungdes außer-

dienstlichen Einkommens der Offiziere zur lstontutnuak

steiler außer Kraft gesetzt. Es sprechen aber ähnliche
Gründe,- welche gegen die Steuerprivilegiender Be-
amten anzuführenwaren, gegen die vollständigeBe-

»freiungdes Offiziergehalts von der Kommunalsteuer.
Meine Wünsche sind in drei Resolutionen nieder-

gelegt. Herr BürgermeisterZitzlaff wird sie bei Ek-

stattung seines Korreferates zur Verlesnngbringen.
Vielleicht können seine Ausführungenfür die Be-

schlußfassungvon Wert fein. (Beifall«)

WitberichterltatteyBürgermeisterZitzlaks-9Jiarien-
werder: Meine Herren! Daß die Steuerprivilegien
der Beamten heute unhaltbar sind, hat der Herr



Reserent Jhnen des Näher-endargelegt. DiesePrivilegien
sind ein Überbleibselaus der gutenalten Zeit, wo die gemeine
Rechtsordnungdurch zahllose Privilegien durchlöchert
war. Dem modernen Rechtsbewußtsein,das in Artikel

4 der PreußischenVerfassung »Alle Preußen sind vor

dem Gesetzegleich«seinen Ausdruck gefunden hat, wider-

sprichtdie Privilegienwirtschaftund eines der Privilegien
Jch erinnere nur an

»

nach dem andern ist gefallen.
die Steuerprivilegien der Standesherrn, an die Privi-
legien der Offiziere hinsichtlichder Besteuerung ihres
Privateinkommens u. a. Um so weniger begründet
sind die Beamtensteuerprivilegien,als damit im Er-

gebnis nicht der einzelneBeamte privilegiert ist, sondern
im Wesentlichen der Staatsfiskus, der den Beamten

sür ihre Dienstleistungen pekuniäreVorteile auf Kosten
der Gemeinden zuwendet. Soweit Reichs- und Staats-

beamte in Frage kommen, bedeutet das Beamtenprivileg
nichts anderes als daß der Staat einen Teil der

Beamtenbesoldungans den Kassen der Kommunal-·

Berbände zahlt. Bei dieser Frage muß ich immer an

einen Vorgang denken, den mir ein alter Mann, der

fvor 1840 seiner Militärpflichtgenügt hatte, erzählthat.
Während seiner Dienstzeit heiratete eine preußische

Prinzessin; da man das ihr zu gewährendeNadelgeld
anders nicht recht aufzubringen wußte, verfiel man auf
den ingeniösenGedanken, jedem Soldaten alle 10 Tage
10 Pfennige von seiner Löhnung abzuziehen, nnd diese
Abzüge bestimmte man zum Nadelgeld der Prinzessin.
Der alte Mann war noch zur Zeit, wo er mir das

erzählte,nicht besonders gut gestimmtauf diesesFinanz-
kunststück,das ihm lange Zeit Abzüge von seiner
dürftigenLöhnung auferlegte. Jm Grunde genommen
verdankt das Beamtensteuerprivileg ganz dem gleichen
Finanzkunststückseine Existenz.

Der Hauptgrund, der den damaligen Staat zu der-

artigen uns unverständlichenOperationen veranlaßte,
ist heute nicht mehr vorhanden. Der preußischeStaat

befand sich nach den Freiheitskriegen in einer derart
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miserablen Finanzlage, daß man ihm schon manches
Gewaltmittel nachsehenmußte. Die Kriege hatten ihm
ungeheures Kapital gekostet, die von Frankreich 1815

gezahlte Kriegskostenentschädigungwar aber ganz
minimal. Heute haben sich die Verhältnissedirekt um-

gekehrt. Die Finanzlage des preußischenStaates ist
die glänzendsteund Fragen wie die Aufbesserung der

Beamtengehälterusw. spielen heute finanziell so gut
wie gar keine Rolle. Das Stöhnen des Finanz-
1ninisters, womit er den Abgeordneten in der letzten
Session bei der Frage der Beamtenaufbesserung ent-

gegentrat, hat schließlichdoch niemand tragisch ge-
nommen.

Hier mögen einigeBemerkungenüber die finanziellen
Wirkungen der Aufhebung des Privileges am Platze
sein. Häufig ist die Ansicht geäußertworden, die Auf-
hebung sei nur von Jnteresse für die großen Städte,
die kleinen seien dabei gar nicht interessiert Diese An-

sicht«hat etwas Bestechendes, tatsächlichist sie durchaus
verkehrt. Es mag diese Auffassung ihren Grund darin

haben, daß vielleicht die Höhe der Beamteneinkommen

in der kleinen Stadt gemessen an der Einwohnerzahl
geringer ist als in der großen. Das Verhältnis der

Einwohnerzahl kann aber in diesem Zusammenhang
nicht maßgebendsein, sondern die Höhe des Steuersolls.
Nun ist das auf den Kopf der Bevölkerungentfallende
Staatseinkommensteuersoll der Stadtkreise Preußens
durchschnittlich4mal so groß als das gleicheSteuer-

soll in den Städten des Regierungsbezirkes Marien-

werder (einschließlichdie Stadtkreise Thorn und

Graudenz). Dazu kommt, daß in unsern kleinen Städten

wie bekannt unerträglichhohe Steuerzuschlägeerhoben
werden müssen. In Prozenten des Steuersolls aus-

gedrücktist denn auch der Ausfall, der den kleinen

Städten durch die Beamtenprivilegien entsteht, weit

größerals der den größerenStädten entstehende. Hier-
für einige Zahlen.
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Städte des Regierungsbezirks «-Marieuwerder1906.

Höhedes nach der »
.

gegenwärtigen Hohe Fesselbeq Höheder »
. Verluste in

Gesetzgkpuxlgum- Steuerfolls bei
· -

»
Verluste durch
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zur EmkommemBeamtenprivileg J «

kommen teuer
· · steuer qmlte 2
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»

.

1» 2
"

3 4 5 6

Neueubukg . 14 582,— M. 16 702,— M. 3000J0 6360,—« M. 430-o
Christbukg 7480,— ,,

8 380,— ,, 355 0,—-» 3 195,—— ,, 42 0-,
Schlochau 9408,— ,,

12 591,— » 2400-0 7639,— ,, 810-o
Culmsee . . . . . 32 838,50 «.

36 097,40 ,, 2700Jo 8 799,30 ,, 26,8 0-»
Gollub . . . . . 5370,— ,, 6111,—— ,, 2750X0 1955,25 » 36 0-»
Lautenburg . . . . 9844,42 ,, 11 490,22 ,, 300 0-» 4937,40 ,, 500XO
Neumark . . . . . s12 989,60 ,, 16 237,40 ,, 2800xo 9093,90 ,, 690-o
Jastkow . . . . . 10 491,20 ,, 12141,80 ,, 1600x0 2656,— ,, 25,500-"0
Krojanke . . . . . 5629,— ,, 6553—— » f2600-» 2402,— ,, 43 0-
Mewe . . . . . . 8894,47- » 12 051117,, 3360-0 10 606,51 ,, 1190JT
Tuchel . . . . . . 11 406,80 ,, 13 838,20 ,, 2200xo 5349,08 ,, 480-0

Sehzvetz. . . . . 23 624,69 ,,
30 400,— ,, 2700xo 18293,53 ,, 770-0

Riesenburg. . · . 11000,— ,, 14 000,—- » 250 0-» 7500,— » 68 0-»

Fisspppe·
· · · ·

III-—
" 1?383·«

«

ZZZTJOHEFT-Z" 102 »O
UAU . . . . . . ,—— »

l
«-

»

.

, ,

Brieer . . . · . 17 075,40 ,, 20 617:—,, 2700XT 9 560,— 56 0-:
Märk. Friedland. . 3809,80 ,, 4592,—— » 260 o-» 2033,72 ,, 53 Oxz
Tt. Eylau . . . . 28011,— ,, 32185,—— ,, 2000Xo 8348,— » ego-
Thorn . . . . . . 153 319,— ,,

184 482,— ,, 2100xo 65 442,— ,, 420«,-:
Stuhm . . . . . . 5.600,— ,, 7550,— ,, 3900X0 7605,— » 1350x
Flatow . . . . . 12 016,— ,, 14961,—— ,, 2430-o 7153,— » 590JJ
Marienwerder · . . 56 650,— ,,

78 770,——
·

,, 250 »Ja 55 299,— ,, 97 0-»
Danzig . . .

»

. . 804 486,—— ,, 934 773,—— ,, 188 0-» 244 940- » 300-»
Konitz . . . . . . 43 874,70 56 692 —

»
250 0X0 32 044,— ,, 730

T··tz 1694
«

2120« 2800x 1193
«

"

U
«

. . . . . . .

,

,— »
—

» o -— » ol-
Hammerstein 8256,— ,, 8994:——» 120 0-» 885,— » 10,7 0-«:
Bischofswckder » » Wo » 0-»
Rheden . . . . . 2450,— ,, 3142,— ,, 3500x0 2772,— ,, 11307o
Strasburg 15 316,50 ,, 22146,30 ,, 2900xo 14 428,80 ,, 940-0
Cnlni . . . . . . 32 939,26 ,, 41558,85 ,, 190 Wo 16 377,72 » 49 0-»

Nach einer Bemerkung des Beigeordneten Gielen
aus Münster auf dem weftfälischenStädtetaghätte die

Aufhebung des Beamten-Privileges 1900 für Münster
die Einkommensteuer von 100 auf 83,91 Prozent her-
untergebracht. Mit dem Ausfall, der für unsere Städte
durch das Privileg erwächst,läßt sich, wie Sie sehen,
der der Stadt Münster nicht auf eine Stufe stellen.
Dabei ist Münster im besonderen Maße Beamtenstadt
und als solche vorzugsweise erwähnt worden. Jch
habe allerdings nicht wie die Berichterstattung aus

Münster festgestellt, um wie viel Prozent die Ein-

kommensteuer bei Vollheranziehungder Beamten herab-
gesetzt werden könnte. Der oben dargestellte Ausfall
an Prozenten des jetzt umlagefähigenGemeindesteuer-
solls ist etwas größer, da bei einer Herabsetzungder

Prozente auch .der Steuerertrag von den Beamten-
einkommen herabgehenwürde. Immerhin ist der Unter-

schied nicht zu erheblich· Außerdem würde eine er-

hebliche Erhöhung des Einkommensteueraufkommens
nach den Vorschriften des Kommunalabgabengesetzesbei

vielen Gemeinden eine andere Verteilung der Lasten
aus Einkommensteuer und Realsteuer herbeiführen.

Die von mir angeführtenZahlen find auch insofern
nicht genau, als bei den einem Landkreifeangehörigen
Städten der Einfluß der Kreissteuern nicht berücksichtigt
ist. Selbstverständlichwürden die Laudkkeisebei einer-
Aufhebung des Beamtenprivilegs auch ihrerseits die

Beamteneinkommen voll zur Kreissteuer heranziehen,
die Städte also den entsprechenden Teil an den Kreis

mehr abzusührenhaben. Das wären recht erhebliche
Beträge, die für die Landkreisesehr ins Gewichtfallen
würden. Jm LandkreiseMarienwerder z. B. würden

auf diese Weise mehr als 20000 M. an den Kreis

fallen, das sind 6 Prozent des gesamten Kreissteuer-
solls (einschließlichRealsteuern)· Diese 6 Prozent
würde dann wiederum die Stadt weniger an Kreis-



steuern an den Kreis zu entrichten haben. Ähnlich
würde es in andern Kreisen sein. Immerhin haben
hiernach auch die Landkreise ein sehr erhebliches
Interesse an der endlichen Beseitigung der Beamten-

privilegien. Der Vorteil der Landkreise wäre sogar
Uvch erheblicher, da für die Kreise auch der durch § 15

des Kreisabgabengesetzesherbeigeführte,in den Kreisen
der Ostprovinzen oft sehr erheblicheAusfall in Wegfall
käme. Es wäre zu erwägen, ob man nicht den Ver-

suchmachen sollte, auch die Kreis-Vertretungen zu einer

Stellungnahmegegen das Privileg zu veranlassen· Ein

Vorgehen der .Kreis-Vertretungen würde aus nahe-

liegendenGründen recht wirksam sein.
Daß den Beamten für Aufhebung des Privileges,

das ihre rechtlicheLage wesentlichbeeinflußt,eine Ent-

schädigunggewährtwerden muß, ist meiner Auffassung
nach selbstverständlichEs ist gerade heute, wo die

Beamtengehälterdem Steigen aller Lebensbedürsnisse

nicht zu folgen vermögen, ganz ausgeschlossen, den

Beamten ohne Entschädigungein wichtiges Recht zu

nehmen. Die Ausgleichung wird den Anstellungs-
verbänden,dem Reich und Staat, und den Kommunal-

verbänden znr Last fallen. Sie wird sich bei den auf
einen engen Bezirk beschränktenVerbänden ziemlich
einfach gestalten. Ich will im Nachfolgenden des

Näheren nur auf die Reichs- und Staatsbeamten —

ausschließlichOffiziere — eingehen.
Das Gesetz gestaltet die Gemeindebesteuerung der

Beamten in zweierlei Hinsicht besonders. Zunächst
gewährt es schlechthineine Privilegierung,. indem es

das Einkommen nur in der halben Höhe der Be-

steuerung unter-wirft Dieses Privileg entbehrt heute
jedes rechtfertigendenGrundes, lediglichfiskalischeRück-

sichtenstehen seiner Beseitigung noch im Wege. Bei

einer Gehaltsausbesserung läßt es sich ohne Bedenken

beseitigen.
An zweiter Stelle gewährt aber das Gesetz den

Beamten neben der allgemeinen Privilegierung noch
eine Begrenzung der Steuerpflicht, indem es die

Beamtenbesoldnngim Höchstmaßenur mit 1, 1V2 und

2 Proz. belasten läßt. Diese Norm, die den Beamten

lauch in den höchstbelastetenGemeinden vor einer über

den DurchschnitthinausgehendenBelastung schützt,ent-

springt nicht ausschließlichfiskalisthenRücksichten.Dem

Grundgedanken werden wir die Berechtigung nicht ab-

sprechen können,wenn wir auch die Ausgestaltung als

verfehlt bezeichnenmüssen.
Gesetzt den Fall, das Stenerprivileg würde einfach

beseitigt, so würde allerdings gerade die Lage der in

unseren Ostprovinzen befindlichenReichs- und Staats-

beamten wesentlich verschlechtert Jn anderen Teilen

der Monarchie betragen die Kommunalsteuerznschläge
durchschnittlich50—100 Proz. weniger als in unserer
Provinz, in unseren Städten selbst differiert die Höhe
der erhobenen Zuschlägeganz erheblich. Andererseits
wissen wir, daß die Beamtenschaftvielfach lieber nach
westlichenTeilen der Monarchie als in die Ostprovinzen
geht. Die größten und begehrtesten Städte haben
durchgängigdie geringsten Steuerzuschlägeund es trifft
in der Regel zu,daßjejgrößerdie Steuerzuschlägein einem

Orte sind, um so geringer seine Anziehungskraftist.

nicht aufrechterhalten.
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Auch die Höhe der kommunalen Leistungen steht durch-
gängig im umgekehrten Verhältnis zur Höhe der

Steuerzuschläge.Naturgemäß,daß hochbelastete Ge-

meinden in erster Linie die äußersteSparsamkeit walten

lassen müssen, um weitere Steuererhöhungen abzu-
wenden. Während das Streben der Regierung dahin
gehen muß, wie auch die Gewährung der Ostmarken-
zulage ergibt, für die Ostprovinzen den Beamten

besondere Vergünstigungenzu gewähren,würden die

Beamten durch einfache Aufhebung des Beamtensteuer-
privileges noch mit besonders hohen Steuerzuschlägen
bedacht werden. Das würde unseren Städten in keiner

Weise vorteilhaft sein. Wir wissen, wie schon jetzt in

hochbelastetenGemeinden die Beamten, die erhebliches
Privateinkommen haben, überaus unwillig darüber
sind, daß sie für die geringen kommunalen Leistungen
einer solchenGemeinde weit höhereLasten aufzubringen
haben als ihre begünstigterenKollegen in anderen

Städten, und wie speziell auch dieser Umstand dahin
wirkt, manchem Beamten das Verziehen aus dem Osten
nahezulegen. Der Grund, der für das Privileg in

diesemZusammenhangeangeführtwird, trifft schließlich
doch zu. Der Privatmann sucht sich seinen Wohnort
auf unter Berücksichtigungaller lokalen Verhältnisse
Geht er nach einem Orte mit hohen Steuerzuschlägen,
so locken ihn dorthin besondere Vorteile, etwa weil er

dort schneller selbständigwerden kann u. a. Es ist
eine bekannte Tatsache, daß wohlhabende Leute über-

haupt nur selten in hochbelasteten Gemeinden sich
niederlassen Beim Beamten fallen diese Gründe durch-
gängig Weg, wenn man absieht von den jüngerenAn-

wärtern, die möglichstschnell angestellt zu werden

wünschenund deshalb die erste sich bietende Stelle

annehmen. Die einfache Beseitigung des Privileges
würde dahin führen, daß in der hochbelasteten kleinen

Stadt nur die Anfänger und die Beamten, die nicht
fortkommen können, verbleiben und daß allenthalben
VDU der Beamtenschaft noch weit stärker als bislang
der Ruf erhoben würde, die Behördennach Möglichkeit
aus den hochbelastetenStädten zu verlegen· Was eine

-Differenzierung der Beamten in der Besoldung ans
sich hat, sehen wir mit größterDeutlichkeit bei den

Elementarlehrern, wo der Kultusminister sich nicht
anders als durch seinen onlinösenBremserlaß zu helfen
wußte. Daß diesen für unsere Städte angedeuteten
Gründen auch die Gründe des Staatsinteresses ent-

sprechen, brauche ich bei der bekannten Stellungnahme
der Regierungnicht weiter auszuführen.

Um diese nachteiligen Wirkungen der Aufhebung »

des Privileges zu vermeiden, bieten sich verschiedene
Wege, die ich, soweit sie mir bekannt geworden, be-

sprechenmuß.
Zunächstder, die für die einzelnenOrte verschieden

hohe Belastung dadurch auszugleichen, daß die Höhe
der Belastung bei der Servisklasseneinteilungberück-
sichtigt wird. Dieser Weg erscheint theoretischals der

gangbarste, und ich habe diese Lösung früher auch
für die richtige gehalten. Jch kann diese Ansicht jedoch

Wie ungemein schwierig gerade
für die kleineren Städte die Herbeiführung einer

Anderung der Servisklasseneinteilung ist, haben wir in



den letzten Jahren zur Genüge erfahren. Bei der

Servisklasseneinteilung werden die kleinen Städte

immer den Kürzerenziehen, weil die darüber befindenden
Ministerialbeamten doch der Ansicht sind, in den»kleinen

öftlichenStädten sei dasLeben viel billiger als in der

Großstadt, die Mehrbelastung durch Steuern fiele
gegenüberdem billigeren Leben gar nicht ins Gewicht.
Zudem würde gerade das Odium der hohen Steuer-

zuschlägedurch die Gewährungeines höherenWohnungs-
geldes überhauptnichtbeseitigt. Die Beamten würden

das höhereWohnungsgeld als etwas selbstverständlich
ihnen zufallendes einstreichen,die hohen Steuerzuschläge
würden ihnen gleichwohl ungemein lästig sein. Die

Steuer, die ihrem Wesen nach eine einseitigeLeistung
ohne direkt sichtbareGegenleistung des Steuergläubigers
ist, wird immer nach ihrer absoluten Höhe eingeschätzt.

Ein zweiter Weg wäre der, die Beamten von ihrem
Diensteinkommen im Höchstfallemit eitiem bestimmten
Zuschlageheranziehenzu lassen, also etwa zu bestimmen,
der Beamte genießtzwar im allgemeinen kein Privileg
mehr, er hat aber von seinemDiensteinkommen höchstens
100 Proz. Zuschlag zur Staatseinkommensteuer als

Kommunalsteuer zu entrichten. Dieser Gedanke, und

zwar besonders der, den Höchststeuersatzauf 100 Proz· zu

normieren, ist des öfteren angeregt worden; nach dem

vom Ministerium ausgesandten Fragebogen zu urteilen,
wird er auch auf das Ernsthafteste von der Staats-

regierung erwogen. Er hat auch bereits ein gesetzliche-s
Vorbild in der Regelung der kommunalen Besteuerung
der Offiziere, bei denen bekanntlich das Privateinkommen
nur mit 100 Proz. belastet werden darf. Gleichwohl
müssenwir ihn nach meinem Dafürhalten mit voller

Entfchiedenheitablehnen und rundweg erklären,daß
wir lieber überhaupt keine Änderungdes bestehenden
Zustandes wünschten. Nach meinen Feststellungen
hätten die westpreußischenStädte so gut wie keinen

Vorteil davon, da sie durchgängigganz erheblichüber
200 Proz. Zuschläge zur Einkommensteuer erheben.
Der Vorteil wäre um so größer,je geringer die Steuer-

zufchlägesind, am größten also bei den Städten, die

gerade 100 Proz. oder weniger erheben. Es würde

also auch hier nach dem bekannten Satze verfahren:
»Wer hat, dem wird noch gegeben-« Wenn aber
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irgendwo ein Bedürfnis zur Abhilfe vorliegt, so doch
in erster Linie bei den besonders hoch belasteten Ge-

meinden, wo die Unterschiede in der Belastung von

Beamten und Nichtbeamten besonders groß sind, wo

die Bürger unter der Steuerlast fast ersticken,und wo

die Heranziehnng der Beamten zu einer wesentlichen
Minderung des Steuerdruckes führen könnte. Die

Städte, die in der überaus glücklichenLage sind, nur

100 oder wenige Prozent mehr Steuern zu erheben,
denen zu helfen, deren Bürger zu erleichtern, liegt
wahrlich der geringste Anlaß vor-. Sollte die Regierung
den Gedanken, das volle Diensteinkommen mit höchstens-
100 Proz. belasten zu lassen, weiter verfolgen, so müßte
man unwillkürlichan das divide et impera denken.
Den -sehr einflußreichengroßen und reichen Städten
wäre damit der Mund gestopft, sie würden voll

befriedigt; die andern Städte würden wie stets, wenn

sie allein sind, nachher überhaupt nicht mehr gehört
werden, obwohl-ihnen diese Regelung doch gar nichts
genützthätte, obwohl alle die Umstände,die für Auf-
hebung der Beamtenprivilegiensprechen, für sie weiter

bestündenund obwohl gerade in den Ostprovinzen das-

Beamtenprivilegum deswillen besonders schädlichwirkt,
weil es am meisten mit zur Absonderung der Beamten

führt« Ich möchtezum Belege hierfür nur auf den

bekannten Vorgang in Bromberg hinweisen, wo die

Erhöhung der Schulgeldsätzevon der Stadt damit

begründetwurde, daß aus diese Weise auch die Beamten

zu den Kosten herangezogenwürden, was bei einer

Mehrheranziehung der Steuern nicht eintreten könne.

Hierauf beschloßbekanntlich eine Beamtenversammlung
die Boykottierung der Bromberger Geschäftsleute

Wie sollte es übrigensmit der Kreisbesteuerungder
Beamteneinkommen werden? Unsere westpreußischen
Städte sind durchschnittlichmit etwa 100 Proz. Kreis-

lasten bedacht· Würden wir dann die 100 Proz., die

uns der Staat von den Beamteneinkommen glücklich

zuwiese, unberührt an den Kreis abzuführenhaben?
Nach den Erfahrungen, die wir sonst bei Regelungdes

Kreisabgabenwcsens gemacht haben, würde ich mich
über eine solcheBestimmung nicht sonderlich wundern.

Die nachfolgendenZahlen ergeben für einige Städte
der Provinz, wie das Steueraufkommen sich bei Her-

Rechnungsjahr 1904.
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anziehungder Beamteneinkommen zu höchstens100 Proz.
der Staatseinkommensteuer gestalten würde. Die für

Strasburg und Culm angeführtenZahlen der Spalten
7 und 8 werden schwerlichzutreffen, sie dürften erheblich
zu hoch gegriffen sein.

Als den einzigen gangbaren Weg betrachte ich den,
daß der Staat eine für die ganze Monarchie einheitliche
Gemeindebesteuerungder Beamten, sei es mit ihrem
Diensteinkommenallein, sei es — was vorzuziehenwäre
— mit ihrem gesamten am Wohnsitz oder Aufenthalts-
orte zu versteuernden Einkommen — also abgesehen
vom Einkommen aus Grundbesitz, Gewerbe usw. —

herbeiführt.Der Staat würde die gesamten Gemeinde-

steuern, die von diesem Einkommen der Beamten —

wie bei jedem andern Einkommen berechnet —

zu

zahlen sind, an die Gemeinde zu zahlen, von den

einzelnen Beamten aber seinerseits den Durchschnitts-
prozentsatz einzuziehen haben. Die Festsetzung der

Durchschnittsprozentewürde periodisch, also etwa alle

·3 Jahre neu erfolgen müssen. Bei diesem Verfahren
kämen die Gemeinden voll zu ihrem Recht, andererseits
würde es auch am ehesten dem von der- Staatsregierung
vertretenen Grundgedankenüber die Gemeindebesteuerung
der Beamten entsprechen. Der Beamte würde, gleich-
viel in welcher Gemeinde er seinen Wohnsitz hat, den

gleichen Prozentsatz Steuern zu entrichten haben ohne
Rücksichtauf den einzelnen Wohnort. Das würde

sogar weit mehr als die bisherige Normierung die

Jdee verwirklichen,daß der Beamte, der seinen Wohn-
sitznicht frei wählen kann, auch nicht in den einzelnen
Wohnsitzgemeindenzu verschiedenenProzentsätzenher-
angezogen werden soll,was wie schonausgeführtallerdings
um so unbilliger wäre, weil tatsächlichdie Steuerzuschläge
durchgängigum so höher sind, je geringer die An-

nehmlichkeiten und kommunalen Leistungen der be-

treffenden Orte find. Der Beamte hätte kein Privileg
mehr, der Staat gliche nur die Steuerlast der Beamten

innerhalb der ganzen Monarchie aus, um den einzelnen
durch Versetzung in hochbelastete Gemeinden nicht
unbillig zu belasten.
Wünschenswertwäre es, wenn dieser Regelung auch

das oben bezeichnete Privateinkommen der Beamten

unterworfen würde. Vom Standpunkte des Beamten

aus betrachtet — und auf diesen kommt es in diesem
Zusammenhange nur an — ist die jetzt stattfindende
volle Heranziehung seines Privateinkommens zu den

verschiedenhoch ausfallenden Gemeindesteuern in den

einzelnen Gemeindenebenso ungerechtfertigt und uner-

träglich, wie es nach Auffassung der Regierung die

volle Heranziehung des Diensteinkommens sein würde.
Diese Regelung, bei der alle Gemeinden voll zu

ihrem Rechte kämen,der keinerlei praktischeSchwierig-
keiten entgegenstehen,wäre prinzipiell die einzig richtige
und sie würde auch die erwünschtestenpraktischen
Folgen nach sich ziehen. Der Beamte, der mit den

Jnteressen der Einzelgemeinde nicht so eng verwächst
wie die andern Bürger, der seinen Wohnort nicht so
frei wie die andern Bürger wählen kann, würde- da-

nach voll zu den Gemeindesteuern herangezogen, aber

nur zu dem Durchschnittssatze,der in sämtlichenGe-

meinden erhoben wird. Er würde nicht mehr begünstigt,

25—

wenn er in eine wohlhabende Gemeinde mit geringen
Lasten, er würde nicht mehr benachteiligt, wenn er in

eine arme Gemeinde mit großenLasten versetztwürde.
Der vom Standpunkt der Allgemeinheit und der Staats-

regierung überaus UnerwünschteZustand, daß die hoch-
belasteten Gemeinden, die wie schon erwähnt, in der

Regel an sich nicht die begehrtesten sind, noch durch
die Höhe der Steuerlasten abschrecken,was schon heute
bei begiiterten Beamten sehr wesentlich mitspricht, käme
in Wegfall. Auf der andern Seite würde auch die

Steuererleichterung,die für viele Beamte mit ein

wesentliches Anziehungsmittel der vielbegehrten Orte

bildet, verschwinden. Für die Staatsregierung zweifel-
los eine sehr annehmbare Folge, die ihr gestatten
würde, in weit freierer Weise als bislang den Beamten

den Dienstort anzuweisen, die dem so bedenklichenAn-

drang der Beamten nach der Großstadt ebenso wie

ihrer Abneigung gegen die kleinen Orte wenigstens
etwas entgegentreten würde.

Für die Reichsbeamten und Offiziere, die zu einem

geringen Teil außerhalb Prenßens ihren Dienstort
haben, würde die Durchführung leicht in der Weise
erfolgen können,daß diese Regelung nur auf die in

Preußen wohnenden Beamten angewandt würde.

Jch möchte noch einem Bedenken entgegentreten.
Hört ein Beamter, der nicht den Ostprovinzen entstammt,
die von mir angeführtenZahlen über die Gemeinde-

steuerzuschlägein unserer Provinz, so könnte er vielleicht
schon um deswillen energisch gegen meinen Vorschlag
protestieren,weil er befürchtenmöchte,die hohen Zu-
schläge in den kleinen Städten könnten den Durch-
schnittssatzsehr hinaufschrauben. Diese Besorgnis ist
unbegründet. Im Verhältnis zu den großen wohl-
habenden Städten sind in den kleinen Städten so
wenig Beamte vorhanden, daß die hier erhobenen Zu-
schläge die Bestimmung des Durchschnittssatzes kaum

wesentlichbeeinflussenwürden; werden aber in großen
Städten hohe Zuschlägeerhoben, so handelt es sich,
wenn man von den Ostprovinzen absieht, durchgängig
um Industriestädte,wo Beamte auch nur in ganz ver-

schwindenderZahl existieren.
Nach meiner Schätzung würde der zu erhebende

Gemeindeeinkommensteuerdurchschnittssatzkaum über 140

Prozent hinausgehen, ein Steuersatz, den zu tragen
man den Beamten wohl zumuten könnte.

Welcher Weg aber auch zur Beseitigung des

Privileges und zur Ausgleichung der Folgen gewählt
werden soll, wir müssenentschiedenverlangen, daß nur

ein Weg in Betracht kommt, der für alle beteiligten
Gemeinden in gleicher Weise annehmbar ist.

Der Herr Referent Dr. Deichen und ich bringen
folgende Resolutionen in Vorschlag:

«

1. Der Erlaß des nach § 41 des Kommunal-

abgabengesetzesin Aussicht gestelltenGesetzes zur

Neuregelung der Beamtenbesteuerung darf schon
deshalb nicht länger hinausgeschoben werden,
weil die bisherigenSteuerprivilegien der Beamten

sich nicht mehr vereinbaren lassen mit einer ge-

rechten Steuerpolitik gegenüber den Privat-
bedienstetenund Arbeitern.



2. Als angemessene Neuregelung der Gemeinde-

besteuerung der Beamteneinkommen kann nur eine

solche anerkannt werden, die die Beamten-

einkommen in der gleichenWeise wie jedes andere

Einkommen der Gemeindebesteuerung unterwirft.
3. Einer gesetzlichenNeuregelung bedarf auch die

Kommnnalbesteuernngder Osfiziere. Insbesondere
muß das Diensteinkommen der Offiziere ebenfalls
der Konnnunalstenerpflicht unterworfen werden.

4. Der Vorstand des Städtetages wird ersucht,
Petitionen an die beiden Häuser des Landtages
wegen der dritten Resolution auch an den

Bundesrat und den Reichstag sowie an den

Herrn Reichskanzler zu richten.
Ferner ist der allgemeinepreußischeStädtetag

bezw. der deutsche Städtetag zu ersuchen, die

Angelegenheit zum Gegenstande einer Petition zu

machen. (Beifall).

Vorsitzenden Wünscht jemand zu diesem Gegen-
stande das Wort? — Das scheint nicht der Fall zu

sein. Dann werde ich die Resolutionen zur Abstimmung
bringen. Ich bitte sie aber noch einmal möglichst
langsam zu verlesen· (Die Resolution 1 wird noch-
mals verlesen). Ich glaube, wir können über jede
Resolution einzeln abstimmen.

BürgermeisterVutze-Tuchel: Ich habe in den Rese-
raten vermißt, wie sich die Herren Referenten zu der

Aufhebung der Privilegien der Geistlichen und Lehrer
stellen und ob diese, falls ihre Privilegien ebenfalls
beseitigt werden sollen, das passive Wahlrecht erhalten
sollen oder nicht. Bei den städtischenBeamten würde

sich das letztere aus disziplinärenGründen wohl von

selbst verbieten. Vielleicht beantworten die Herren
Referenten diese Frage auch.

Verichterfiaiter,Stadtrat Dr. gleichem Ich glaube
die Frage dahin beantworten zu können,daß wir aller-

dings Gleichheit für alle Beamten wollen; die Geist-
lichen und Lehrer usw. würden also auch voll zur

Kommunalsteuer heranzuziehen sein. Auf der andern

Seite aber möchte ich persönlichmeiner Überzeugung
dahin Ausdruck geben, daß es dann auch billig wäre,
ihnen die gleichen politischen Rechte einzuräumen,also
eventuell auch das Recht der Teilnahme an den Stadt-

"verordnetenversammlungen für die Elementarlehrer.
Ietzt kommen ganz eigentümlicheFälle vor: Wenn ein

Mittelschnllehrer, der bisher Stadtverordneter war, von

der Gemeinde zum Rekjoreiner Gemeindeschule ge-

wählt wird, dann scheidet er augenblicklichaus der

Stadtverordnetenversammlung aus. Das ist ein Miß-

stand, und ich glaube, es wäre gerecht, wenn die

Elementarlehrer ebenso wie die höherenLehrer an den

Stadtverordnetenversammlungenteilnehmendürfen. Ich
sage es nochmals: Ich würde dafür plaidieren, daß
gleichesRecht für alle geschaffenwird, ebenso wie wir

gleiche Pflichten für alle verlangen.

VorsitzendenIch habe die Herren Referenten dahin
verstanden, daß die in Aussicht stehende allgemeine
Neuregelung der Gehälter, die ja augenscheinlicheinen

recht großenUmfang annehmen wird, und. die wir,
wenn der Staat damit vorgeht, doch ganz zweifellos
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in unsern Gemeinden werden nachmachenmüssen,nicht
vorüber gehen dürfe, ohne daß diese Steuerfrage bei

dieser Gelegenheit endlich mit zur Erledigung kommt.

Wenn die Gehälter erst aufgebessert sind, und später
die Beseitigung der Steuerprivilegien versucht würde,
dann würde sich ein allgemeines Geschrei erheben.
Ich nehme nun aber an, daß wenn schon bei der

Neuregelung der Gehälter dem Wunsche der Herren
Referenten gemäß das Stenerprivileg reformiert wird,
daß man dann in der Gesetzgebung auch die hieraus
sich ergebenden weiteren Konsequenzen ziehen wird.

Ich fürchte,daß wir hier in eine unabsehbare Debatte

kämen, wenn wir diese Konsequenzen mit in unsere
Beratung hineinzögen. Wir haben es lediglich damit

zu tun, daß wir aus finanziellen Rücksichten,aus

Rücksichtauf unsere Steuerverhältnisseund auch aus

Rücksichtdarauf, daß jetzt selbst von den Arbeitern

und Privatbeamten ermittelt wird, was sie für ein

Einkommen haben — das hat kolossal gewirkt, es hat
in manchen westlichen Städten Mehrveranlagnngen
von einer Million ergeben —- daß wir angesichtsdieser

«

Tatsache aus finanziellen Gründen wünschenmüssen,
daß das Steuerprivileg reformiert wird, und daß das

Gesetz,wvelchesbereits in Aussicht gestellt ist, erlassen
wird. Uber die Einzelheiten, über die Wahlberech-
tigung, die Wahlfähigkeitu. s. w. brauchen wir, glaube
ich, heute nicht zu diskutieren. Ich meine daher, daß
diese erste Resolution, wie sie hier formuliert ist, wohl
eine genügendeGrundlage für die Petition bilden wird,
die der Vorstand des Städtetages, wenn Sie das be-

schließen,an die gesetzgebendenGewalten richten soll.
BürgermeisterVutzn Ich bitte zu erwägen, ob nicht

vielleicht die Worte ,,einschließlichder Geistlichen,
Kirchendiener und Lehrer« eingeschaltet werden können.

VerichterflatterDr· Vcichem Nach alledem, was

bisher über die Materie geschriebenund gesprochen ist,
halte ich eine genaue Deklaration nicht für notwendig.
Die Regierung hat soviele Petitionen von Städtetagen
und einzelnen Städten erhalten, daß man allgemein
unter der Aufhebung des Beamtenprivilegs, die Anf-

·hebungaller Ermäßigungenversteht. Die Einschaltung,
die der Vorredner wünscht, wäre ja auch gar nicht
erschöpfend,es würden z. B. doch auch noch die

Witwenpensionen in Frage kOUUUUL Ich sage, es

weiß jeder, was gemeint ist.

Vorsitzenden Herr Kollege Lutze, wollen Sie ein

besonderes Amendement einbringen?

BürgermeisterVutzu Ich möchte daraus verzichten.
Die Frage kann vielleicht in der Petition, die nach
oben geht, berücksichtigtwerden.

VorsitzendenEs ist ja nicht gesagt, daß die Frage
der Lehrer, der Geistlichen u. s. w. gleichzeitigmit der

Neuregelung der anderen Besoldungenentschiedenwird;
es ist aber gesagt, daß wir die Stenerprivilegien im

weitesten Umfange beseitigt sehen wollen.

Ich bitte diejenigenHerren sich zu·erheben,die die

Resolution 1 nicht annehmen wollen« —» Ich kann

konstatieren, daß sie einstimmig angenommen ist.
Jch.: bitte jetzt, die Resolution 2 nochmals zu ver-

lesen. (Geschieht·) Wird das Wort verlangt? —



Das ist nicht der Fall. Jch bitte diejenigen, die sie

nicht annehmen wollen, sich zu erheben. —- Anch diese
Resolution ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Resolution Z- (Sie wird noch-
mals verlesen.)

Stadtverordneter Hardtmnnn-"Danzig: Jch fürchte-
das schießtvielleicht über das Ziel hinaus, und wir

gefährden möglicherweisedurch dieses etwas weit-

gehende Verlangen die Erreichung der anderen Ziele-
Trifft dieses Bedenken nicht zu, dann würde ich mich

bescheiden. ,

gerichterstattcn Dr. Zeichen: Jch kann das Bedenken

nicht teilen.

Stadtrat Witzlaff-Danzig: Jch möchtezu dem Be-

denken des Herrn Hardtmann darauf hinweisen, daß
die gesamten Bestimmungen über das Privileg der

Beamten, Geistlichen und Lehrer -in einer Verordnung
von 1867 stehen. Wenn also die Verordnung von

1867 geändert wird, dann müssen die gesetzgebenden
Faktoren sich mit allen Punkten beschäftigen Jn-

wieweit sie unserm Verlangen Rechnung tragen, ist ja
eine andere Frage, aber beschäftigenmüssen sie sich
mit allen.

MitbcrichterstattcnBürgermeisterZitzlafs: Mir scheint
-

das Bedenken um deswillen nicht begründetzu sein,
weil die Regierung speziell nach dem Fragebogen auch
diese Frage erörtert wissen will, und dann müssenwir

natürlichunsern Standpunkt zur Geltung bringen.

yorsitzcuder: Jch darf wohl annehmen, daß Herr
Hardtmann sein Bedenken jetzt zurückzieht.Jch bitte

auch diesmal diejenigen sich zu erheben, die die Reso-
lution nicht annehmen wollen. —- Sie ist einstimmig
angenommen.

Wir kommen jetzt zur Resolution 4. (Sie wird

nochmals verlesen). Diese Resolution enthält ja nur

einen Auftrag für uns. Erhebt sich gegen sie ein

Widerspruch? — Das ist nicht der Falls Somit ist

auch diese Resolution angenommen und damit der

Gegenstand 4 der Tagesordnung erledigt.
Jch würde nun bitten, keinen Widerspruch zu er-

heben, wenn ich Ihnen vorschlage, heute noch die letzten
3 Nummern der Tagesordnung zu erledigen — es ist
noch nicht 1X22Uhr —- sodaßfür morgen lediglich die

Nummern 5 und 6 übrig bleiben und die geschäftlichen
Mitteilungen zu Nummer 7. Unter dieser Rubrik

sind immer am Schlusse der Versammlung noch einzelne
Fragen aufgeworfen worden, deshalb würde ich bitten,

auch dieseNummer morgen zu erledigen. Von Seiten

des Vorstandes sind keine geschäftlichenMitteilungen

mehr zu machen.
Ein Widerspruch erhebt sich nicht; ich komme also

zu Punkt 8:

Entlastung der Rechnung

Aus der Rechnung, die heute dechargiert werden

soll, ergibt sich, daß die Reste von Dt. Krone mit

15 M. und von Schönsee mit 10 M. richtig ein-

gegangen find. Jch will bemerken, daß wir schon im

vorigen Jahre an den guten Willen beider nicht ge-

zweifelt haben. (Heiterkeit). Es ist sogar noch ein
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Rest, der nicht moniert war, eingegangen und zwar
von Stuhm mit 10 M. Damit ist die Rechnung vom

vorigen Jahre definitiv erledigt. Die Herren Revisoren
haben die Rechnung für das abgelaufeneJahr geprüft
und erklärt, daß sie nichts zu erinnern haben. Sie

empfehlen die Entlastung. Die Rechnung schließt,wie

ich schon mitgeteilt habe, mit einem Beständevon

1210,04 M. und einem Rest von 120 M. ab, auf den
aber in den letztenTagen auch schon verschiedeneZah-
lungen eingegangen sind.

Wird das Wort verlangt? —- Das ist nicht der

Fa·ll."Dann bringe ich den Antrag der Herren Revi-

soren zur Abstimmung. — Erhebt jemand gegen die

Entlastung Widerspruch? —- Es geschiehtnicht, die

Entlastung ist erteilt.

Wir kommen jetzt zur

Zsaljc des Vorstande-.
Der Vorstand besteht zur Zeit ans:

OberbürgermeisterEh le r s - Danzig,
Stadtverordnetenvorsteher O b u ch- Grandenz,
OberbürgermeisterE l d it t - Elbing,
OberbürgermeisterDI-. K e r st e n - Thorn,
BürgermeisterH a r t w i ch- Culmsee,
BürgermeisterMüller - Dt. Krone.

Nach dem Statut soll die Wahl durch Stimmzettel
erfolgen; es ist aber, wenn Widerspruch nicht erhoben
wird, auch Akklamationswahl zulässig. (Zuruf des

Stadtrats Kyser-Graudenz: Jch beantrage Akkla-

mationswahl. Andere Zurufe: Wiederwahl aller

Vorstandsmitglieder).Es ist also beantragt, sämtliche
Vorstandsmitgliederdurch Akklamation wiederzuwählen.
Wenn sich gegen diesen Vorschlag ein Widerspruchnicht
erhebt — das ist nicht der Fall —- so ist die Wieder-

wahl erfolgt. Jch stelle das fest. Jch darf wohl er-

klären, daß wir für Jhr Vertrauen danken und die

Wahl annehmen.
Wir kommen zur

Beschlußfassungüber Ort und Zeit des nächsten
Htädtetage5.

BürgermeisterZitzlafssMarienwerdenJch habe den

ehrenvollen Auftrag der städtischenKörperschaften,den

Städtetagendlich nach Marienwerder einzuladen. Wir

wurden auf dem vorigen Städtetage so gerüffelt —

Ihr sagt immer das nächste Mal — daß sich die

Herren in Marienwerder dies zu Gemüte gezogen und

dUtchAkklamationdem Vorschlage des Magistrats zu-

gestimmt haben. Wir haben für unser bisheriges
Zögern eine Entschuldigung darin, daß unsere kommu-

nalen Verhältnissenoch nicht so waren, daß wir den

Städtetagempfangen konnten. Glauben Sie nun aber

nicht, daß, wenn Sie das nächsteJahr zu uns kommen,
in Marienwerder alles vollkommen ist; vielleichtkommt

der Städtetag sogar in die besteBuddelei hinein, was

wohl auch nichts schaden würde, da er auch einmal

eine Stadt anders als im Festgewande sehen kann.

Wenn Sie also in eine Straße kommen, wo gebuddelt
wird, so nehmen Sie ein: Wir wollten Jhnen lediglich
zeigen, wie man’s machen oder nicht machen soll, wenn

man kanalisiert. (Heiterkeitund Beifall).
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Yotsihendm Jch darf wohl annehmen, daß wir l im Juni 1908 in Marienwerder abzuhalten. Dagegen
dieser freundlichen Einladung dankend folgen und im erhebt sich kein Widerspruch
nächstenJahre nach Marienwerder gehen wollen, und Jch schließedie heutige Sitzung.
zwar ungefähr um dieselbe Zeit, wie in diesem Jahre,
Ende Juni. — Wird das Wort verlangt? — Es ge-

—-

schiehtnicht; wir beschließen"ulso,den nächstenStädtetag Schluß 1324 Uhr.
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Zweite Sitzung.

cHennabend, den 29. Juni 1907. —- gsank des Gefecschaftsljauses.— 9 Zihr vormittag-.

OberbürgermeisterDr. galten-Thom, als Hielt-
vertretee des Vorsitzenden: Meine Herren! Jn Ver-

tretung des durch anderweitige Pflichten verhinderten
Herrn Vorsitzenden eröffne ich die heutige Sitzung.

Bevor wir in der Erledigung der Tagesordnung
fortfahren,möchteich diejenigen Herren, die sich noch
nicht in die Präsenzliste eingezeichnet haben, bitten,
dies gleich nachzuholen.

Ich erteile jetzt das Wort Herrn Kollegen Müller
zu Punkt-b der Tagesordnung:

Jst die CTage der Kleinen, nicht kreisfreien Htädte
durch die Gesetzgebung der letzten 35 Jahre ge-

fördert oder geschädigt worden und wie kann

ihnen geholfen werden?

gerichterstatteizBürgermeister Müller-U- Krone:

Geehrte Herren! Allen Menschen recht getan, ist ein

Dienst, den niemand kann! So sagt ein altes Wahr-
wort, welches auch auf das Thema Anwendung findet,
welches ich meinem heutigen Vortrage zu Grunde ge-

legt habe. In unserem modernen Staate gibt es eine

so großeAnzahl sich widerstreitender Interessen, daß
jeder verständigeMensch anerkennen muß, daß die

Staatsregierung es nicht allen Menschen recht tun

kann. Unser größterplattdeutscher Dichter, unser Fritz
Reuter sagt ja auch irgendwo: »Was dem einen seine
Uhl ist, ist dem andern seine Nachtigall«;und er trifft
damit dem Nagel auf den Kopf.

Was dem einen Teile Vorteil bringt, bringt leider

notwendiger Weise einem andern Nachteil. Anders ist
es in dem modernen Staate, bei der Menge der sich
widerstreitenden Interessen unmöglich,nnd es ist für
die Gesetzgebungbezw. die Staatsregierung, das er-

kenne ich voll an, eine schwereund undankbare Arbeit,
einen gerechten Ausgleich dieser widerstreitenden Inter-

essen herbeizuführen
.

Ich will heute versuchen, festzustellen, ob es der

Gesetzgebungder letzten 35 Jahre, .der Zeit nach dem

großen siegreichenKriege, der einen ungeheuren Auf-
schwungdes deutschen Staatenbundes zur Folge gehabt
hat, gelungen ist, bezüglichder Interessen der nicht
kreisfreien Städte einen befriedigendenAusgleichherbei-
zuführen, und da muß ich zu meinem Bedauern von

vorne herein gestehen, daß ihr das nach meiner Ansicht
leider nicht ganz gelungen ist.

Dies vorausgeschickt,halte ich es für meine Pflicht,
hervorzuheben, daß es sich bei meinem Vortrage um

keine das Thema völlig erschöpfende,wissenschaftlich
angelegte und begründeteArbeit handeln kann. Das

fertig zu bringen, dazu fehlt es dem kleinstädtischen

Bürgermeister,der in seinem Wirkungskreiseder Mann

für alles ist, zunächstunter allen Umständen an Zeit
und mir auch an der Fähigkeit. Ich habe michdarauf
beschränkenmüssen, anzuführen, was sich in meiner

Praxis mir inbezug auf mein Thema aufgedrängtund

mir Veranlassung gegeben hat, dasselbe zum Gegen-
stande meines Vortrages zu machen.

In erster Linie wünsche ich anregend zu wirken

und die Herren Vertreter der nicht kreisfreien Städte
zu veranlassen, sich mit diesem Thema recht ernsthaft
weiter zu beschäftigen.Ich erkläre mich gern bereit,
als Sammelstelle für bezüglicheMitteilungen zu dienen

und an ihrer demnächstigenVerwertung mitzuarbeiten
Jch bitte auch die verehrten Herren, an meinen

Vortrag nicht mit zu großen Erwartungen heran-
zugehen und an ihm keine zu scharfe Kritik zu üben.

Wenn mir die Kräfte fehlen, so wollen Sie wenigstens
so liebenswürdigsein, meinen guten Willen anzu-
erkennen.

Ich bin von der Überzeugungdurchdrungen, daß
die nicht kreisfreien Städte in dem Kampfe ums

Dasein, den alles irdische Wesen zu führen hat, sich
kräftigerregen und ihre Stimme so laut ertönen lassen
müssen,daß sie nicht ungehörtverhallt; denn ich halte
dafür, daß ihre gedeihlicheEntwickelung durch eine für
sie nicht immer glücklicheAbwägung von Vorteil und

Nachteil schweren Schaden leidet und deshalb Abhilfe
not tut.

Die Frage, wie das Gedeihen der kleinen Städte
unter dem Einfluß der modernen Gesetzgebung sich
gestaltet hat, hat leider schon seit langen Jahren in
den Diskussionen öffentlicher Angelegenheiten keine
Stätte mehr gefunden. Und das ist sehr begreiflich.

Einerseits ist es von jeher Art der kleinen Städte

gewesen, mit fast muselmännischemFatalismus sich
in jede Heimsuchungzu fügen, andererseits ist es ein

Verhängnisder Kleinstädte,daß für sie in dem land-

läufigen Schema der politischen Erörterungen keien
Rubrik besteht. Spezielle Vertreter der kleinen Städte

gibt es in unsern öffentlichenKörperschaftenüber den

Kreistag hinaus nicht, und wenn in den Parlamenten
die Parteien von Land und Stadt reden, so meinen

sie mit der Stadt die Großstadt,oder sie konstruieren
den Gegensatzvon Industrie und Landwirtschaft, oder

sie debattieren rein sozial und erörtern die Geschicke
von arm und reich, und weil die kleine Stadt sowohl
agrarifche wie industrielle, handwerksmäßigeund kom-

merzielle Interessen umfaßt, paßt sie nicht in den

schematischenZwang unseres heutigen öffentlichen
Lebens, der der Erörterung von Kombinationen nicht
günstigist.



Durch die Kleinstadt geht heute bei dieser Eigenart
ihrer Verhältnissegewissermaßendie Barriere, welche
die Parteien trennt. Die Kleinstadt bildet den Flankier-
baum, gegen den die Streithengste von hüben und

drüben in stillschweigendemEinverständnis nicht aus-

schlagen, einen Gegenstand, den sie nicht berühren,
aber auch seiner eigenen Machtlosigkeitüberlassen.

Und doch ist die Kleinstadt nicht nur hinsichtlich
ihrer landwirtschaftlichen Interessen der Erhaltung und

Förderung wert, sondern auch in kommerzieller und

industrieller Beziehung stellt sie noch heute eine wirt-

schaftlichePotenz dar, die um so weniger übersehen
werden darf, als nach dem gewichtigen Urteile vieler

Volkswirte die Entwickelung der Großstädte über kurz
oder lang die Grenzen des wirtschaftlich, ethisch und

sanitär Vernünftigen überschrittenhaben wird. Die

Dezentralisation der Industrie beginnt bereits einzu-
setzen und wenn auch dem Handel unbedingt große
Mittelpunkte verbleiben müssen, so erscheint es doch
sehr fraglich, ob unsere Gesetzgebungnicht besser getan
hätte, die kleineren Stätten des Warenumsatzes nnd

der handwerksmäßigenProduktion von Anfang an

pfleglicher zu behandeln.
Das wäre möglichgewesen. Aber was den Ver-

kehr anlangt, so hat die wirtschaftlicheWirkung unserer
eentsripetal nach den Großstädtengerichteten Verkehr-
wege geradezu zerstörendauf die Kleinstädtegewirkt.
Durch Anwendung billiger Lokalfrachttarife für die

Wirtschaftszone der Kleinstädte hätte ihrer Isolierung
wohl vorgebeugt werden können. Aber selbst den per-

sönlichenVerkehr mit ihrem ländlichen Kundenkreise
hatte man bisher den kleinstädtischenGewerbetreibenden

erschwert, obgleich diese Pflege der persönlichenBe-

ziehungen gegenüberden täglichbei jedem Landmanne

eintreffenden Katalogen der Großsirmen und Verfand-
geschäfteein dringendes Bedürfnis ist. Kaum sah der

Eisenbahnfiskus, daß etwas am Fahrrade zu verdienen

sei, auf dessen Gebrauch der Gewerbetreibende der

Kleinstadt zur Unterhaltung der persönlichenBeziehungen
mit seinem Kundenkreise angewiesen ist, so setzteer die

Transportkosten für das Fahrrad selbst auf der kleinsten
Strecke auf 50 Pf. fest. Durch den am 1. Mai d. I.
in Kraft getretenen Eisenbahntarif ist dieser Übelstand
zwar in der Hauptsache beseitigt. Er erschienmir aber

immerhin erwähnenswert.
Der teure Preis des Fernsprechers, dessen Grund-

taxe für die größtenund die kleinsten Orte die gleiche
ist«und die rückständigeZeitbeschränkungseiner Be-

nutzung machen denselben leider für viele Gewerbe-

treibende der Kleinstadt unbenutzbar. Die übergroße
Langsamkeit im Personenverkehr der Nebenbahnen und

die noch entsetzlichere Langsamkeit im Frachtverkehr
und die auf kleinen Stationen gegenüberden Zentralen
viel schwierigere,rechtzeitigeErlangung leerer Waggons,
alles das sind Umstände,welche nicht geeignet sind,
Gewerbe, Handel und Industrie in der Kleinstadt zu

fördern·
Die Verteilung vieler wirtschaftlicherEnergien über

das ganze Land bietet unzweifelhaft eine größereGe-

währ der Leistungsfähigkeit,als die meines Erachtens
zum großenTeile rein mechanischeund organisch nicht
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begründeteZentralisation. Ich wünsche und hoffe,.
daß sich diese Überzeugungimmer mehr Bahn bricht
und ihren Einfluß zu Gunsten der kleinen Städte aus-

übt, die in ihrer heutigen Lage tatsächlichGegenstand
der Vernachlässigungaller politischen und wirtschaft-
lichen Parteien sind.

In neuester Zeit hat sich zwar eine Partei zu
bilden gesucht,die auf ihr Panier die Förderung des

Mittelstandes geschrieben hat, der ja prozentual un-

zweifelhaft viel stärker in den kleinen Städten als in

den großen vertreten ist, und dessen Erhaltung und

Hebung deshalb in erster Linie im Interesse der kleinen

Städte liegt. Vielleicht bildet sich aus ihr das heraus,
was ich wünsche, eine Macht, welche den Schutz der

kleinen Städte gegen Schädigung ihrer Interessen in

den Parlamenten wirksam übernimmt. Vor der Hand
ist sie aber noch sehr klein an Zahl und Einfluß.

Betrachten wir nun, meine geehrten Herren, weiter

wie die Gesetzgebung der letzten 35 Jahre· auf die

Entwickelung der nicht kreisfreien Städte, abgesehen
von den vorerwähntenFragen des Verkehrs,eingewirkt
hat. Ich schickedabei wieder voraus, daß ich, wie-

jeder verständigeMensch, die Überzeugunghabe, daß
unserer Staatsregierung ebenso wie derjenigen des

deutschenReiches nichts ferner liegt und stets gelegen
hat, als eine ungünstigeEinwirkung auf die Verhält-
nisse dieser Städte und daß, wenn die Interessen der-

selben nach meiner Ansicht nicht immer durch die Ge-

setzgebungso gewahrt sind, wie es hättegeschehenkönnen,
dies in erster Linie seinen Grund in der gewaltigen
Entwickelung von Handel, Industrie und Landwirt-

schaft haben dürfte, deren mächtigeInteressen sich
naturgemäß von selbst in den Vordergrund drängten
und Berücksichtigungforderten und, wenn ich im fol-
genden besonders hervorhebe, was nach meiner Ansicht-
besser sein könnte oder müßte, so erkenne ich voll an,

dasz auch die kleinen Städte alle Veranlassung haben,
dem Staate und dem Reiche für viele Wohltaten
dankbar zu sein.

- Gehen wir nun dazu über, uns die einzelnen,.
hauptsächtlichin Betracht kommenden Gesetze und ihre
Handhabung anzusehen, so ist das ältestehier in Be-

tracht kommende Gesetz die Kreisordnung von 1872.

Sie überwies unter anderem den Kreisen Mittel zur
Ein- und Durchführung der Amtsverwaltungund

zwar, abgesehen von den ihnen aus den Dotationen

zufließendenBeträgen, diejenigenSummen, welchedurch
die Beseitigung der Schulzenremuneration und der

KöniglichenPolizeiverwaltungenerspart wurden. Daß
die kleinen Städte schon längstdie gesamten Kosten der

örtlichen Polizeiverwaltungohne staatliche Beihilfe ge-

tragen hatten, betrachtete man in den Kreistagen au-

fcheinendals einen Grund, sie dieseKosten auch weiter
in Vollem Umfange tragen zu lassen, und daß der
Staat bisher auf dem platten Lande diese Kosten ge-
tragen hatte- War für die Kreistage anscheinend ein

Grund, diese Bevorzugungdes platten Landes fort-
bestehen zU laffen. Die Städte gingen leer aus und

hatten die Kosten ihrer Polizeiverwaltung weiter allein

zu tragen.



Nur ganz vereinzelt kommt es vor, daß ein Kreis

auch den Städten eine Beihilfe zu den Kosten der

Polizeiverwaltung gewährt, aber wo es geschieht, hat
die betreffendeStadt gewöhnlichauf ein ihr zustehendes
Recht zu Gunsten des Kreises verzichtet, und die Bei-

hilfe ist eine Entschädigungfür solchen Verzicht.
Jch bin der-Ansicht, daß die Städte bezüglichder

Koften ihrer Polizeiverwaltungen das Recht haben,
die gleicheBeihilfe aus Kreisfonds zu fordern, welche
den Amtsverwaltungenzuteil wird, und daß ihre Aus-

schließungvon dieser Gabe ein ihnen zugefügtesUn-

recht darstellt.
Was die Beitragspflicht der Städte zu den Kreis-

steuern anlangt, so sind die Städte dadurch von vorn

herein schwerer belastet als das platte Land, daß die

Gebäudesteuerdas platte Land viel geringer belastet
als die Städte. Die landwirtschaftlich benutzten Ge-

bäude sind steuerfrei, und die Mietswerte der be-.

Wohnten Gebäude werden im Vergleiche zu den Städten

viel zu gering eingeschätzt.Das muß jeder zugeben,
der die Verhältnissekennt, und das hat sur die kleinen

Städte die unangenehme Folge, daß die als Kreis-

·abgabenerhobenen Zuschlägezur Gebäudesteuersie viel

schwerer treffen als das platte Land. Andererseitswird

die Gewerbesteuer zu den Kreisabgaben fast aus-

nahmslos mit demselbenProzentsatze herangezogen, wie

die Grund- und Gebäudesteuer,obgleich schon der § 10

der Kreisordnung die Kreise ermächtigte,die Gewerbe-

steuer der Klassen 111 und IV ganz frei zu lassen und

auch der § 9 des Kreis- und Provinzial-Abgabeu-
gesetzes vom 23. April 1906 ihnen diese Ermächtigung
belassen hat. Bei der Jndustrielosigkeit des Ostens ist
aber die auf dem platten Lande aufkommende Ge-

werbesteuer verschwindendgegenüberder in den Städten

-aufkommenden,nnd deshalb erfordert es die Billigkeit,
daß diese Gewerbesteuerklassenmindestens geringer be-

laltet werden als die Grund- und Gebäudesteuer.

Kreise, welche dies anerkennen und die III. und

1V. Klasse der Gewerbesteuer geringer heranziehen als

die Grund- und Gebäudesteuer sind mir jedoch Nicht
bekannt geworden. Auch hier liegt ein Unrecht vor,

das gut zu machen angestrebtwerden muß.
Was nun weiter die Vertretung der Städte in den

Kreistagenanlangt, so hat die Kreisordnung VVU 1873

gegen die Vergangenheit entschiedeneine Verbesserung

herbeigeführt,indem sie die Zahl der Abgeordnetender

Städte vermehrte, und wenn mir vielfach Klagen
darüber zugegangen sind, daß auch die jetzigeVERSI-
.lung der Kreistagsabgeordneten die Städte benachtelllge
und es angebracht wäre, die Zahl der Kreistags-

abgeordneten nach dem Steuersoll des Großgkmfd-
besitzes, des Kleingrundbesitzes und der Städte ein-

.zuteilen, so erscheint mir das einmal wegen der

Schwankungen,die bei der Einkommensteuer nie aus-
bleiben, kaum angängig,andrerseits aber bezweifleich,

daß — von vereinzelten Ausnahmen abgesehen —

dadurch nennenswerte Vorteile für die Städte heraus-
kommen würden. Mir sind die in den einzelnen

Kreisen der Provinz in Betracht kommenden Zahlen

freilichzu wenig bekannt, um ein ExempelUUfMUEkZeU
zu können. Jn dem einzigen Kreise Dt Krone, dessen
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Steuerzahlen ich kenne, würde aber eine Vermehrung
der Abgeordneten der Städte bei Verteilung der Ab-

geordneten nach Maßgabe des Steuersolls nicht ein-

treten.

Da wir uns nun einmal mit den Verhältnissender

Städte zu den Kreisen beschäftigen,nehme ich Ver-

anlassung, gleich die Wirkungen einiger neuerer Gesetze,
nämlich des Kommunalabgabengesetzesvom 14. Juli
1893 und- des Kreis- und Provinzialabgabengesetzes
vom 23. April 1906 näher zu beleuchten. Beide haben
insofern bedeutend in die Finanzwirtschaft der Städte

eingegrifsen, als das Kommuualabgabengesetz den

Kreisen die Berechtigung verlieh, die Hundesteuer ein-

zuführen, deren Ausnutzung bisher allein den Ge-

meinden zustand und das Kreis- und Provinzial-
abgabengesetzsie ermächtigte,Steuern vom Erwerbe

von Grundstückenzu erheben. Fast ohne Ausnahme
hatten die Städte diese Steuern bisher- allein aus-

genutzt, während sie auf dem platten Lande wohl aus-

nahmslos nicht eingeführtwaren.

Die Einführung dieser Steuern durch die Kreise
hatte denn auch die unliebsame Folge, daß entweder

die städtischenSteuerzahler sie doppelt — an die Stadt

und an den Kreis — zahlen oder die Städte auf ihre
weitere Hebung verzichten, mindestens aber sie herab-
setzen mußten. Viele Städte haben auf ihre weitere

Erhebung verzichtet, weil sie ihre Bürger dieseSteuern

nicht doppelt — an Stadt und Kreis — zahlen lassen
und dadurch gewissermaßenzwei Klassen von Steuer-

zahlern im Kreise schaffen wollten, aber die notwendige
Folge war, daß sie den Steuerausfall durch Zuschläge
zur Einkommensteuerund zu den Realsteuern decken,
diese also erhöhenmußten-

Man könnte mir vielleicht entgegenhalteu, daszdoch
von zwei verschiedenenKlassen von Steuerzahlern nicht
die Rede sein könne, denn wenn die-Landgemeinden
diese Steuern nicht erhoben hätten, so hätten sie ja
ebenfalls den Betrag, den sie durch dieselben hätten
aufbringen können, durch Zuschlägezur Einkommen-

steuer und zu den Realsteuern aufgebracht Wenn ich
da im entgegengesetztenals dem sonst üblichenSinne

sage! »Ja Bauer, das ist ganz was anders«, so glaube
ich- Völlig im Rechte zu sein.

Da komme ich auf das Kapitel der ebenfalls sehr
verschiedenartigenEinkommensberechnung in Stadt und

Land zum Zwecke der Veranlagung der Einkommen-

steuer. Daß die Laudgemeinden keine Hundesteuer nnd

keine Umsatzsteuereingeführt haben, hat meines Er-

achtens lediglich darin seinen Grund, daß die von

ihnen ausgeschriebenenZuschläge zur Einkommensteuer
und zu den Realsteuern von ihnen nicht als zu schwer
drückend empfunden wurden, obgleich die Prozent-
zuschlägevielfach auf derselbenHöhe standen, wie die-

jenigen der Städte; und das wiederum hat, soweit ich
einen Einblick in die Arbeit der Voreinschätzungs-
kommissionen auf dem Lande habe gewinnen können,
wohl zumeist seinenGrund darin, daß die Einschätzung
zur Einkommensteuerauf dem platten Lande — ich
will, um einen schärferenAusdruck zu vermeiden,
sagen — mit zu großemWohlwollen vor sich zu gehen
scheint,einem.Wohlwollen, welches oft die Folge hat,



daß der Bauer von 100 und mehr Morgen guten
Landes nicht mehr Einkommensteuer zahlt, als der

Maurergeselle in der Stadt.

Nur der, den die Steuerzuschlägezur Einkommen-

steuer und zu den Realsteuern drücken,sieht sich nach
andern Steuerquellen um. Aus purer Lust an neuen

Steuern hatten die Städte die Hundesteuer und die

Umsatzsteuer sicherlich nicht eingeführt. Sie taten es

gezwungen durch die Last der hohen Prozentzuschläge
zu den erstgenanntenSteuern; und wenn die Land-

gemeinden es nicht taten, so ist das eben ein Beweis

für die Richtigkeit meiner Annahme einer verschieden-
artigen Einkommensberechnungin Stadt und Land.

Auch hier tut Wandel not, denn die geringe Ein-

kommensteuer des platten Landes erhöhtebenfalls die

Beiträge der Städte zu den Kreisabgaben, und ich
glaube, daß jetzt, wo es, Gott sei Dank, seit Jahren
der Landwirtschaft wieder gut geht, der geeigneteZeit-
punkt gekommen ist, einem gerechtenAusgleich der Ein-

kommensteuer in Stadt und Land und damit gleich-
zeitig eine Entlastung der Städte bezüglichder Kreis-

steuern herbeizuführen Andererseits meine ich, daß es

kein unbilliges Verlangen ist, wenn diejenigen Städte,
welche schon eine Umsatzsteuer und eine Hundesteuer
erhoben, bevor die Kreise dieseSteuern einführten,von

den Kreisen fordern, daß sie, wie es auch mehrfach
geschehenist, von ihren Bürgern nur einen Teil der-

selben — etwa bis 50 O-»— erheben.
Das neue Kreis- und Provinzialabgabengesetzvom

23. April 1906 bringt aber noch andere Schädigungen
der nicht kreisfreien Städte mit sich. Bisher stand
z. B. den Kreisen nur das Recht zu, von dem von

den Beamten als Maximum zu zahlenden Kommunal-

steuerbetrage denjenigen Teil zu nehmen, welcher nach
Deckung des eigenen Bedarfs der Städte übrig blieb.

Jetzt ist es umgekehrt geworden. Erst nimmt der

Kreis seinen Bedarf, und die Stadt bekommt, was

übrig bleibt. Eine Verbesserung ist das sicher nicht
für die Städte.

Ferner erhoben vor dem Inkrafttreten des Kreis-

und Provinzialabgabengesetzes die Städte von den

Eisenbahnen des Staates Kommunalfteuern, ohne daß
das die Kreise etwas anging, welche ihre Steuern von

den Städten als ein Pauschquantum einforderten.
Nachdem nun das neue Gesetz die Kontingentierung
der Kreissteuer eingeführt hat, erhält auch der Kreis

von den Kommunalsteuern der Eisenbahnen seinen Teil

nach dem Verhältnisse der von ihm erforderten Pro-
zentzuschlägezu der von der Stadtgemeindeveranlagten
Steuer, obgleich ihm bezüglichder Eisenbahnen des

Staates doch keinerlei Leistungen obliegen.
Das, meine verehrten Herren, sind meines Erach-

tens die am meisten in die Augen springenden Not-

stände, welche aus. dem Gebiete der Kreisverwaltung
vorliegen. Die Riemen, welche den Kreisen diese
Steuergesetzgebungbietet, werden aus idem Felle der

Städte geschnitten, und darunter müssen sie schwer
leiden.

.

Ich gehe nun zu den Verhältnissender nicht kreis-

freien Städte zur Staatsverwaltung über. Da fällt
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uns zunächstihre Einteilung in 2 Kategorien in die-

Augen, in diejenigen mit mehr und in diejenigen mit

weniger als 10000 Einwohnern· Auch sie hat viel-

fach keine Freude bereitet. Der Vorstand des Städte-

verbandes Sachsen-Anhalt ist für die Beseitigungdieser
Teilung 1905 in Schleufingen eingetreten. Jch will

es unterlassen, näher darauf einzugehen und nach wie

vor meine Betrachtungen auf die sämtlichennicht kreis-

freien Städte ohne Unterschied erstrecken und sie auf
meiner Ansicht nach wesentlichere Punkte beschränken.

Auch hier, wie bei dem Verkehrswesen, tritt das

Streben des Staates nach Zentralisation sehr stark
hervor; aber Zentralisation kann niemals von Vorteil

für die kleinen Städte sein.

Sehen wir uns zunächstdie Justizreorganisation
von 1879 an. Auch sie zentralisierte. An Stelle der

kleinen Kreis- und Schwurgerichte traten große Land-

und Schwurgerichte. Eine großeAnzahl von Städten

verlor ihre Kreisgerichte und Schwurgerichte und die

Folge war für sie ein Rückgangdes Verkehrs und ein

Verlust an Steuern. Für die großeMenge der Be-

völkerung der Kreise, in welchen diese Gerichte ein-

gingen, war aber auch gleichzeitigeine erhebliche Er-

schwerung des Verkehrs mit den Gerichtsbehördendie

Folge, nicht allein wegen der weiteren Entfernung der

Landgerichte, sondern auch, weil der Rechtsanwalt der

Amtsgerichte bei den Landgerichten nicht mehr zu-

gelassen wurde und so die Parteien gezwungen wurden,
die Rechtsanwälte des Landgerichts aufzusuchen, wenn

sie nicht dem Rechtsanwalte ihres Amtsgerichts Ge-

bühren zahlen wollten, welche nicht erstattungspflichtig
sind. An Stelle der Sitzungen von kurzer Dauer bei

den kleineren Schwurgerichten traten Sitzungen von

wochenlanger Dauer bei den größerenSchwurgerichten
— auch keine besondere Annehmlichkeitfür die Herren
Geschworenen — und bis zur letztenzulässigenInstanz
werden ebensoviele Prozesse trotz der höherenGerichts-
kosten getrieben, wie vorher.

Die kleinen Städte haben keine Freude an dieser
Reorganisation gehabt.

Dazu kam, daß die Bürgermeister,welchen die

Städteordnung die Verpflichtung auferlegt, das Amt

des Amtsanwalts zu über-nehmen,mit erheblicher
Mehrarbeit belastet wurden, ohne gerade glänzend für
ihre Leistungen bezahlt zu werden, während doch ein

wesentlicher Teil ihrer Arbeitskraft dem Dienste der

Städte entzogen wurde.

Der Staat spart hierbei auf Kosten der kleinen

Städte, weil es ihm schwerlichgelingen würde, eine

genügendeAnzahl für dies Amt geeigneter Personen
bei der von ihm zur Zeit gewährtendürftigenBezah-
lung zu finden.

Die Zentralisation griff auch bald nach 1870 in.

der Militärverwaltung Platz. Eine große Anzahl
kleiner Städte verlor ihre Garnisonen, weil man da-

von ausging, daß die Regimenter in einem Orte zu--

samtnen liegen müßten. Ausnahmenwurden nur an

den Grenzen des Staates zugelassen. Gebäude, welche
mit großenKosten von den Städten für die Garnisonen
erbaut-waren, wurden wertlos. Jch kenne eine Anzahl



von Städten, in welchen noch bis heute für die

Pferdeställeund Reitbahnen der Garnison sich keine

Verwendung hat finden lassen. Mußte das sein?
Nach der von dem Kriegsminifter am 24. April d.
im Reichstage gehaltenen Rede scheint das nicht der

Fall zu sein. Er erklärte wörtlich:

»Meine Herren! Von verschiedenen Seiten

ist die Vermehrung der kleinen Garnisonen ge-

wünschtworden. Ich stehe dem Wunsche sympa-
tisch gegenüberund werde ihm entsprechen,sobald
sich dazu Gelegenheit bietet.«

Im Interesse der kleinen Städte wünscheund hoffe
ich- daß sich solcheGelegenheiten recht bald und recht
Vft bieten,aber gleichzeitigwünscheund hoffe ich, daß
von den Städten, welche mit Garnisonen bedacht
werden, keine Opfer mehr gefordert werden mögen.

Leider hat sich das do ut des bei den Reicle-
und Staatsbehördenallmählichin einem Maße heraus-
gebildet,welches es den Städten oft sehr schwermacht,
die gebotenen Gaben anzunehmen und nicht nur die

Vorteile, welche mit solchen Gaben verbunden sind, in

erheblicherWeise verringert, sondern unter Umständen
auch ein gegenseitigesÜberbietenkonkurrierender Städte

zur Folge hat, auf welches ich nicht gerade die Straf-
bestimmungendes unlanteren Wettbewerbes angewandt
sehen möchte, von dem ich aber wünsche, daß die

Staatsbehörden es nicht berücksichtigenund zurück-
weisen.

Diese Neigung der Reichs- und Staatsbehörden
zur Konzentration hat sich in letzter Zeit anscheinend
auch auf die Zusammenlegung möglichstvieler Lehr-
anstalten an einem Orte erstreckt. Seminare und

Präparandenanstaltenwaren bis vor nicht allzu langer
Zeit gewissermaßenein Monopol der kleinen Städte;
heute ist das —- ich sage von meinem Standpunkte
aus ,,leider« — nicht mehr der Fall. Die großen
Städte streckenihre Arme auch nach diesen Anstalten
mit Erfolg aus und für die kleinen Städte bedeutet

das wiederum einen Verlust.
Aber verlassenwir nun das Gebiet der Zentralisation

und Konzentration, welches meines Erachtens für die

Gesamtheitder Städte die Wirkung hat, daß denen

gegeben wird, die da haben, und sehen wir zu, was

Abgesehenvon den Eingangs betrachteten Kreissteuern,
die Steuergesetzgebungden kleinen Städten gebrachthat.

Ich will hier nur einen Punkt herausgreifenk Bis

1886 zahlten die Staatseisenbahnen Kommunalsteuern

nach Verhältnis des Reingewinnes der einzelnen
Stationen. Das sogenannte Notkommunalabgaben-
gesetzvom 27. Juli 1885 änderte das dahin, daß in

Zukunft die Kommunalsteuern der Eisenbahnen nach

Verhältnisder von den einzelnen Stationen gezahlten
Gehälterund Löhne berechnet wurden, und das Kom-

14. Juli 18223 hat
30. Juli 1895

Verteilungsart beibehalten.

Auch da wird meines Erachtens denen gegeben,
die da haben und denen genommen, die da nicht
haben. Ich kenne Stationsorte mit verhältnismäßig
geringer eigner Verfrachtung, welche aber eine kolossale

munalabgabengesetz vom diese
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Kommunalsteuer von der Eisenbahn beziehen, weil«sie

Zentralstationen sind und deshalb an ihnen eine Menge
von Beamten und Arbeitern Beschäftigung finden.
Diese Städte haben nicht nur den Vorteil des hohen
Kommunalsteueröezugesvon- der Staatsbahnverwaltung,
sondern sie haben auch die großeBeamtenzahl mit

ihren Steuern und ihren Bedürfnissen, durch welche
Handel und Wandel gehoben wird, die Stationsorte
aber mit hoher eigner Verfrachtung und geringer
Beamtenzahl haben das Zusehen, und das sind meisten-
teils wieder die kleinen Städte. Ich halte diesen
Steuermodus für eine Bevorzugung der großenStädte

gegenüberder großenMehrzahl der kleinen und eine

Umkehr zu dem früherenModus für geboten.
Nun ist noch ein Gebiet vorhanden, welches ich

beleuchtenmöchte,ein Gebiet, auf welchem — freilich
von allen Städten, auch den kreisfreien ohne Aus-

nahme — viele Leistungen ohne entsprechende Gegen-
leistung gefordert werden, und das sind die von der

Staats- und Reichsverwaltung den Städten zur Er-

ledigung übertragenenGeschäfte. Da sind zunächstzu
nennen die zahlreichen Briefträgerdieuste,welche die

städtischen Behörden den Bezirkskommandos, den

Steuerveranlagungsbehörden,Katasterämternusw. zu
leisten haben, obgleich doch wohl die Post die für
solcheDienste gegebene Behördesein dürfte. Da sind
weiter zu nennen die Transportdienste, welche sie den

Gerichten für ihre Gefangenen zu leisten haben. Dann

ist durch eine der letztenAuflagen der Gewerbeordnung
den Magistraten der Städte unter 10000 Einwohnern
die Aufsicht über die Innnngen genommen, aber die

sämtlichenVerhandlungenmüssen sie nach wie vor mit
den Jnnungen führen, ohne dafür entschädigtzu werden-

Außerdem ist, wie die Erfahrung gelehrt hat, diese
Arbeit oft ganz erfolglos, denn leider Gottes bleiben

die UeU geschaffenen Jnuungen vielfach papierne
Schöpfungenohne rechtes Leben.

Namentlichdie Innungen der Städte, in welchen
der Landrat, die jetzigeAufsichtsbehördeder Innungen,
nicht seinen Sitz hat, sind nicht erfreut über ihre
Trennung von den Magistraten, und das wohl mit

Rechts Der Laudrat wohnt weit, ist unbequem zu
erreichen, und deshalb wird es unterlassen, seinen Rat

einzuholen, und die Innungen schlafen den Dorn-

röschenschlaf,aus dem sie auch die Schreibseligkeit der

Handwerkskammern nicht zu erwecken vermag. Ich
halte es für nicht im Interesse der Innungen liegend,
daß man den Magistraten das Aufsichtsrechtüber die-

selben genommen hat. Wenn man es aber getan hat,
dann halte ich es nicht für gerechtfertigt, die Leistung
der Arbeiten für die neue Aufsichtsinstanzvon den

Stadtverwaltungen zu fordern.

Aber die Stadtverwaltungenmüssennoch eine Menge
anderer Geschäfteohne Entschädigungfür Reich und
Staat besorgen und bezahlen. Ich rechne darunter die

Ausgaben für die Untersuchung von Nahrungs- und

Genußmitteln,die Revision von Drogen-, Gift- und

Farbenhandlungen,Weinhandlungen und Anlagen zur

Herstellung von Selterserwasser. Hier handelt es sich
m. E. überall um eine Tätigkeit, welche lediglich im



allgemeinenStaatsinteresse liegt und deren Kosten des-

halb der Staat zu tragen haben dürfte.

Auf die aus dem vorjährigenStädtetagebehandelte
Überwachungder Viehmärkte durch staatsfeitig an-

gestellte Tierärzte, welche zu vertreten die städtischen
Schlachthansärztezwar für fähig gehalten werden, will

ich nur kurz hinweisen. Ich will nur feststellen, daß
wenn die Überweisungsolcher Geschäfte des Staates

an die Stadtverwaltungen in ähnlicherWeise zunimmt,
wie es in den letzten Jahren der Fall gewesen ist, die

hierauf seitens der Städte zu verwendenden Kosten
schwer drückend werden müssen.

Jch kann es weiterhin nicht unterlassen, auf die

Schädigungen hinzuweisen, welche den Gewerbe-

treibenden der kleinen Städte dadurch erwachsen, daß
die landwirtschaftlichenProduktions-«Einkaufs-und Ver-

kaufsgenossenschaftenvielfach die Ausschaltung des klein-

städtischenZwischenhändlersauf ihre Fahne geschrieben
haben. Der Steuer izahlendeKaufmann verschwindet
deshalb da, wo das Genossenschaftswesenblüht, und

an seine Stelle tritt die bezüglichder Steuerzahlung
privilegierte Genossenschaft Zur Stärkung und Förde-
rung des Mittelstandes dienen die Genossenschaften
deshalb leider nicht.

Endlich will ich nochan die schwere, sie fast er-

drückende Last hinweisen, welche den Städten das

Schulwesen auferlegt, und in Bezug aus welche es an

jeder gesetzlichenRegelung darüber fehlt, wann es

Pflicht des Staates ist, helfend einzutreten. Der

Mangel einer solchen gesetzlichenRegelung hat dazu
geführt, daß die Hilfe des Staates in ganz verschieden-
artiger Weise erfolgt. Jch will nur ein mir bekanntes

Beispiel zur Illustration der Verschiedenartigkeitan-

führen. Eine aufblühendeStadt, welche nur 150 0X0

Zuschlägezur Einkommensteuer und zu den Realsteuern
erhob, erhielt für ihre Schulen jährlich eine Beihilfe
von mehr als 30000 M.; ihre Nachbarstadt aber,
welche 225 OXOZuschläge zur Einkommensteuer und

190 0X0Zuschlägezu den Realsteuern zur Deckungihres
Kommunalbedarfs ausschreiben muß, erhielt mehrere
Jahre hindurch nur 700 M. jährlicheBeihilfe für ihre
Schulen, und dann wurde in einer der zuständigen
Jnstanzen —- ich weiß nicht, in welcher — heraus-
gerechnet, daß 500 M. auch genug seien. Seitdem

erhält sie nur 500 M. jährlich.
Sie werden mir zugeben, meine geehrten Herren,

daß man bei dieser Art der Verteilung der Beihilfen
ein System nicht herauszufinden vermag, und daß
starke Ungleichheiten vorzuliegen scheinen, welche der

Regelung bedürfen-
Wenn ich in meinen Ausführungendem Ausdruck

gegeben habe, wo nach meiner Ansicht unsere schwer
um ihre Existenz ringenden nicht kreisfreienStädte der

Schuh besonders hart drückt, so tat ich es, um Ma-
terial zu sammeln und zum Nachdenken darüber an-

zuregen, ob die Lage so ist, daß geholfen werden muß
und wie geholfen werden kann. Wo ein Wille ist,
findet sich auch ein Weg, und ich schließemit dem

Wunsche, daß sich dieser Wille und dieser Weg bald

finden mögen, daß insbesondere bald eine Verständi-

34—

gung mit den Kreisen gelingen und die Beseitigung
der Nachteile herbeiführenmöge, unter welchen die nicht
kreisfreien Städte leiden, nnd daß namentlich auch die

Beitragspflicht des Staates zu den Unterhaltungskosten
der Schulen bald eine gesetzlicheRegelung finden möge.
Lebhaster Beifall)·

OberbürgermeisterDr. gerückt,als Hiellvertreter des

Vorsitzenden:Jch eröffne die Diskussion.

BürgermeisterEichharkDirscham M. H.! Ich bin

dem Herrn Kollegen Müller dankbar für eine ganze

Menge von Gedanken, die er in seinem Vortrage ent-

wickelt hat, die mir bislang nicht geläufiggewesensind
und aus denen ich von ihm habe lernen können. Ju
einem seiner Kardinalpunkte kann ich freilich nicht mit

ihm übereinstimmen- Wenn er einen Vergleich zieht
zwischen der Grund- und Gewerbesteuer bei der Kreis-

belastung und die Gewerbesteuer geringer belastet haben
will als die Grundsteuer, fo muß ich ihm entgegen-

halten: Die Grundsteuer ist die Gewerbesteuer der

Landwirtschaft, und es bleibt nichts anders übrig, als

beide gemeinschaftlichund gleich hoch zu belasten. Da

überdies die Unterhaltung der Wege die wesentlichste
Aufgabe der Kreise ist, so liegt auch gar keine Ver-

anlassung vor, die beiden Steuern in der Belastung zu

differenzieren.
Anders liegt die Sache mit der Verschiedenheitder

Gebäudesteuer. Wer einer Gebäudeeinschätzungs-Kom-
mission angehört,weiß, daß die Arbeiterwohnung auf
dem Lande prinzipiell mit 30 M. berechnet wird,
während die Arbeiterwohnung in der Stadt, die viel-

leicht einen Raum mehr aufweist, aber keine Spur von

einem StückchenLand dazu besitzt in Dirschau, etwa

150 M. kostet. So wird sie veranlagt. Bezahlt also
eine Arbeiterwohnung in der Stadt 6,00 M. Gebäude-

steuer, so bezahlt sie aus dem Lande nur 1,2() M.

Das ist eine Differenzierung, die sehr unangenehm
wirkt und den Städten gegenüberdem Lande eine er-

heblicheBenachteiligung zufügt. Natürlich ist das auch
von Einfluß aus die Einkommensteuer Hat der Ar-

beiter freie Wohnung in der Stadt, so wird sein Ein-

kommen um 150 M., und hat er sie auf dem Lande,
so wird es um 30 M. erhöht. Ebenso werden die

großenWohnungen der Gutshäuser behandelt. Wenn

eine solche Wohnung in der Stadt läge, dann müßte

sie etwa mit 1800 M. bezahlt werden; draußen auf
dem Lande wird ihr Wert aber nur mit 5—600 M.

angenommen. Das ist eine großeUngleichmäßigkeit:
sie ergibt sich daraus, daß auf dem Lande für die

Gebäudesteuer nicht der Mietswert zu Grunde gelegt
wird, wie in der Stadt, sondern daß dort einfach die

Größe der landwirtschaftlichenFläche maßgebendist

für die Veranlagung Wenn eine gleicheVerteilung-
der Kreislasten erfolgen soll, dann müßte die Ver-

anlagung der Steuern in Stadt und Land nach ganz

gleichenPrinzipien erfolgen. Jetzt ist die Veranlagung
so, daß die Städte ganz erheblichmehr belastet werden.

Ich bin übrigens der Meinung, daß die Abnutzung
der Wege, die durch die Kreise hergestellt werden, in

viel größeremMaße durch die Landwirtschaft erfolgt,
als durch die Gewerbe in der Stadt, nnd daß in



diesemPunkte ein zweites Moment der Benachteiligung
der Städte liegt; selbst bei Gleichheitder Veraiilagungs-
methode würde sich hieraus noch immer eine zu große
Belastungder Städte mit Kreissteuern ergeben.

Zu einer Reihe von Punkten will ich mich nicht
äußern, da sie Herr Kollege Müller erschöpfendge-

schildert hat. Nur ans die Schullasten möchteich noch
näher eingehen. Ich meine, die Schulen sind für die

Gemeinden ungefährdasselbe, was der Kriegsetat für
das deutscheReich ist. Die Schullasten sind nach dem

Geineindeprinzipverteilt, und es wird bedürftigen

Gemeinden, die sich melden, zum Ausgleich von der

Regierungeine Beihilfe gewährt. Der Staat beteiligt
sich gesetzlichan den Lehrergehälternin der Weise, daß
er in Gemeinden für höchstens25 Lehrer einen kleinen

Besoldungsanteilübernimmt. In den Motiven zu dem

Gesetzeheißt es: Eine Gemeinde bis zu 15000 Ein-

Wohnern braucht etwa 25 Lehrer, und wenn sie 15000

Einwohner hat, dann ist sie leistungsfähigund dann

Hört die gesetzlicheBeihilfe des Staates auf. Ich sage,
das ist ungeheuer mechanisch. Zwei Städte ragen in

der Provinz durch hohe Volksschullastengan; besonders
Hervor,Elbing und Dirschan. Wir sind in Dir-schau
verhältnismäßigsogar noch stärker mit diesen Lasten
gesegnetals Elbing, denn wir haben im Verhältnis
noch mehr Kinder als diese großeIndustriestadt. Von

Marienburg,das 21X, Meilen entfernt liegt und nur

1800 Einwohner weniger hat als Dirschau, unter-

scheiden wir uns dadurch, daß wir 19 Lehrer mehr
haben. Je wohlhabender eine Bevölkerungist, desto
weniger Volksschullasten bringt sie auf und je ärmer
sie ist, das heißt, je mehr Arbeiterbevölkerungsie hat,
desto mehr Volksschullehrer braucht sie. Also je mehr
sie an Schullasten trägt, umsoweniger bekommt sie vom

Staate gesetzlichan Besoldungsanteilen für ihre Lehrer.
Wenn eine Gemeinde infolge Zunahme der Arbeiter-

beoölkerungwächst,so wird sie mit 15000 Eiiiwohnern
nicht leistungsfähig (Lebhafte Zustimmuiig), sondern
das wird eine Gemeinde nur mit der Hebung des all-

gemeinen Wohlstandes, und dafür gibt es nur einen

Gradmesser: die Einkommensteuer (Sehr richtig)
Alles übrige bleibt außer Betracht. Schon die Heran-
ziehinig der Einkommensteuer und Realsteuer bei der

Verteilung des Stenerbedarfs bei Aufbringung der
Schullasten ist falsch. Was hat denn eigentlich die

Realsteuer mit der Schule zu tun? Maßgebendkann

nur die Höhe der Einkommensteuer sein: In dem
Moment, wo eine Stadt einen gewissen Prozentsatz
der Einkommensteuer für die Schulen anfwendet, ift

sie am Ende ihrer Leistungsfähigkeitangelangt und

dann müßte der Staat eintreten. Dann würdeauch
die unangenehme Bittstellerei um Staatsbeihülsensur
die Schulen aufhören, durch die wir jetzt in unan-
genehme Situationen kommen. Ich bin oft genug im

Ministerium gewesen und habe gesagt: Es geht absolut
nicht mehr, unsere Schullasten betragen 173O-» der

Einkommensteuer. Für die Stadt Berlin erfand man,
als man das jetzt gültigeLehrerbesolduiigsgesetzerließ,
einen wunderschönenParagraphen ; der Stadt Berlin
wurde eine feste Rente zuteil für alles das, was»eine

zweiprozentige Mehrbelastung der Einkommensteuer

X
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übersteigt:für diese Kommune war die gesetzlicheFür-
sorge sofort da, für alle übrigen aber, die mit 300 bis
400 WoZuschlägeiiarbeiten, gab es keine Rente. Das

lag an der Zusammensetzungdes Abgeordnetenhauses,
an dem Einfluß der politischen Parteien; ich will nicht
sagen, daß die Regierung es gern getan hat, sie war

gezwungen, weil sie das Gesetz unter Dach und Fach
bringen wollte. Wie wirkt es aber depriniierend auf
die Leute in den kleinen Städten mit ihren hohen
Konimunalabgaben, wenn uns da ein Blatt der Gesetz-
saininlung auf den Tisch weht, und wir sehen, wie
die Stadt Berlin, die überhauptnur 100 0X0Zuschläge
hat, die Mehrbelastiingnicht aufbringen kann, die uns

in ungleich höherem Umfange auferlegt wird. Wie
würden wohl die Schulen in Berlin aussehen, von

deren Vorzüglichkeitsoviel Wesens gemacht wird, wenn

Berlin sie mit 173 0XzZuschlägen zur Einkommen-

steuer unterhalten müßte? Sie würden dann genau
so aussehen, wie die Schulen auf dein Lande, und die
Berliner könnten sich dann nicht mit der Bemerkung
ins Zeug werfen: Unsere Schulen sind das Non plus
ultra. («Sehrrichtig) Wir haben in Dirschau sieben-
klassige Volksschnlentrotz unserer schweren Steuerlast.
Wenn die Männer in Berlin ihre politische Macht
mißbrauchen— in diesem Falle kann ich es nicht
anders nennen — dann wird ihnen sofort die feste
Rente zuteil. Das ist eine unangenehme Empfindung
für uns, wenn wir sehen, wie wir in den kleinen
Städten im Vergleich damit behandelt werden. Wir

müssen in die Ministerieii gehen und um Beihilfen
bitten. Es bleibt uns ja schließlichnichts anderes

übrig als dies zu tun. Auf dem langen Instanzen-
wege verkrünielii sich die Motive. Machen Sie das

schönsteFinanzexpose3,wenn Sie keinen persönlichen
Fürsprecher finden und nicht persönlich mit dem

Ministerialdezernenten in Verbindung treten, so haben
Sie wenig Aussicht, etwas zu erwarten. Eine münd-

liche Unterrednng wirkt immer noch eindringlicher, als
ein schriftlicherBericht, der vielleicht kaum zur Hälfte
gelesen wird; man kann. in zehn Minuten manchmal
mehr sagen, als was man in vierzig Bogen schriftlicher
Beweisführungniederlegt· Aber die Situation ist nicht
schön. Wenn wir einer derartigen Bittstellerei über-
hobeii würden, könnten wir wirklich froh sein; nd es

bedarf dazu nur eines Mittels, daß die Schillasteii
gleichmäßignach der Leistungsfähigkeitverteilt werden.

Jch habe mir im großen und ganzen ein Bild von

der Sache gemacht nnd auch mit Politikern darüber
gesprochen: Wenn der Staat das Gemeindeprinzipbei
den Schulen, dessen Beseitigung ich für einen großen
Fehler halten würde, erhalten will, dann muß «eine
gleichmäßigeBelastung aller Bewohner Prenßens mit
den Schulausgaben erfolgen. (Sehr richtig.) Sobald
Sie ein Kind aus Ihre Kosten durch die Volksschule
gebracht haben, dann geht es von hier fort, Sie halten
es nicht, das Recht auf Freizügigkeitläßt es heraus,
und von der Freizügigkeitirgend ein Stück abzubröckeln,
kann keinem modernen Menschen in den Sinn kommen.
Es sind die großen Industriestädte,die uns die
Leute wegnehmen und die mit jedem jungen Mann
von uns ein Geschenk von etwa 1000 Mark



Ausbildungskosten erhalten, die wir aus unsern Steuer-

zuschlägen haben decken müssen. Solche Summen

schenkenwir den Jndustricrevieren, der Stadt Berlin usw.
Nun fragt es sich, wer rückt denn bei uns in die

Stellen der Leute ein, die uns verlassen? Wir brauchen
ja auch Arbeiter. Dahin kommt dann ein Junge aus

der Landschule mit 13—14 Jahren, er kann kaum

deutsch, er muß sogleich in die Fortbildungsschule
Dort wird er gedrillt, und wenn er dann fertig ist,
dann ist er auch wieder zu schade für uns und ver-

schwindet ebenfalls. So findet langsam die Abwande-

rung der Deutschen aus den kleinen Städten des

Ostens statt, und die Polonisierung kommt so ganz
von selbst. Jch halte gerade die kleinen Städte für
die Schöpfbecken der Germanifation. Durch ihre
Schulen, die sie mit großenKosten erhalten und mit

vieler Liebe geförderthaben, bringen sie in dem Werke

der Germanifation mehr zu Wege, als die großen
Städte, wo die Leute, wenn sie hinkommen, ihre fremde
Nationalität zumeist bereits abgestreift haben. Wir

haben nur mit dem minderwertigen Nachwuchs zu

rechnen, mit solchen Leuten, die wegen ihrer Minder-

wertigkeit mit den geringeren Arbeitsbedingungen der

Kleinstadt vorlieb nehmen. Wenn das richtig ist, und

das kann, glaube ich, keiner bestreiten. — Sie sind in

allen kleinen Gemeiuwesen genau in derselben Lage
wie wir —- wie ist es mit dem Standpunkte einer

auch nur annähernd vorhandenen Gerechtigkeit ver-

einbar, daß man keine gleichmäßigeBelastung aller in

der Schulfrage einführt? Es fehlt als Voraussetzung
dazu ein Lehrerbesoldungsgesetz, das überall dem

Lehrer ein gleichesGrundgehalt und die gleicheAlters-

zulage gewährt und Unterschiede nur bezüglichder

Wohnungsbeschaffung und der Gewährung von

Teuerungszulagen für besonders kostspieligeOrte fest-
setzt. Wenn ein Lehrerbefoldungsgesetz auf solchen
Grundlagen geschaffen ist, dann ist die Möglichkeit
geboten, eine Lehrerbesoldungskasse für den ganzen

preußischenStaat zu bilden. Jn diese Kasse zahlen
alle Gemeinden ihre Beiträge nach gleichen Prozenten
ihrer Einkommensteuer hinein, und aus der Kasse
werden dann die Lehrer besoldet. Man könnte auch
so vorgehen, daß man eine Statistik macht, die vielleicht
alle 2——3 Jahre wiederholt wird, und durch die fest-
gestellt wird — der Staat kann das mit großerLeichtig-
keit: —,. Wie stellt sich das der Kommunalbesteuerung
zugrunde liegendeEinkomtnensteuerfollund welcheAus-

gaben für Lehrerbefoldungen hat die Gemeinde bis

jetzt? Wenn das festgestellt ist, dann heißt es: Auf
eine Mark Einkommensteuer entfällt im Gesamt-
durchschnitt des Staates so und soviel an Lehrer-
besolduugen, und nach diesem Maßstabe zahlt Jhk
Eure Beiträge. Von einer Zwecksteuerkann man dabei

nicht reden. So gut wie wir Beiträge zur Ruhe-
gehaltskafse, zur Altersversorgungskassezahlen, ebenso
gut können wir auchBeiträge an eine Lehrerbesoldungs-
kasse leisten. Wenn dieses Ziel erreicht wird, dann

wird die jetzige ungerechte Belastung in der Steuer,
die uns am härtestentrifft, aufhören,und wir werden

nicht mehr anderen Städten mit größeremund intelli-

genterem Arbeiterbedars auf unsere Kosten die Leute
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ansbilden und ihnen auf diese Weise Geschenkemachen
müssen, trotzdem wir selbst in wesentlich schlechter-er
Situation sind.

Ein Hauptgrund für unsere jetzige mißlicheLage
liegt darin, daß wir kleinen Städte politisch mundtot

sind. Es ist kein Mensch im Abgeordnetenhanse, der

sich der Interessen der kleinen Städte annimmt. Die

Landkreisehaben meist Gutsbesitzer zu ihren Vertretern,
denen die städtischenVerhältnisse unbekannt sind. Wir

haben also keine Möglichkeit,unsere kommunale Misere
im Abgeordnetenhause selbst zum Vortrag zu bringen.
Das ist zweifellos ein sehr großer Mangel Jm

Herrenhause hat der Handel, die Industrie und alle

möglichenGewerbe eine Vertretung — es sind auch
viele Vertreter da, die aus AllerhöchstemVertrauen in

das Herrenhaus berufen sind —, aber die kleinen

Städte kommen auch hier nicht zum Wort. Wäre es

vielleicht zn viel verlangt, wenn aus jeder Provinz
ebenfalls aus AllerhöchftemVertrauen wenigstens ein

Vertreter einer kleinen Stadt berufen würde, der das

vortrüge, was die kleinen Städte drückt? Ein Staat,
der Wert darauf legt, alle gleichmäßigzu behandeln
— und Gott sei-Dank ist ja dieses Bestreben bei allen

Behörden vorhanden —-— muß seine Einrichtungen so
treffen, daß auch unsere Beschwerden aus sachkundigem
Munde bis vor den verantwortlichenMinister gebracht
werden können, und das kann mit Erfolg nur in den

gesetzgebendenKörperfchaftengeschehen,wo der Minister
alles anhören muß, was ihm eindringlich vorgetragen
wird. Wenn wir es erreichen könnten, daß hier und

da der Vertreter einer kleinen Stadt ein Abgeordneten-
mandat bekommt, so würde ich dies aber noch für

wichtiger halten, als einen Sitz im Herrenl)anse, denn

im Herrenhause wird auf die Etats außerordentlich

wenig Zeit verwandt, denn es hat ja nur die Möglich-
keit den Etat im ganzen anzunehmen oder abzulehnen.
Das Schwergewicht liegt also im Abgeordnetenhause,
und wenn wir dort Vertreter hätten, fo würde ich den

Herren sehr gern mit Material aufwarten.

Das war es, was ich zu sagen hatte. Alle anderen

Punkte des Referats fallen weit weniger ins Gewicht,
als gerade die Schullasten. (Lebhafter Beifall).

Geheimer Regierungsrat Landrat Yorhn-Dirschau:
Leider habe ich es übersehen, daß die Sitzung heute
um 9 Uhr begann und habe daher zu meinem großen
Bedauern den ersten Teil des Vortrages von Herrn
BürgermeisterMüller nicht hören können ; der zweite
Teil aber gibt mir Veranlassung, etwas klar zu stellen,
was Ihnen Herr Müller nicht ganz deutlich gemacht
hat. Es handelt sich um die Änderungender Kreis-

besteuerung durch das Gesetz vom vorigen Jahre.
Kollege Müller wirft dem Gesetz vor, daß es den

kleinen Städten, die zum Kreise gehören, die Berech-
tigung zur Erhebung einzelnerSteuern, wie der Umsatz-
steuer, der Hundesteuer, sowie auch der steuerlichen
Heranziehung des Eisenbahnfiskusbeschränkthabe, und

zwar dadurch, daß es auch dem Kreise als solchem
die Berechtigung zur Erhebung dieser Steuern zuge-

sprochen habe. Das ist ja Tatsache, aber Herr
Müller hat den Grund verschwiegen,und wenn Sie



den Grund hören, dann werden Sie auch von dem

Gedanken -abkommen,daß hier eine Benachteiligung in

dem Sinne vorliegt, wie es Herr Müller geschildert
hat— Die erwähnteBerechtigung der Städte beruht
auf dem Kominuiialabgabengesetzvon 1893. Für die

Kreisbestenerungblieben damals die Bestimmungen der

vKreisordnungvon 1872 noch bestehen; durch die jetzige
gesetzlicheÄnderungerhalten also die Kreise nur das-

jenige, was die Städte schon 1893 durch das Kom-

niuiialabgabeiigesetzbekamen. Das gleicheRecht wäre

sicherlichauch den Kreisen schon im Jahre 1893 ge-

geben worden, wenn die Regierung nicht damals Be-

denken getragen hätte, den Fiskus schwererzu belasten.
Das wäre geschehen, denn nach der Kreisordnuiig
hatten die Kreise nicht die Berechtigung, den Fiskus
von der Einkommensteuer,sondern nur von der Grund-

uiid Gebäudesteuerheranzuziehen Zur Vermeidung
einer größerenBelastung des Fiskus — man schwamm
noch Uicht so im Golde wie heute, der Eisenbahnfiskus
warf noch nicht so ungeheure Summen ab wie jetzt —

unterließman es damals, den Kreisen auch das er-

WähnteRecht zu geben. Ietzt hat niaii das nachgeholt,
man hat den Kreisen nun dasselbe Recht gegeben,das

die Städte bereits seit 1893 als Privileg genießen.
Nun sagt Herr Müller, die Städte, welche vom
EisenbahnfiskusgroßeEinnahmen haben, würden jetzt

dadurch sehr schwer benachteiligt, daß der Kreis ein

Drittel dieser Entnahmen vorweg nimmt. Richtig,
meine Herren, ich bedaure das nnd habe das tiefste

Mitgefühl mit Dirschau, das hervorragend an der

Sache beteiligt ist, weil es das Glück hat, einen großen
Bahnhof mit großen Einnahmen zu haben. Ganz so

schlimm«stehtdie Sache aber doch nicht, wie Herr
Müller sie geschilderthat. Der Eisenbahnfiskuswird
jetzt allerdings von uns mit 73 herangezogen, und die

Stadt verliert dadurch dieses Drittel an Steuern, aber

durch das, was der Fiskus jetzt dein Kreise gibt, ek-

höht sich selbstverständlichfür den Kreis das Steuer-

soll, und der Prozentsatz der Kreisbesteuerung Lgeht
herunter. Dadurch wird schonein AusgleichgeschalleUF
der weitere Ausgleich aber, und das ist die Hauptsache-
liegt darin, daß wir nicht blos die Berechtigung haben-
den Eisenbahnfiskus heranzuziehen, sondern den Fiskus
überhaupt,den Domäneiifiskus, den Fiskus für die
Forsten u. s. w. Alle diese können jetzt auch zur Ein-
kommensteuer herangezogen werden, iiiid in KreiseZh
wo der Fiskus einen großenBesitz hat, wie auchin

Dirschau, ist infolgedesseneine ganz gewaltigeSteigerung
der von ihm zu zahlenden Steuern die Folge- Ich

habe mir die Sache für Dirschau ausgerechnet; unter
Berücksichtigungdieser Mehrleistungen des Fiskus
bleibt nur noch ein Minus von 7—8000 M. Uud
keineswegs von 30000 M. zurück. Die Ungerechtig-
keit, die Herr Müller behauptet, kann ich nicht zu-

geben. Es war eine Konsequenz des Kommunal-
abgabengesetzes, daß diese Bestimmungen getroffen
wurden. Im übrigen sage auch ich, dieseSteuern, die

-Kreissteuern, spielen lange nicht die Rolle dwiegerade
die Ausgaben, die Sie für die Schulen zu leistenhaben,
und ich stimme den Herren vollkommen darin bei,daß
hierin Wandel geschaffenwerden muß. Ich hoffe, daß
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die großenSummen, die vom nächstenJahre ab zur

Durchfiihrung des Volksschulengesetzesim Etat er-

scheinenwerden, eine gerechte Verteilung finden und

daß den kleinen Städten, die ja wirklichschwerbelastet
sind, namentlich in den östlichenProvinzen, auf irgend
eine Weise geholfen werden wird. Hoffentlich wird
die Staatsregierung da Billigkeit walten lassen und
die kleinen Städte niehr berücksichtigenals bisher-.
Auf Einzelheiten will ich mich nicht einlassen; wenn

auch hier z. B. bezüglichder Einschätzuiigans dem
Lande manches einseitig vorgetragen ist, so stimme ich
doch im Großen und Ganzen den Ausführungendes

Referenten zu. Ich hoffe, daß wenigstens die Schul-
lasten eine Ermäßigungfinden werden. (Beifall.)

HerikhterstatteizBürgermeisterMüller: Ich bin dem

Herrn Geheinirat sehr dankbar für die Ausführungen,
die er an meinen Vortrag geknüpfthat, aber ich meine,
sie widerlegeii nicht das, was ich gesagt habe. Der

Herr Geheinirat rechnet mit den Motiven, ich mit den

Tatsachen; und Tatsache ist es, daß jetzt aus einer

Schüssel,aus welcher bisher nur einer aß, immer zwei
essen; wenn aber zwei aus derselben Schüssel essen, so
bekommt jeder weniger, als wenn einem die Schüssel
zur Verfügungsteht. (Heiterkeitund Beifall.)

Geheiiiier Regierungsrat Landrat Yokhnz Die Tat-

sache steht ja fest. Ich habe auch nur ausgeführt,daß
Sie die neue gesetzlicheRegelung nicht als ungerecht
ansehen dürfen. Weiter habe ich nichts sagen wollen.

OberbürgermeisterDr. JgierstemThornzMeine Herren !

Ich habe mich selbst hier zum Wort notiert, will Sie
aber nicht lange aufhalten. Ich möchtemich kurz an

Sie wenden, um vielleichteine zu weitgehende Diskussion
zu vermeiden. Unser verehrter Herr Referent hat ja,
wie Sie durch Ihren ani Schlusse gespendeteii all-

gemeinenBeifall bekundet haben, unseres Erachtens im

Großen und Ganzen das richtige getroffen; er hat
Saiten angeschlagen,die bei uns allen einen angenehmen
Widerklang gefunden haben. Meine Herren, ich glaube,
daß, wenn wir auch nicht in jederEinzelheit mit ihm
übereinstimmen,es doch in den Grundzügen freudig
tun, und ichmöchteden Eindruck, den sein vorzügliches
eingehendes, uiigeiiieiii sachkundiges und belehreiides
Referat hervorgeruer hat, nicht gern verwischt sehen
durch eine Diskussion, die sich auf Einzelheiten einläßt.
Herr KollegeMüller-hat ausdrücklicherklärt,daß sein

heutiges Referat noch nichts abschließeiidessein soll,
daß es vielmehr nur eine Vorbereitung sein soll für
eine eveiituell später zu sassende Resolution oder für
eine Denkschrift,die an geeigneter Stelle zur Vorlage
kommen soll. Er hat an die Versammlungdie Bitte

gerichtet, daß man ihm, um dies vollendete Werk

schaffenzu können,durch Mitteilungvon weiteren Bei-

trägen an die Hand gehen möchte.Meine Herren, ich
glaube deshalb, es wird das richtige sein, wenn wir

zunächstabwarten, bis wir den heutigen Vortrag ge-
druckt vor uns haben und die darin niedergelegten
Gedanken verdaut und mit unseren Verhältnissenver-

glichen haben, wenn von uns dann schriftlichder eine
oder der andere sichmit dem Herrn Referenten in Ver-

bindung setzt und ihm Mittel an die Hand gibt, die

It)



uns für den nächstenStädtetag einen abschließenden

Vortrag sichern, auf Grund dessen wir dann auch eine

entsprechende Resolution fassen können. Wollten wir

jetzt schon Einzelheiten herausgreifen, so kämen wir zu
einer unendlichen Diskussion;- allein die Ausführungen
des Herrn Kollegen Eichhart könnten, so sehr sie
auch in ihrem Ziel unbedingt das richtige treffen, doch
bezüglichder Mittel und Wege, die er vorschlägt,ganz

entschiedenenWiderspruch hervorruer, weil wir heute
noch garnicht übersehenkönnen, was für Folgen eine

solche Regelung der Schulverhältnissenach sich ziehen
kann. Und so würde es uns bei allen andern Punkten
auch gehen, wenn wir uns heute auf eine Einzel-
diskussion einließen Ich würde Ihnen empfehlen,
davon abzusehen und vielleicht nur noch zuzulassen,
daß allgemeine Gesichtspunkte geltend gemacht werden,
falls wir nicht überhaupt die Diskussion über diesen
Gegenstand abschließen.

BürgermeisterZihlafFMarienwerden Zur Geschäfts-
ordnung möchteich zunächstbemerken, daß wir ja heute
noch viel Zeit haben. Es ist erst 11 Uhr, und bis 2

kann die Beratung ruhig fortgeführt werden. Wir

Vertreter der Städte, die hier in Frage kommen, sind
an diesem Thema derartig interessiert, daß wir keine

Veranlassung haben, uns jetzt schon den Mund zu-

zustopfen (Unruhe). Daß wir uns nicht in Details

verkrümeln werden, halte ich für selbstverständlich—

dazu fehlen uns überhauptdie Grundlagen — aber

ich halte es für ebenso selbstverständlich,daß wir die

Arbeit, zu der wir herberufen sind, auch erfüllen
müssen,und also das, was wir dazu ausführenkönnen,
auch tatsächlichvorbringen. Solange ich nicht durch
einen Beschluß der Versammlung daran verhindert
werde, werde ich mir keine Schranken in der Hinsicht
auferlegen. (Unruhe).

Nach den ausgiebigen Darlegungen des Referenten
und der beiden anderen Herren Redner könnte man ja
vielleicht meinen, das Thema sei derartig erschöpft,daß
wir am besten täten, nach Hause zu gehen; es ist aber

noch nicht erschöpft,und gerade die Tatsache, daß ich
mich zum Wort gemeldet habe und andere sich noch
melden wollen, beweist ganz klar, daß hier in dieser»

Versammlung, in welcher ein Ubermaß an Redelust
wahrhaftig nicht herrscht, doch ganz erheblicheMomente

für die Weiterberatung vorhanden sind. Das Thema
der Benachteiligung unserer Städte durch Gesetzgebung
und Verwaltung ist so unerschöpflich,daß wir gar
keine Veranlassung haben, die Sache kurz zu behandeln.

Daß wir uns mit ihr beschäftigen,ist das wichtigste,
was wir tun können. (Zuruf: Zur Sache !) Das ist
zur Sache; den Herren, denen meine Ausführungen zu

lang sind, stelle ich anheim, sie nicht anzuhören. (Un-
ruhe, Heiterkeit und Zurufe).

OberbürgermeisterDr. Herstem als Htcllvcrireter des

Vorsitzenden:Ich möchte bitten, den Redner nicht zu

unterbrechen; andererseits bitte ich aber auch ihn, das

persönlicheMoment wegzulassen und nur sachlichzu

sprechen.

BürgermeisterZitzlass(fortfahrend): Ich kenne den

Herrn garnicht, der vorhin den Zuruf gemacht hat;
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mir liegt auch alles persönlichefern; der Zwischenruf
schien mir allerdings nicht gerechtfertigt zu sein. —-

Die Lage unserer Städte ist deshalb so schlecht ge-

worden, weil wir in den maßgebendenKörperschaften
keinerlei Vertretung haben. Von unseren sämtlichen
Städten ist nur ein einziger Vertreter im Provinzial-.
landtage. Dies ist eine Erscheinung, die sonst, so viel

ich weiß, in keiner anderen Provinz wieder vorkommt ;
und zwar handelt es sich bei diesem einzigen Vertreter

um einen Herrn, der offenbar wegen seiner lang-
jährigen großen Erfahrung in der Provinz hinein--
berufen ist. Aus all den für die Kreise doch recht
bedeutenden Städten Dirschau, Marienburg, Culm,
Culmsee, Marienwerder, Dt. Eylau, Konitz, Zoppot,
Pr. Stargard ist kein einziger im Provinziallandtage.
Diese einzige Tatsache ist so bezeichnend für unsere
Lage, für die Berücksichtigung,die uns- zuteil wird

innerhalb der Provinz und durch die Gesetzgebung,
daß man jedes weitere Wort hierüber sparen könnte.
Durch Petitionen, durch Bittschriften wird eine Ände-

rung kaum herbeigeführtwerden; auf uns hört nie-

mand, wenn wir allein sind, und es ist deshalb wichtig,.
daß wir unsere Interessen zusammenkoppeln können
mit anderen wichtigen politischen nnd wirtschaftlichen
Faktoren. So viel ich weiß, ist früher der Einfluß

unserer Städte in den Parlamenten erheblich größer
gewesen als jetzt· Ich sage, wir werden erst dann

weiter kommen, wenn wir auch in den Parlamenten
Vertreter finden, die unsere Interessen wirksam wahr-
nehmen, und ich meine, daß auch das Herrenhaus da

garnicht so unbedeutend für uns ist, wie Herr Kollege
Eichhart es hinstellte. Die Herren, welche die Tätig-
keit der Oberbürgermeisterfraktionim Herren hans ver-

folgen, die werden ganz genau wissen, was sie für die

Wahrung der großstädtischenInteressen für eine Be-

deutung hat; und dasselbe wäre — ich zweifle aller-

dings daran insofern, als die kleinen Städte nie so
qualifizierte, hoch angeseheneMänner ins Herrenhaus
werden entsenden können wie die großen Städte —

dasselbe wäre theoretisch durchaus denkbar von einer

Vertretung der kleinen Städte, wenn wir eine solche
im Herrenhause hätten. Das wichtigste aber wird sein,.
daß wir versuchen, im Reichstage und in den anderen

politischen Körperschaftenzu Worte zu kommen, nnd

ich halte das durchaus nicht für unmöglich,wenn wir

den Willen zur Sache haben.
In der Frage, die Herr Kollege Eichhart anschnitt,.

will ich durchaus nicht in Details gehen, sondern mich
auf ein paar kurze Bemerkungen beschränken. Es-

fehlt an jedem Grunde, daß die Schulbildung, die-

durchaus ein staatliches Interesse darstellt, den Ge--

meinden zur Last gelegt wird. Daß die Selbstverwal-
tung eine Rolle dabei spielt, erkenne ich nun und

nimmermehr an. Von einer Selbstverwaltung in

Schulsachen ist in unsern kleinen Gemeinden keine Rede..

Selbstverwaltung bedeutet doch schließlich,daß eine-

Körperschaftkraft eigenen Rechtes etwas zu befinden
hat und daß ihre Maßnahmen nicht willkürlichab-.

geändertwerden können. Das aber ist bei uns durch-.
aus der Fall; wir können höchstensdarüber befinden,
ob wir ein Schulgebäudeso oder so hinstellen wollen,.



oder ob wir ein Gehalt, wenn die Behörde damit ein-

verstanden ist, gewähren. Sonst haben wir nichts zu

sagen, Und wir erleben es jeden Tag, daß unsere Be-

stimmungen aufgehoben werden, — und nach Maß-
gabe der jetzigenGesetzgebungja auch mit vollem Recht·

Ganz unbillig ist die Art, wie jetzt die Städte ohne
Rücksichtauf die Steuererträge,insonderheitdie Ein-
kommensteuererträgebelastet werden. Der Lehrer kostet
in Berlin soviel Wie in unseren Städten, aber das
Steuersoll beträgtin Berlin 27 M. auf den Kopf der

Bevölkerung-wärJrend es in den Städten des Regie-
rungsbezirks Marienwerder durchschnittlich3,87 M.

beträgt; es ist also eine Mehrbelastungum ca· das

Sechsfache, welche die Gemeinden in der Provinz für
ihre Schulen zu tragen haben. Nun mag es ja sein,
daß dic große Stadt im Schulwcscnmehr bietet, aber
aus welchemRecht soll denn in der Schule der großen
Stadt mehr geleistet werden als in der Schule der

kleineren? Der Staat hat ein Interesse daran, daß die

Volksschulbildungfür alle die gleiche ist, und wenn er

es einer Stadt erlaubt, daß sie mehr leistet, dann mag
er es denen gestatten, welche die Mittel dazu haben
und mehr leisten wollen, aber er darf es nichtzulassen,
daß wir das Sechsfache leisten müssenund trotzdem
unsern Bürgern doch eine noch viel weniger gute
Schulbildung geben können als die großen Städte.

Dieser unbillige Zustand läßt sich nur beseitigen,wenn

die Schule im großen und ganzen verstaatlicht wird ;
durch kiinstlicheMittel, durch Bremserlasse usw. läßt
sich die Tatsache nicht umgehen, daß die reicheren Ele-

mente in den großenStädten sind. Wir haben soviel
rühmen hören die Waldschule in,Charlottenburg; wenn

unsere Städte in der gleichen finanziellen Lage wären,
dann hätten wir ebenfalls Waldschulen. Charlotten-
burg hat ja im Verhältnis zu uns überhaupt kaum

noch Volksschüler;es ist eine sehr wohlhabende Stadt,
und das Steuereinkommen steht in umgekehrtemVer-

hältnis zu der Anzahl der Schulkinder. Wenn man

uns den Luxus der dortigen Waldschule als Muster
vor Augen führt, so kann ich nur sagen: Wenn der

Fiskus die Sache in die Hand nimmt, dann kann man

im ganzen Staat Waldfchulen haben.
Dann komme ich noch zu der Frage dersjkreis-

«angehörigkeit.Dieses Thema liebe ich ganz besonders;

es mag dies damit zusammenhängen,daß der Kreis

für die Stadt, die ich vertrete, ganz besonders schwere
Lasten«mit sich bringt. In gleicher Lage wie wir

dürfte in der Provinz wohl nur noch Zoppot sein,
das im Verhältnis zu dem, was es vom Kreise hat,
ganz enorme Lasten auf sichnehmen muß. Ich komme

nicht herum um die Frage, weshalb die großenStädte

zu den Landstraßenlastenkeinen Pfennig beitragen,
währendwir fortdauernd damit geplagt werden.

»

Ich
habe dafür keinen Grund gefunden trotz langer Uber-

iegung Hat denn die große Stadt weniger von den

umliegenden Straßen als die kleine? Den Nachweis
möchte ich einmal geführt sehen. Im großen und

ganzen liegt die Sache umgekehrt, denn die große
Stadt übt auf die Umgegend eine weit stärkereAn-

.ziehungskraft aus als die kleine. Jedenfalls bietet

unsere Kreisbesteuerung auch sehr vielseitigeAnregung
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zur Kritik. Wir haben in den Städten die Neuein-

schätzungder Gebäudesteuervor, wodurch sie vielleicht
20 M, Aufschlag erfährt. Sie ist neu zu bemessennach
dem Verhältnis der Werte von 1906X7 zu 1891. Die

Grundsteuer auf dem platten Lande wird dagegennach
wie vor festgesetzt nach dem Werte von 1860. Daß
unsere Gebäudesteuer ständigin die Höhe geht, rührt
nicht in erster Linie etwa daher, daß mehr Gebäude
gebaut werden, sondern daher, daß die Werte der Ge-
bäude so kolossal in die Höhe gehen durch die Steige-
rung des Arbeitslohns der Grundwerte und der

Materialkosten· Das alles hat sich aber auch aufdein
platten Lande geltend gemacht, die Werte haben sich
seit 1860 auch dort vollkommen verändert, aber an der

Einschätzungder Grundsteuer ist nichts geändertworden.

Mit unseren Städten geht man bei der Veranlagung
der Gebäudesteuernicht gerade sehr schonend vor, und

wenn wir die Arbeit nicht machen wollen, dann wird

sie eben von staatswegen auf unsere Kosten erledigt.
Für das platte Land heißt es: l. Es sind von den

Gemeinden überhauptkeine Arbeiten zu machen, und

2. es ist anzunehmen, daß sich dort keine Wert-

veränderungengezeigt haben. Das ist um so un-

begründeter,als ja diese ganze Schätzungüberhaupt
nur Zweck hat für die Kreis- und Provinzialbesteuerung.

Nach den Vorschriften des Kommunal- und Kreis-
abgabengesetzessind in den Kreisen durchgängigfür
Zweckedes Straßenwesensdie Realsteuern zu belasten;
aber in ganz Westpreußengibt es nur etwa 3 Kreise,
die die Realsteuern mit entsprechenden Prozentsätzen
heranziehen, überall sonst wird die Einkommensteuer,
die UUfdem Lande so minimal wenig einbringt — im

RegierungsbezirkMarienwerder auf dem Lande 0,91 M.,
in den Städten 3,87 M. auf den Kopf der Bevölke-

I«UUg- also etwa das Vierfache — auch hierzu heran-
gezogclh Und zwar wird sie durchweg mit dem gleichen
ZUschIAgebelegt wie die Realsteuern. Freund in

feinem Kommentar zum Kommunalabgabengesetzhält
das für unzulässig,aber es geschiehttrotzdem.

Ich möchtehier schließen.Ich habe Ihre Geduld,
wie mir die Zwischenrufe bemerkbar machten, schon
überaus in Anspruch genommen. Was wir tun sollen,
Wird dahin gehen müssen, das; wir alle Kräfte ver-

einigen, um den Einfluß in den Parlamenten und in

unsern Provinzialvertretungenzu erlangen, der uns

nach unserer Einwohnerzahl, nach unserer wirtschaft-
lichen, politischen und nationalen Bedeutung für die

Ostmark und nach unsern Steuerleistungen zukommt.
(Beifall).

OberbürgermeisterDr. Zweiten,als gitellvertreter des

Yorsitzendem Es tut mir leid, daß ich mir durch
meine vorherigen Ausführungen,durch die ich dem

Zweck unserer Verhandlungen am besten zu dienen

glaubte, den Unwillen nnd Zorn des Herrn Vorredners

zugezogen habe. Er hat in scharf akzentuierter Weise
erklärt, daß er sich keine Schranken werde auferlegen
lassen und daß er hier von seinem Recht der freien
Rede den weitestgehendenGebrauch machen werde.

M.H., das ist unser Wille auch; ich habe keinem aus

der Versammlung eine Schranke auferlegen wollen.



Jch habe nur zur Erwägung anheimgegebeu, auf
welchem Wege wir am besten das Ziel erreichen, das

wir erreichen wollen. Jch meinte, daß wir die Sache
erst gründlich weiter bearbeiten und dann, nachdem
wir Herrn Müller weiteren Stoff gegeben haben, sie
in erneuter Verhandlung um so eingehender beraten

sollten. Daß ich sie unter den Tisch fallen lassen
wollte oder die Herren beschränkenwollte in der Bei-

bringung weiteren und neuen Materials, das dürfte
kein anderer von Jhnen aus meinen Worten heraus-
gehörthaben. Daß wir hier auch gerne arbeiten und

sitzen wollen, bis die Sache soweit erschöpftist, wie es

für notwendig erachtet wird, das ist, glaube ich, auch
selbstverständlich,und die Herren, die mich aus meiner

22 jährigenTätigkeit in Westpreußenkennen, werden

von mir am allerwenigsten annehmen, daß ich hier
etwa aus Bequemlichkeitdie Sache von der Bildfläche

verschwinden lassen will. Jch glaubte diese Erklärung
geben zu müssen,um den Eindruck nach außen zu ver-

meiden, als wenn wir nicht alle das gleicheZiel er-

strebten, hier eine durchaus eingehende, zweckent-
sprechende Aussprache zu pflegen. (Beifall).

BürgermeisterZitzlasFMarienwerden Was ichsagte,
richtete sich in keiner Weise gegen den Herrn Vor-

sitzenden, der ja schon die allgemeine Besprechung er-

öffnet hatte. Jch hatte nur den Eindruck, daß in der

Versammlung eine gewisseUnruhe herrschte und keine

rechte Lust vorhanden war, weiter zu verhandeln. Ich
freue mich, wie mir das Bravo zu den Ausführungen
des Herrn Vorsitzenden zeigt, daß ich mich getäuscht
habe und daß Sie selbst die Weiterberatung wünschen.

BürgermeisterEichhartsDirscham Herr Geheimrat
Doehn — es ist schade, daß er nicht mehr hier ist —

hat vorhin ausgeführt, daß die Kreisbesteuerung eine

mindere Rolle spiele als die Schullasten. Das ist un-

zutreffend, wenigstens was Dirschau anlangt. Bei uns

in Dirschau sind die Kreissteuern noch größer als die

Volksschullasten. Es ist auch ein Irrtum, daß wir in

Dirschau nur um 7—8000 Mark in den Kreissteuern
erhöhtsind, es sind vielmehr 27—28000 Mark. Wir

stehen ja ganz verständigmit dem Kreise, er erkennt

die moralische Verpflichtung an, zu den Kosten des

städtischeuStraßeunetzes beizusteuern; das kann aber

widerrufen werden, und so leben wir in Unsicherheit.

Herrn Zitzlasfmöchteich entgegenhalten: Wenn er

die Schuldepntation als eine Körperschafthinstellt, die

ungeheuer wenig zu sagen habe, so vergißt er ganz

das wichtige Recht der Lehrerwahl. (Zurufe: Das

haben wir nicht). So, dann habe ich mich geirrt; in

Osterode habe ich es gehabt· (Zuruf: Ja, Ostpreußen!),
auch für Dirschau besteht es.

StadtverordnetenvorsteherDr. Zither-Elbing: M. H.
Jch versprecheIhnen, recht kurz zu sein; ich will auf
die Ausführungen des Herrn Zitzlasf, die mir im

übrigen sehr sympatisch waren, in einem Punkte ein-

gehen, in welchem ich ihm allerdings sehr energisch
widersprechenmuß. Er sprach von der Selbstverwal-
tung, die wir in Schulsachen haben, gerade so, als ob

sie garnichts wert sei. Jch gebe zu, daß sie uns

häufig nichts nützt, daß die schönstenund reichsten
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Beschlüsseder Schuldepntation, denen sichder Magistrat
angeschlossen hat, manchmal von der Regierung mit

einem einzigenFederstrich wieder beseitigt werden, ohne
daß dies auch nur motiviert wird. Das kommt vor,
und ich als langjährigesMitglied der Schuldepntation
habe einige traurige Erfahrungen damit gemacht. Wenn

das aber auch richtig ist, so muß doch auf der anderen

Seite auch zugegeben werden, daß diese Handhabung
seitens der vorgesetztenBehördenschwankend ist; sie

ist zu Zeiten mehr eingehend auf die Wünsche der

Selbstverwaltuugskörper,zu anderen Zeiten mehr wider-

sprechend. Das liegt einmal an der Unbeständigkeit
aller Dinge — alles ist im Fluß, alles läuft —, vor

allem aber an den Leuten, die oben an der Spitze
stehen, und die für den Wind, der wehen soll, ;die
jeweiligeRichtung angeben. Wenn es zeitweilig scharf
aus Norden geweht hat, so kann der Wind sich auch
einmal drehen. Das, was von der Schuldepntation
in den Städten geleistet wird, unterliegt zu ver-

schiedenenZeiten also einer verschiedenenBeurteilung
seitens der oberen Behörden. Wenn nun aberl Herr
Zitzlaff in seinem Groll über die schlechteBehandlung
seiner Schuldepntation oder· aller unserer Schuldepn-
tationen so weit geht, die Selbstverwaltung preisgeben
zu wollen, so muß ich ihm energischwidersprechen. »Im
Gegenteile, wir — und gerade auch die kleinen

Städte —- sollten uns bemühen,dahin zu wirken, daß
die Selbstverwaltung immer weiter und weiter aus-

gebaut wird, und nicht verzagen, wenn es uns einmal

schlecht geht, nicht den Kopf hängen lassen, sondern
mutig vorwärts streben. Die Selbstverwaltung, die

von Stein und Hardenberg geschaffen ist, sollen wir

als eine heilige Sache bewahren und von jedem, der

auch nur einen kleinen Stein davon abbröckeln läßt,

sagen: Das ist mein Feind, mit dem kann ich nicht
zusammengeheu. So sehr «ichim übrigen mit Herrn
Zitzlaff übereinstimme,in diesem Punkte muß ich ihm
auf das heftigste widersprechen, und ich hoffe die Ver-

sammlung auf meiner Seite zu haben. (Beifall und

Widerspruch).

Bürgermeister Zude- Löbau: Gegenüber Herrn
Eichhart möchteich bemerken, daß, soweit mir bekannt,
das Lehrerwahlrecht in Westpreußenden Städten nur

in den Kreisen Rosenberg und Marienwerder zusteht;
die übrigenhaben es nicht. (Zurufe: Oho! — Deutsch
Krone! Elbing!)

BürgermeisterZitzlafs-Marienwerder: Ich würde

Sie nicht nochmals belästigen,aber es zwingt mich
dazu die Bemerkung des Herrn Dr. Bleyer, daß ich
Gegner der Selbstverwaltungsei. Das bin ich durch--
aus nicht, sondern ich sagte nur: Diese Sorte von

Selbstverwaltung, die wir jetzt bezüglichder Schulen
haben, die sich auf rein äußereSachen beschränkt,wo

die ganze Selbstverwaltung — ich rede nicht von

unserer Stadt —

schließlichauf den Versuch hinaus-
läuft, die finanziellen Ansprücheder Schulaufsichts--
behördenmöglichstherabzustimmeu — diese Art der

Selbstverwaltung ist mir so hohe Steuerzuschlägenicht
wert, wie sie, nach dem Beispiel von Dirschau zu ur--

teilen, von der Mehrzahl unserer Städte für die Schulen



getragen Werden müssen. UnsereSelbstverwaltungist,

soweit sie die inneren Schulsragen betrisst, beiweitem

nicht so viel wert wie in Sachen-»derPolizeiverwak
tuiig, die im Namen des Königs tatig ist.

Herrn Kude möchteich erwidern,daß dasLehrer-
wahlrecht in Westpreußenzusteht·denMagsstkatenm

den Landkreisen Dt· Krone, Elbing, Rosenberg und

Marienburg nicht Marieiiwerder den

Magistrateii der Stadtkreise, und daß den Magistmteu
in anderen Kreisen das Lehrerberusungsrechtverliehen
wird, wenn die Stadt über 10000 Einwohner hat.

BürgermeisterYahe-Tuchel: Ich kann es mir nicht
versagen, im Interesse aller Städte auf einen Ubelstand
aufmerksam zu machen, der mir in letzter Zeit in

meiner Praxis sehr unaiigenehm aiifgefallen ist; er ist
ein Zeichen dafür, wie hoch wir mit Volksschullasten
bedacht werden und wie wenig weitgehend unsers
Selbstverwaltung in Schulangelegenheiten ist.·Aus
Betreiben des zuständigenKreisschulinspektorslwilldie
KgL Staatsregierung uns eine Dorsschule einrichten in

dem Stadtteile Rudabrück.

OberbürgermeisterDr. Herstem als Hiellveriteter
des Vorsitzenden(den Redner unterbrechend): Ich glaube
doch, daß das hier nicht her-gehört.DieBehandlung
einer einzigen Schullehrerstellcim Kreise Tuchel durfte
doch wohl zu weit führen bei der Beratungeiner
Frage, die da lautet: Ist die Lage der kleinen, nicht

kreisfreien Städte durch die Gesetzgebung der letzten
35 Jahre gefördert oder geschädigtworden,undwie

kann ihnen geholfen werden? (Zurus des Burgen
meisters Lutze: Ich wollte die Sache nur mit Ruck-

ficht Auf die Selbstverwaltung vorbringen).Das war

auch nur eine Abschweifung, die jetzt nicht noch auf
Spezialsälleübergeleitetwerden darf. Ich glaube,die

Erörterungderartiger Eiiizelfällekönnen wir nicht zu-
lassen. (Zuruf des BürgermeistersLutze: Wenn Sie

meinen, muß ich mich bescheiden).

Regierungsrat Dr. HchroederJDanzi·g:DaHerrGe-

heimrat Doehn fortgegangen ist, mochte ich Herrn

BürgermeisterEichhart gegenüberauf folgendesaus-

merksam machen: Soweit ich orientiert bin, ist der von

Herrn BürgermeisterEichhart angegebene Mehrbetrag
der Kreisabgaben für Dirschau von 27——2s8000M.

berechnet nach dem bisherigen Satzeder Kreisabgaben
und dem Kommunalsteuersolldes Eisenbahnfiskus Es
ist aber zu beachten, daß sichder Prozentsatzder Kreis-

abgaben infolge der stärkerenHeranziehuiigdes«Do-
mänen-, des Ansiedelungs- und desEisenbahnfiskus
herabmindern wird. Wird dies berücksichtigt,so wird

sich der von Herrn Geheimrat Doehn angegebene

Mehrbetrag für Dirschau von 7——8000M. ergeben,

Im laufenden Jahre hat sich dies bisher noch nicht,

genau feststellen lassen, da für den
Ansiedelungssäsgöisund die Gutsbezirke das Veranlagungssollsur»

d
maßgebendist und da dies, insbesondereauch lfur
Eisenbahnfiskus bisher noch nicht ermittelt ist.

-

Umg für Dirschau zunächstnoch das großeMehrher-

auskommen, aber es wird sichkünftigwohl-ausgleichen,
und die kleinen Städte werden dann tatsachlichdurch
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das Kreisabgabengesetznicht in dein Maße benach-
teiligt sein, wie der Herr Bürgermeisterannimmt.

BürgermeisterDr· Hollatthoppok Was die Schul-
lasten und das Recht der Selbstverwaltung anlangt,
so stehen ich und, wie ich annehme, ein großer Teil
der Versammlung durchaus auf dem Standpunkte des

Kollegen Zitzlasf; der Apell des Herrn Dr. Bleyer an

die Versammlung würde im Falle einer Abstimmung
wohl nicht den von ihm gewünschtenErfolg haben.
Es würde den Städten sehr leicht sein, das bischen
Selbstverwaltung, das sie in Schulsachen haben, auf-
zugeben, wenn ihnen gleichzeitigauch die Lasten ab-

genommen würden. (Sehr richtig). Das wäre die

Sache durchaus wert, denn von der Selbstverwaltung
ist jetzt nur noch das Lehrerwahlrechtin einigenKreisen
übrig geblieben. Die Aufklärung,die Herr Kollege
Zitzlaff über den Umfang diesesRechtes zuletzt gegeben
hat, kann aber nicht so recht zutreffend sein, denn in
Neustadt besteht dieses Recht auch. (Zurufe). Dann
habe ich das mißverstanden.Ich möchtenoch anregen,
ob es nicht zweckmäßigwäre, daßHerr KollegeMüller
eine Unifrage veranstaltete, durch die das Verhältnis,
in welchem die Städte sich an den Kreisabgaben be-

teiligen, genau klargestelltwird. Eine Statistik darüber
wäre sehr interessant. Ich komme zu dieser Anregung
deswegen, weil Herr Müller darauf hinwies, daß seiner
Ansicht nach den Städten nicht ausreichend gedient sein
würde, wenn sie in den Kreisen eine Vertretung nach
Maßgabe ihrer Steuerpflicht erhielten· Ich glaube,
eine Statistik würde ihn eines wesentlichanderen be-
lehren; es würde sich dann, wie ich glaube, ein Re-
sultat ergeben, das zur Evidenz erwiese, daß auf eine
Regelung in diesem Sinne niemals zu hoffen ist, denn
dann würden in den meisten Kreisen die Städte bei
weitem die Majorität erhalten. Endlich möchte ich
noch anregen, das Thema bei der nächstenBeratung
etwas weiter auszufpinnen, nämlich nicht blos die
Frage zu behandeln, wie sich die Gesetzgebung in
Bezug auf die nicht kreisfreien Städte gestaltet hat,
sondern auch die Handhabung der Gesetzgebungzu
erörtern. Ich kenne eine ganze Reihe von Be-
stimmungen, die zwar durch das Gesetz an sich den
nicht kreisfreien Städten garnicht ungünstigsind, wohl
aber durch die Handhabung

StadtverorduetenvorsteherDr. Yleyer-Elbing: Ich
kann es nur bedauern, daß der Herr Vorredner in
Bezug auf die Selbstverwaltung in Schulsachen auf
einem anderen Standpunkte steht. Es liegt um so
weniger ein Grund vor, hier die Selbstverwaltung
preisgeben zu wollen als ja die freie Lehrerwahl, wie
Sie gehört haben, nur in vier Kreisen besteht. Sollte
es da nicht würdiger für die Städte sein, die etwas
aus Selbstverwaltunghalten, auch wenn sie nicht
10000 Einwohner haben, dieses Recht der freien
Lehrerwahl zu erstreben? Das wäre viel würdigerals
die Preisgabe der Selbstverwaltung
BürgermeisterZitzlaMMarienwerden Zu den Aus-

führungen des Herrn Dr. Bleyer kann ich nur be-
merken: Das Lehrerberufungsgesetzvon 1886 ist ein
politisches, ein sogenanntes Polengesetz;es ist mit dem
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Ansiedelungsgesetzerlassen, und an seine-Änderungist
’nicht zu denken-. Der Herr Kollege aus Zoppot und

ich sind für die Verteilung der Schullasten auf die

Gesamtheit, obwohl für unsere beiden Städte der

jetzigeZustand finanziell durchaus nicht sonderlich von

Nachteil ist; Zoppot und Marienwerder würden, wenn

die Schullasten auf die Gesamtheit gelegt werden, kaum

weniger zu bezahlen haben, als jetzt. Wir haben also
nicht pro domo gesprochen,sondern ausschließlichvom

Standpunkte des Gesamtinteresses.

OberbürgermeisterDr. gern-ein als Htellvtrtreter des

YorsitzendeinEs hat sich niemand mehr zum Wort ge-

meldet. Jch erteile dem Herrn Referenten das

Schlußwort.

gerichterliaiien Bürgermeister Müller-Dr Krone:

M. H.! Ich danke Ihnen für das Interesse, mit

welchem Sie meinen Ausführungen gefolgt sind, und

für die Anerkennung, welche Sie und der Herr Vor-

sitzende denselben zuteil werden ließen. Ich hatte er-

wartet und gehofft, daß sich an meine Ausführungen

eine Debatte anschließenwürde, aber ich hatte nicht
angenommen, daß sie in so bedeutendem Maße auf
das Gebiet der Schulverwaltung übergehenwürden,
wie es tatsächlichgeschehen ist. Ich will mich nicht
weiter auf diesen Teil der Verhandlungen einlassen,
sondern nur für diejenigenHerren, die es vielleicht als

einen Mangel empfinden, daß mein Vortrag nicht mit

einer Resolution abschließt,welche Vorschlägeüber die

Art bringt, wie zu helfen sei, bemerken, daß ich die

Sache, die seit dem Bestehen des Städtetages heute
zum ersten Male von mir zur Sprache gebracht ist,
für zu vielseitig halte, um jetzt schon ganz bestimmte
Vorschläge zu machen und nach einstündigerDebatte

zu solchen eine bestimmte Stellungnahme erwarten zu
können. Ich habe nur Anregungen geben wollen, und

zwar hoffe ich, daß es nicht allein Anregungen für den

WestpreußischenStädtetag sein werden, sondern daß
man sich auch in anderen Städtetagen nach Kenntnis-

nahme von unseren Verhandlungen mit diesem Thema
beschäftigenwird, und auch wir im nächstenJahre
erneut über dies Thema verhandeln werden. (Sehr
richtig). Wenn dann die Gesamtheit der kleinen Städte

vorgeht und gemeinschaftlichden Schrei nach Berück-

sichtigung erhebt, dann wird sie ihr hoffentlich zuteil
werden. (Lebhafter Beifall).

OberbürgermeisterDr. Hei-sten,als Htellvertreter des

Vorsitzenden: Jch schließediesen Punkt der Tages-
ordnung, indem ich auch meinerseits wünsche,daß die

heute mit so großemInteresse begonnene Arbeit im

nächstenJahre zu einem Abschlussegelangen möge, der

unsern Hoffnungen, die wir an die Arbeit knüpfen,in
reichem Maße entspricht.

Wir gehen über zu Punkt6 der Tagesordnung:

Gewährung von Jahrpteisvergüustigungeu für die

von der Technischen Hochschule in Yauzig ver-

anstalteteu Houoerkutfe. -

HerichterftatteizStadtverordneter Hordimaiin-Danzig:
M. H.! Ich werde Ihre Aufmerksamkeitnur für einige
Minuten in Anspruch nehmen; ich bemerke auch im
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voraus, daß die Frage, um die es sich handelt, in

keiner Weise eine finanzielle Belastung der Gemeinden

mit sich bringt.
Zu den Maßregeln, welche die Staatsregierung in

den letzten Iahren ergriffen hat, um den Osten zu

stärkenund wirtschaftlichwiderstandsfähigerzu machen,

gehört die Errichtung der Technischen Hochschule in

Danzig nnd der Akademie in Posen. Die Aufgabe
der letzteren ist enger begrenzt als die der Hochschule.
Die Akademie soll nur dazu dienen, die allgemeine
Bildung der deutschenBevölkerungin Posen zu ver-

tiefen und nach Möglichkeitdazu Gelegenheit und An-

regung bieten. Zur Erreichung dieses Zweckes hat sich
die Eisenbahnverwaltung bereit finden lassen, Fahr-
preisermäßigungenzu bewilligen für diejenigen Hörer
aus der Provinz, welche Kurse oder semesterweiseVor-

lesungen an der Akademie belegt haben. Bis zur

Tarifreform vom 1. Mai d. J. bestand die Vergiiusti-

gung darin, daß man für den einfachenFahrpreis hin-
und zurückfahrenkonnte; seit Einführung der Tarif-

reform aber besteht sie darin, daß man für den Preis
der dritten Klasse in der zweiten und für den Preis
der vierten Klasse in der dritten fahren kann. Das

kommt annähernd auf den gleichen Preis heraus wie

früher. Nun hat zwar die HochschuleinTanzigeinen

weiteren Wirkungskreis — ihre vornehmste Aufgabe ist

die fachmännischeAusbildung der Studentenschaft —,
aber als zweitwichtigste Aufgabe ist ihr zugewiesen,
solchenTechnikern und Verwaltungsbeamten, die bereits

in der Praxis tätig sind, Gelegenheit zu geben, durch

Anhören von Kur-senihr fachmännischesWissen zu er-

weitern, und ferner soll auch diese Hochschuleebenso

wie die Akademie in Posen befruchtend und vertiefend

auf die allgemeineBildung der deutschen Bevölkerung
in Westpreußeneinwirken. Sieht man, was zweifellos
feststeht, diesen Wirkungskreis der Hochschulein Danzig
als zweckmäßigan, so wird man sich nicht genieren

dürfen, diejenigen Mittel anzuwenden, welche gceigiiet

sind, die Sonderkurse der Hochschulemöglichstweiten

Kreisen zugänglichzu machen. Die Erfahrungen in

Posen haben gezeigt, daß die Einführung von Fahr-

preisermäßigungen dazu sehr förderlichist« Wenn

jemand an einem Kursus teilnimmt, der vielleicht ein-

mal oder zweimal in der Woche all eitlem Nachmittage
stattfindet, dann kann man nicht von ihm verlangen,
daß er diese bessereInformation durch einen ständigen

Aufenthalt während der ganzen Zeit in Danzig cr-

kanft. Das wäre zu teuer-und vom wirtschaftlichen
Standpunkte aus zU VeerUUdagcgeit stellen sichdie

Kosten nicht zu hoch- Wenn et jedesmal herüberkommt,
vorausgesetzt, daß ihm die Reise verbilligt wird, Aus

diesem Grunde erlaubten wir uns nachAnschlußnahme
an die Verwaltung der Hochschuledurch den Magistrat
der Stadt Danzig tm den Städtetagmit der Bitte

heranzutreten, bei der Eifenbahnverwaltungin diesem
Sinne vorstellig zu werden. Auf die einzelnenFächer,
über die Vorträge und Kurse eingerichtetsind, will ich
nicht eingehen, die Herren werden ja im großenund

ganzen darüber unterrichtet sein, und so schließeich
mit dck Bitte- dieser im nationalen Sinne durchaus
wünschenswertenMaßnahme,auch wenn sie nur zu



den kleinen Mitteln gehört, durch Annahme der nach-
folgenden Resolution zuzustimmen:

Der XV. WestpreußischeStädtetag ersucht
seinen Vorstand, bei der KöniglichenEisenbahn-
verwaltung die Gewährung von Fahrprcis-
erniäßigungeiifür den Besuch der Technischen
Hochschulein Danzig analog den für die König-
licheAkademie in Posen gewährtenErleichterungen
anzustreben.
OberbürgermeisterDr· Zeichen, als Ziellvettreter des

Vorsitzenden:Jch eröffnedie Diskussion·— Es nieldet

sich niemand zUUi Wort. Sie haben die Resolution
gehört- Jch glAUbV,daß sie keiner weiteren Befür-

WDktng bedarf. Die Versammlung wird mit dem

Berichterstatter der Meinung sein, daß durch die ge-

forderte Maßnahme die Kulturinteressen, welche die

Danziger Hochschule mit ihren Kursen verfolgt, eine
Hebung erfahren werden; und daß jede Hebung in

kiiltureller Beziehung den Vertretern der weftpreußifchen

Städte erwünscht·ist,das bedarf keines Beweises. Ich

bitte Sie daher, die Resolution so wie sie zur Vorlage

gebracht ist, einstimmig anzunehmen. (Beifall):lEs
erhebt sich kein Widerspruch; ich konstatiere die An-

nahme der Resolution.
Damit ist auch dieser Gegenstand erledigt.

Wir kommen zum Punkt 7 der Tagesordnung:

GefchäftlicheZaitteicungem

Seitens des Vorstandes habe ich keine Mitteilungen

zu machen; ich möchtenur darauf hinweisen, daßHerr

FabrikbesitzerMuseate, der uns schon wiederholt ge-

legentlichdieser Tagung zum Führer gedient hat, die

Liebenswürdigkeithaben wird, uns nach Schluß der

Sitzung auch noch durch das Iohanniterkraiikenhaus

zu begleiten. Jch stelle anhemh daßvdieHerren, die

es sehen wollen, nach SchlußderSitzung noch hier-

bleibeii, um dann gemeinsammit Herrn Miiscate die

Besichtignng vorzunehmen Ich persönlichwerde mich

auch anschließen
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Ich möchte dann fragen, ob jemand von Ihnen
noch geschäftlicheMitteilungen zu machen hat.

BürgermeisterGichharkDirscham Ich bitte den Vor-

stand, die Drucksachen des diesjährigen Städtetages

schnellerzu versenden, als die des vorigen, damit wir

km Hand des Berichts die einzelnen Sachen erledigen
können.

Stadtverordnetenvorsteher Dr. Yleyer-Elbiiig: M. H.!
Ich glaube in Ihrer aller Sinne zu sprechen, wenn ich
hiermit in Ihrem Namen dem Herrn Vorsitzenden den

besten Dank ausspreche für die objektive, tatkräftige
Leitung, die er unserer Versammlung hat angedeihen
Iassm Zum Zeichen dieses Dankes bitte ich Sie, sich
von den Plätzen zu erheben. (Geschie·htunter leb-

hafter Zustimmung).
OberbürgermeisterDr. Hei-sten,als giellvkrtrcter des

Vorsitzenden:Namens des Vorstandes, namentlich auch
namens des abwesenden Herrn Vorsitzenden spreche ich
der Versammlung für diese liebenswürdigenWorte

herzlichstenDank aus. Wir haben uns bemüht, die

Verhandlungen so nutzbringend zu gestalten, wie es

anging; wenn es nicht in vollem Umfange gelungen
ist, so hat es nicht an gutem Willen gefehlt. Ich bitte

aber,diesen Dank vornehmlich ablenken zu dürfen auf
die Herren Berichterstatter, die in so selten frischer,
herzerquickender,sachlicher Weise den Verhandlungen
fruchtbaren Boden gegeben haben. Lebhaster Beifall).

Mit diesemDanke schließeich den fünfzehntenwest-

preufßischenStädtetag, indem ich Sie bitte, wie zu
Beginn so auch am Ende Ausdruck zu geben einem

Gefühl,das uns alle mit gleicherWärme erfüllt, dem

Gefühl der Liebe und Treue zu unserm angestammten
Herrscher-hauseSeine Majeftät, unser allergnädigster
Kaiserund König lebe hoch! Die Mitglieder haben
sich erhoben und stimmen dreimal lebhaft in den

Ruf ein).

Schluß nsk uhk.




